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Erlass des Bundesministers für Finanzen zur Feststellung, 

Überprüfung und Meldung von wirtschaftlichen Eigentümern 

gemäß dem Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz 

(WiEReG), BGBl. I Nr. 136/2017 

(WiEReG BMF-Erlass) 

 

In diesem Erlass wird die Rechtsansicht des Bundesministers für Finanzen im 

Zusammenhang mit der Feststellung, Überprüfung und Meldung von wirtschaftlichen 

Eigentümern gemäß dem Wirtschaftlichen Eigentümer Registergesetz wiedergegeben. Über 

die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten können aus dem Erlass 

nicht abgeleitet werden. Bei Erledigungen haben Zitierungen mit Hinweisen auf diesen Erlass 

zu unterbleiben. 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Allgemeines 

Mit dem Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG), BGBl. I Nr. 136/2017, wurde 

das von der 4. und 5. Geldwäscherichtlinie vorgesehene Register für Gesellschaften und 

sonstige juristische Personen sowie das Register für Trusts und trustähnliche Vereinbarungen 

in einem zentralen Register umgesetzt. Auf dieser Basis wurde das Register der 

wirtschaftlichen Eigentümer mit 15. Jänner 2018 eingerichtet und wird vom Bundesminister 

für Finanzen als Registerbehörde geführt. 

Als Ergänzung zu diesem Erlass hat die Registerbehörde auf der Homepage des BMF 

allgemeine Informationen sowie eine umfangreiche Beispielsammlung als Hilfestellung zur 

Feststellung der wirtschaftlichen Eigentümer zur Verfügung gestellt. Ebenso wird dort die 

vom BMF geführte Länderliste veröffentlicht – siehe Punkt 6.4.6 (Rechtsformspezifische 

Nachweise und länderspezifische Informationen). 
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1.2 Meldepflichtige Rechtsträger 

In den Anwendungsbereich des WiEReG fallen gemäß § 1 Abs. 2 WiEReG die folgenden 

Gesellschaften und sonstige juristische Personen mit Sitz im Inland sowie Trusts, 

trustähnliche Vereinbarungen und meldepflichtige ausländische Rechtsträger: 

▪ offene Gesellschaften; 

▪ Kommanditgesellschaften; 

▪ Aktiengesellschaften; 

▪ Gesellschaften mit beschränkter Haftung; 

▪ Flexible Kapitalgesellschaften 

▪ Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 

▪ Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit; 

▪ kleine Versicherungsvereine; 

▪ Sparkassen; 

▪ Europäische wirtschaftliche Interessensvereinigungen; (EWIV) 

▪ Europäische Gesellschaften (SE); 

▪ Europäische Genossenschaften (SCE); 

▪ Privatstiftungen gemäß § 1 PSG; 

▪ sonstige Rechtsträger, deren Eintragung im Firmenbuch gemäß § 2 Z 13 FBG vorgesehen 

ist; 

▪ Vereine gemäß § 1 VerG; 

▪ Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015; 

▪ aufgrund eines Landesgesetzes eingerichtete Stiftungen und Fonds, sofern die 

Anwendung dieses Bundesgesetzes landesgesetzlich vorgesehen ist; 

▪ Trusts gemäß § 1 Abs. 3 WiEReG, wenn sie vom Inland aus verwaltet werden, oder falls 

sich die Verwaltung nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, wenn 

der Trustee im Namen des Trusts im Inland eine Geschäftsbeziehung aufnimmt oder sich 

verpflichtet, Eigentum an einem im Inland gelegenen Grundstück zu erwerben. Eine 

Verwaltung im Inland liegt insbesondere dann vor, wenn der Trustee seinen Wohnsitz 

bzw. Sitz im Inland hat; 
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▪ trustähnliche Vereinbarungen, wenn sie vom Inland aus verwaltet werden, oder falls sich 

die Verwaltung nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, wenn die 

mit einem Trustee vergleichbare Person im Namen der trustähnlichen Vereinbarung im 

Inland eine Geschäftsbeziehung aufnimmt oder sich verpflichtet, Eigentum an einem im 

Inland gelegenen Grundstück zu erwerben.  Eine Verwaltung im Inland liegt 

insbesondere dann vor, wenn der mit einem Trustee vergleichbare Gewalthaber 

(Treuhänder) seinen Wohnsitz bzw. Sitz im Inland hat. 

▪ meldepflichtige ausländische Rechtsträger; das sind Gesellschaften, Stiftungen und 

vergleichbare juristische Personen, deren Sitz sich nicht im Inland oder einem anderen 

Mitgliedstaat befindet, sofern sie sich verpflichten, Eigentum an einem im Inland 

gelegenen Grundstück zu erwerben.  

Definitionsgemäß nicht in den Anwendungsbereich des WiEReG fallen: 

▪ Im Firmenbuch eingetragene Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften, da 

diese ein rechtlich unselbständiger Teil eines Rechtsträgers mit Sitz im Ausland sind 

▪ Wohnungseigentümergemeinschaften 

▪ Agrargemeinschaften 

▪ Gesellschaften nach bürgerlichem Recht 

▪ Einzelunternehmer, auch wenn diese im Firmenbuch protokolliert sind 

▪ Kirchen, Rechtsformen nach kirchlichem Recht (z.B. kanonische Stiftungen und 

anerkannte Religionsgemeinschaften) 

▪ Politische Parteien 

Bei allen Rechtsträgern, die aus dem Firmenbuch bzw. aus dem Vereinsregister übernommen 

werden, sowie bei gemeinnützigen Stiftungen und Fonds ist eine Prüfung, ob ein Sitz im 

Inland vorliegt, nicht erforderlich, da dies automatisationsunterstützt erfolgt. Bei Trusts, 

trustähnlichen Vereinbarungen und meldepflichtigen ausländischen Rechtsträgern ist 

hingegen von den verantwortlichen Personen zu prüfen, ob die im Anwendungsbereich 

genannten Voraussetzungen vorliegen. Siehe dazu Punkt 2.9 (Trusts und trustähnliche 

Vereinbarungen) sowie Punkt 2.10 (Meldepflichtige ausländische Rechtsträger). 

Ausnahmen vom Anwendungsbereich des § 1 WiEReG bedeuten keine Ausnahme vom 

Anwendungsbereich der berufsspezifischen Sorgfaltspflichten gemäß anderer 

Aufsichtsgesetze. Umgekehrt sind auch Ausnahmen, die in anderen Aufsichtsgesetzen 
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vorgesehen sind, wie beispielsweise die Ausnahme für börsennotierte Gesellschaften gemäß 

§ 2 Z 3 FM-GwG, nicht für das WiEReG anwendbar. 

Gemäß § 1 Abs. 2 WiEReG fallen auch börsennotierte Aktiengesellschaften in den 

Anwendungsbereich des WiEReG. Der § 2 Z 3 FM-GwG umfasst die Begriffsbestimmungen 

und legt die für das FM-GwG gültigen Begriffe fest. An dieser Stelle wird im FM-GwG somit 

festgehalten, dass die Definition eines wirtschaftlichen Eigentümers gemäß § 2 Z 1 WiEReG 

für das FM-GwG im Hinblick auf börsennotierte Gesellschaften keine Anwendung findet. Dies 

bedeutet jedoch keine Ausnahme von der Meldeverpflichtung nach dem WiEReG, welches in 

§ 1 Abs. 2 Z 3 Aktiengesellschaften ausdrücklich unter den Anwendungsbereich des WiEReG 

stellt. Auch für börsennotierte Gesellschaften und Rechtsträger gemäß § 1 Abs. 2 WiEReG, 

die von börsennotierten Gesellschaften kontrolliert werden, sind daher die wirtschaftlichen 

Eigentümer nach den Bestimmungen des § 2 WiEReG zu ermitteln und an das Register zu 

melden. 

2 Definition des wirtschaftlichen Eigentümers 

Im Sinne des Einleitungssatzes des § 2 WiEReG sind wirtschaftliche Eigentümer jene 

natürlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle ein Rechtsträger letztlich 

steht. Bei Gesellschaften (§ 2 Z 1 WiEReG) sind wirtschaftliche Eigentümer jene natürlichen 

Personen, die direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Aktien oder Stimmrechten 

(einschließlich in Form von Inhaberaktien) halten, ausreichend an der Gesellschaft beteiligt 

sind (einschließlich in Form eines Geschäfts- oder Kapitalanteils) oder Kontrolle auf die 

Gesellschaft ausüben. 

Daraus ergibt sich, dass wirtschaftliche Eigentümer einer Gesellschaft nur natürliche 

Personen sein können, die 

▪ direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Aktien halten oder ausreichend an 

der Gesellschaft beteiligt sind (1. Fallgruppe), 

▪ direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Stimmrechten an der Gesellschaft 

halten (2. Fallgruppe) oder 

▪ Kontrolle auf die Gesellschaft ausüben (3. Fallgruppe). 

Das Vorliegen der Voraussetzungen der drei Fallgruppen ist für jeden potentiellen 

wirtschaftlichen Eigentümer gesondert zu prüfen. Die erfolgreiche Feststellung eines oder 

mehrerer wirtschaftlicher Eigentümer nach der ersten oder zweiten Fallgruppe befreit daher 
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nicht von der Verpflichtung zur Feststellung allfälliger weiterer wirtschaftlicher Eigentümer 

nach den verbleibenden Fallgruppen. 

Es sind daher alle natürlichen Personen, die die Voraussetzungen einer oder mehrerer der 

drei Fallgruppen erfüllen, als wirtschaftliche Eigentümer festzustellen und zu melden. Nur 

wenn nach allen drei Fallgruppen kein wirtschaftlicher Eigentümer ermittelt werden kann, 

darf ein subsidiärer wirtschaftlicher Eigentümer (= oberste Führungsebene des 

meldepflichtigen Unternehmens) festgestellt und gemeldet werden. 

Bei der Feststellung ist direktes von indirektem Eigentum zu unterscheiden: 

▪ Direktes wirtschaftliches Eigentum liegt vor, wenn eine natürliche Person einen 

Anteil von Aktien oder Stimmrechten von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr 

als 25% an der Gesellschaft hält oder eine natürliche Person oder mehrere natürliche 

Personen gemeinsam direkt Kontrolle auf die Gesellschaft ausüben. 

▪ Indirektes Eigentum liegt vor, wenn ein Rechtsträger einen Anteil von Aktien oder 

Stimmrechten von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr als 25% an der 

Gesellschaft hält und eine natürliche Person oder mehrere natürliche Personen 

gemeinsam direkt oder indirekt Kontrolle auf diesen Rechtsträger ausüben. 

2.1 Direktes Eigentum 

Direkter wirtschaftlicher Eigentümer gemäß § 2 Z 1 lit. a sublit. aa WiEReG ist eine natürliche 

Person, die einen Anteil von Aktien, Beteiligungen oder Stimmrechten von mehr als 25% an 

der zu meldenden Gesellschaft hält; sowie eine natürliche Person oder mehrere natürliche 

Personen, die gemeinsam direkt Kontrolle auf die meldende Gesellschaft ausübt bzw. 

ausüben. 

Beispiel direktes Eigentum: Person 3 ist direkter wirtschaftlicher Eigentümer der 
GmbH A, da Person 3 mit mehr als 25% an der GmbH A beteiligt ist. Die Personen 1 
und 2 sind keine wirtschaftlichen Eigentümer, da diese mit weniger als 25% an der 
GmbH A beteiligt sind. 
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Dabei ist zu beachten, dass alle genannten Fallgruppen unabhängig voneinander direktes 

wirtschaftliches Eigentum begründen. So kann beispielsweise direktes Eigentum einer 

natürlichen Person allein durch direkte Kontrolle auf die Gesellschaft begründet werden, auch 

wenn diese Person keinen ausreichenden Anteil an Aktien, Beteiligungen oder Stimmrechten 

an der Gesellschaft hält, während eine andere natürliche Person aufgrund einer direkten 

Beteiligung von mehr als 25% wirtschaftlicher Eigentümer ist. Ebenso kann eine Person mit 

einer Beteiligung von 20% wirtschaftlicher Eigentümer sein, wenn diese über 30% der 

Stimmrechte verfügt. 

Beispiel direktes Eigentum (Beteiligung/Stimmrechte unterschiedlich): 
Person 1 ist – obwohl sie an GmbH A nur mit 20% beteiligt ist – direkter 
wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A, da sie über 60% der Stimmrechte verfügt. 
Person 2 ist kein direkter wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A, da sie mit 20% 
keine ausreichende Beteiligung hält, mit 20% über keinen ausreichenden Anteil an 
Stimmrechten verfügt und auch sonst keine Kontrolle ausübt. Person 3 ist direkter 
wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A, da sie mit einem Anteil von 60% ausreichend 
an der GmbH A beteiligt ist. 

 

2.2 Indirektes Eigentum 

Indirektes wirtschaftliches Eigentum gemäß § 2 Z 1 lit. a sublit. bb WiEReG liegt vor, wenn 

▪ eine natürliche Person oder mehrere natürlichen Personen gemeinsam direkt oder 

indirekt Kontrolle auf einen Rechtsträger ausübt bzw. ausüben, der wiederum einen 
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Aktienanteil, eine Beteiligung oder Stimmrechte von mehr als 25% am meldepflichtigen 

Rechtsträger hält (Variante 1). 

▪ Wenn mehrere Rechtsträger, die von derselben natürlichen Person oder denselben 

natürlichen Personen direkt oder indirekt kontrolliert werden, insgesamt einen 

Aktienanteil, eine Beteiligung oder Stimmrechte von mehr als 25% an der Gesellschaft 

halten, so ist diese natürliche Person oder sind diese natürlichen Personen wirtschaftliche 

Eigentümer (Variante 2). 

Bei dieser Beurteilung sind in jedem Fall auch jene natürlichen Personen und Rechtsträger 

einzubeziehen, deren individuelle Anteile unter dem Schwellenwert für direktes oder 

indirektes Eigentum liegen. Dies gilt insbesondere dann, wenn zusätzliche Anhaltspunkte 

vorliegen, die ein wirtschaftliches Eigentum nahelegen. Die Prüfung hat soweit zu erfolgen, 

als dies zum Verständnis der Eigentums- und Kontrollstruktur erforderlich ist (§ 3 Abs. 1 

WiEReG). Praktisch bedeutsam ist diese Prüfung, da sich wirtschaftliches Eigentum etwa 

auch erst durch die Zusammenrechnung von Anteilen ergeben kann. 

Beispiel indirektes Eigentum (Variante 1): Eigentümer der GmbH A sind eine 
natürliche und eine juristische Person. Person 1 ist direkter wirtschaftlicher Eigentümer 
der GmbH A, da Person 1 mit mehr als 25% an der GmbH A beteiligt ist. Der direkte 
Eigentümer der GmbH B, Person 2, ist indirekter wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH 
A, da Person 2 direkt Kontrolle auf GmbH B ausübt. GmbH B ist dabei der oberste 
Rechtsträger. 

 

Beispiel indirektes Eigentum (Variante 2): Person 2 ist durch die Beteiligungen 
an GmbH B, GmbH C und GmbH D indirekt an der GmbH A beteiligt. Person 2 ist somit 
indirekter wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A, da sie mehrere Rechtsträger direkt 
kontrolliert, die in Summe mehr als 25% der Anteile der GmbH A halten. 
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Zusammengerechnet ergeben die Anteile von GmbH B, GmbH C und GmbH D einen 
Anteil von 26% an GmbH A. 

 

2.2.1 Hinzurechnung von direkten gehaltenen Anteilen bei indirekten 

wirtschaftlichen Eigentümern bzw. Zusammenrechnung von direkten 

und/oder indirekten Anteilen 

Bei der Berechnung der Anteile und Beteiligungen natürlicher Personen sind zu indirekten 

Anteilen gemäß § 2 Z 1 lit. a sublit. bb 3. Satz WiEReG auch immer die direkt gehaltenen 

Anteile hinzuzurechnen. Diese Hinzurechnung hat immer nur auf derselben 

Beteiligungsebene zu erfolgen. Wenn die betreffende Person über keinen ausreichenden 

direkten Anteil verfügt, so ist diese nur als indirekter wirtschaftlicher Eigentümer zu melden. 

Beispiel Zusammenrechnung direkter und indirekter Anteile: Die für Person 2 
notwendigen 25% an der GmbH A werden in Kombination mit dem direkten Anteil von 
20% und dem indirekt über die GmbH B gehaltenen Anteil von 20% hergestellt. Für 
die Zusammenrechnung der direkten und indirekten Anteile ist es erforderlich, dass die 
Person 2 Kontrolle auf die GmbH B ausüben kann. Dies ist gegeben, da die Person 2 
mit 75% an der GmbH B beteiligt ist. Durch die von Person 2 direkt gehaltenen Anteile 
an der GmbH A entsteht somit wirtschaftliches Eigentum über die GmbH B, obwohl 
diese nur mit 20% an der GmbH A beteiligt ist und somit alleine kein wirtschaftliches 
Eigentum begründen könnte. 
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Bei einer Person, die eine Funktion bei einer am meldepflichtigen Rechtsträger beteiligten 

Privatstiftung ausübt, sind von dieser Person direkt gehaltene Anteile den Anteilen der 

Privatstiftung hinzuzurechnen. Auf das wirtschaftliche Eigentum der übrigen Personen, die 

Funktionen bei der Privatstiftung ausüben, wirkt sich dies jedoch nicht aus.  

Beispiel Zusammenrechnung direkter und indirekter Anteile bei 
Funktionsträgern: Wenn eine Privatstiftung (Stiftung A) mit 15% am 
meldepflichtigen Rechtsträger GmbH A beteiligt ist und die Person 1/der Stifter mit 
ebenfalls 15% direkt beteiligt ist, dann ist über die Privatstiftung nur die Person 1/der 
Stifter wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A. Da die Personen im Stiftungsvorstand 
und die Begünstigten durch die zu geringe Beteiligung der Privatstiftung keine 
wirtschaftlichen Eigentümer sind, ist lediglich Person 1 als indirekter wirtschaftlicher 
Eigentümer der GmbH A zu melden. Die Privatstiftung A ist als oberster Rechtsträger 
zu melden. Sofern es sich bei der Privatstiftung A um eine inländische Privatstiftung 
handelt, ist im Meldeformular ausdrücklich auf die automationsunterstützte Übernahme 
der wirtschaftlichen Eigentümer aus der Meldung der Privatstiftung A zu verzichten, da 
andernfalls sämtliche Funktionsträger der Privatstiftung in die Meldung der GmbH A 
übernommen werden würden.  



13 

 

 

Ebenso ist vorzugehen, wenn bei zwei oder mehreren Privatstiftungen, die direkt oder 

indirekt keine ausreichenden Anteile am meldepflichtigen Rechtsträger halten, die Personen 

teilweise ident sind. Die betreffenden Personen (zB der Stifter, Begünstigte oder 

Stiftungsvorstände), die bei mehreren Privatstiftungen Funktionen ausüben, können durch 

Zusammenrechnung der Anteile wirtschaftliche Eigentümer werden. Die übrigen 

Funktionsträger sind keine wirtschaftlichen Eigentümer, weswegen – wenn sich der Sitz der 

Privatstiftung im Inland befindet – bei der Meldung der Privatstiftung als oberster 

Rechtsträger ausdrücklich auf die automationsunterstützte Datenübernahme der 

wirtschaftlichen Eigentümer aus der Meldung der Privatstiftung verzichtet werden muss und 

lediglich die identen Personen als indirekte wirtschaftliche Eigentümer mit der jeweiligen 

Privatstiftung als oberster Rechtsträger zu melden sind (Eine Meldung als oberster 

Rechtsträger ohne diesen Verzicht würde zur automatisierten Übernahme der übrigen 

Personen führen). 

Beispiel Zusammenrechnung bei Funktionsträgern: Bei der Privatstiftung A und 
der Privatstiftung B ist eine Person ident (der Stifter). Weder die Privatstiftung A noch 
die Privatstiftung B üben Kontrolle auf die GmbH B aus. Da der Stifter aber eine 
Funktion bei der Privatstiftung A und der Privatstiftung B ausübt, sind die Beteiligungen 
der Privatstiftung A und der Privatstiftung B an der GmbH B zusammenzurechnen, 
wodurch nur im Hinblick auf den Stifter ein Kontrollverhältnis hergestellt wird. Der 
Stifter wird dadurch indirekter wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A mit der 
Privatstiftung A und der Privatstiftung B als oberste Rechtsträger. Die übrigen 
Funktionsträger der Privatstiftung A und der Privatstiftung B sind keine wirtschaftlichen 
Eigentümer der GmbH A. Sofern es sich bei den beiden Privatstiftungen um inländische 
Privatstiftungen handelt, ist daher im Meldeformular ausdrücklich auf die 
automationsunterstützte Übernahme der wirtschaftlichen Eigentümer aus den 
Meldungen der beiden Privatstiftungen zu verzichten. 
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2.3 Kontrolle 

Das wirtschaftliche Eigentum an Rechtsträgern gemäß der Definition in § 2 Z 1 WiEReG kann 

auch durch Ausübung von Kontrolle auf die Gesellschaft begründet werden. Von Kontrolle ist 

auszugehen, wenn eine natürliche Person 

▪ direkt oder indirekt einen Aktienanteil von 50% zuzüglich einer Aktie oder eine 

Beteiligung von mehr als 50% hält; 

▪ eines oder mehrere der Kriterien des § 244 Abs. 2 UGB erfüllt: 

− die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter zusteht, 

− das Recht zusteht, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 

Aufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen, und sie gleichzeitig Gesellschafter ist 

oder 

− das Recht zusteht, einen beherrschenden Einfluss auszuüben, oder 

− auf Grund eines Vertrages mit einem oder mehreren Gesellschaftern des 

Tochterunternehmens das Recht zur Entscheidung zusteht, wie Stimmrechte der 

Gesellschafter, soweit sie mit ihren eigenen Stimmrechten zur Erreichung der 

Mehrheit aller Stimmen erforderlich sind, bei Bestellung oder Abberufung der 

Mehrheit der Mitglieder des Leitungs- oder eines Aufsichtsorgans auszuüben sind. 

▪ eine Funktion gemäß § 2 Z 2 oder Z 3 WiEReG bei einem obersten Rechtsträger innehat; 
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▪ die Gesellschaft auf andere Weise letztlich kontrolliert; 

▪ aufgrund einer entsprechenden Treuhandvereinbarung oder einer vergleichbaren 

rechtlichen Vereinbarung auf das Treugut (Aktienanteil, Beteiligung) einwirken kann. 

Eine bloße Beteiligung am Gewinn und/oder Verlust einer Gesellschaft begründet für sich 

alleine keine Kontrolle. 

2.3.1 Stimmrechtsbindungen und Syndikatsverträge 

Ein Syndikatsvertrag zwischen Gesellschaftern einer bereits bestehenden oder erst zu 

gründenden Kapital- oder Personengesellschaft ist eine zusätzliche schuldrechtliche 

Absprache, die das Gesetz und den Gesellschaftsvertrag ergänzt. Die Stimmrechtsbindung 

als Bestandteil dieses Vertrags kann die Bildung einer Mehrheit in der 

Gesellschafterversammlung in der Syndikatsgesellschaft ermöglichen. 

Ein Syndizierungsvertrag begründet nur dann wirtschaftliches Eigentum, wenn dieser über 

die bloße Kooperation bei der Stimmrechtsausübung, bei Uneinigkeit ein 

Schlichtungsverfahren oder eine vorgesehene Entscheidung eines Dritten hinausgeht. Bei der 

Feststellung von wirtschaftlichem Eigentum bedeutet dies, dass ein Syndizierungsvertrag nur 

dann wirtschaftliches Eigentum begründet, wenn dieser das Recht auf die Mehrheit der 

Stimmrechte oder das Recht auf Bestellung/Abberufung der Mehrheit der Organmitglieder 

gewährleistet (siehe auch Nowotny in Straube/Ratka/Rauter, UGB II/RLG3 § 244; 

Stand 1.11.2011, rdb.at). 

Ein Stimmrechtsbindungs- oder Syndikatsvertrag begründet daher wirtschaftliches Eigentum 

einer Person, wenn diese Person durch die vertragliche Vereinbarung die Stimmrechte 

anderer Gesellschafter ausüben darf. Entscheidend ist daher, dass einem Gesellschafter oder 

einer Gesellschaftergruppe die Möglichkeit eingeräumt wird, eine Mehrheit zu erlangen, die 

diese mit ihren Gesellschaftsanteilen bei direkter Abstimmung in der 

Gesellschafterversammlung nicht erreichen würde. Diesem Gesellschafter muss daher die 

Mehrheit der Stimmrechte innerhalb des Syndikats zukommen. 

Beispiel Syndikatsvertrag: Person 1, die einen Gesellschaftsanteil von 40% an der 
GmbH B hält und Person 2, die einen Gesellschaftsanteil von 20% an der GmbH B hält, 
haben einen Syndikatsvertrag geschlossen, der eine mehrheitliche Entscheidung im 
Syndikat vorsieht. Damit hat Person 1 allein durch den Syndikatsvertrag eine 
gesicherte Mehrheit und damit Kontrolle im Sinne des § 244 Abs. 2 UGB erlangt. 
Person 1 stehen im Konsortium 40/60stel der Stimmrechte zur Verfügung, durch die sie 
Einfluss auf 60% der Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung hat. Person 2 und 
3 sind mangels Kontrolle keine wirtschaftlichen Eigentümer der GmbH A. 
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2.3.2 Gemeinsame Kontrolle (Personengruppen) 

Zu beachten ist, dass im Anwendungsbereich des § 244 Abs. 2 UGB grundsätzlich jede der 

Ziffern immer nur von einer Muttergesellschaft erfüllt werden kann, es aber auch möglich ist, 

dass verschiedene Muttergesellschaften unterschiedliche Ziffern verwirklichen. 

Für das WiEReG bedeutet das beispielsweise, dass bei einem obersten Rechtsträger 

▪ einer Person A die Mehrheit der Stimmrechte zustehen kann und 

▪ einer Person B, die nur 20% der Aktien hält, das Recht zustehen kann, die Mehrheit der 

Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder 

abzuberufen. 

In diesem Beispiel üben sowohl die Person A als auch die Person B Kontrolle aus. Eine 

gemeinsame Kontrolle kann sich daher im Anwendungsbereich des § 244 Abs. 2 UGB nicht 

ergeben. 

Die Definition des § 2 WiEReG sieht aber auch das Konzept einer gemeinsamen Kontrolle 

durch mehrere Personen vor. Eine gemeinsame Kontrolle kann sich aus einer 

entsprechenden Satzungsbestimmung, Stimmrechtsbindungen oder einem Syndikatsvertrag 

ergeben. Entscheidend ist, dass diese Personen nach außen hin gemeinsam auftreten und 

innerhalb des Konsortiums einstimmig entscheiden. Diesfalls sind alle Gesellschafter, die 

Vertragsparteien des betreffenden Vertrages sind, auch als wirtschaftliche Eigentümer 

festzustellen. Bei einer mehrheitlichen Entscheidung im Syndikat kann nur eine Kontrolle – 

und somit ein wirtschaftliches Eigentum – jenes Syndikatsmitgliedes vorliegen, das die 

Mehrheit der Stimmrechte im Syndikat hat. 
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Wenn nur zwei Gesellschafter einen Syndikatsvertrag abgeschlossen haben, dann liegt 

ebenfalls eine gemeinsame Kontrolle vor, wenn diese nach außen hin geschlossen auftreten 

und im Innenverhältnis ein Mechanismus zur Entscheidungsfindung vorgesehen ist. 

Eine gemeinsame Kontrolle kann sowohl bei direktem als auch bei indirektem 

wirtschaftlichem Eigentum vorliegen. 

Ein wesentlicher Unterschied zu § 244 Abs. 2 UGB liegt darin, dass alle Mitglieder des 

Konsortiums wirtschaftliche Eigentümer sind, auch wenn diese innerhalb des Konsortiums 

nicht über die Mehrheit der Stimmrechte verfügen. 

2.3.3 Herstellung von Kontrolle durch Treuhandschaftsverträge 

In § 2 Z 1 Schlussteil WiEReG wird festgelegt, dass ein Treugeber oder eine vergleichbare 

Person Kontrolle durch ein Treuhandschaftsverhältnis oder ein vergleichbares 

Rechtsverhältnis ausübt. Kontrolle durch einen Treuhandschaftsvertrag kann sowohl im 

Hinblick auf direkte und indirekte Eigentümer als auch innerhalb einer Beteiligungskette 

vorkommen. Ebenso kann durch einen Treuhandschaftsvertrag ein Kontrollverhältnis 

zwischen zwei juristischen Personen hergestellt werden. 

Es handelt sich somit auch um direktes wirtschaftliches Eigentum, wenn eine natürliche oder 

juristische Person (Treuhänder) einen ausreichenden Anteil oder eine ausreichende 

Beteiligung (Treugut) an einem Rechtsträger aufgrund einer Treuhandvereinbarung (oder 

einer vergleichbaren rechtlichen Vereinbarung) für einen Dritten (Treugeber) direkt hält. Da 

dem Dritten das Treugut aufgrund der entsprechenden Vereinbarung unmittelbar 

zurechenbar ist, ist dieser auch direkter wirtschaftlicher Eigentümer. Zusätzlich ist aber auch 

der Treuhänder als zivilrechtlicher Eigentümer aufgrund des Haltens eines ausreichenden 

Anteils oder einer ausreichenden Beteiligung direkter wirtschaftlicher Eigentümer. 

Die Kontrolle des Treugebers besteht immer im Hinblick auf die treuhändig gehaltenen 

Geschäfts- oder Kapitalanteile. Der Treugeber ist gedanklich an die Stelle des Treuhänders 

zu setzen und es ist zu prüfen, ob unter Zusammenrechnung mit anderen direkt und indirekt 

gehaltenen oder kontrollierten Anteilen ein wirtschaftliches Eigentum des Treugebers oder 

einer diesem übergeordneten natürlichen Person (etwa durch einen weiteren 

Treuhandschaftsvertrag) besteht. Ergibt sich auch unter Zusammenrechnung aller Anteile 

keine ausreichende Beteiligung des Treugebers (bspw., weil ein Anteil von 25% oder 

weniger treuhändig gehalten wird und keine weiteren Beteiligungen bestehen), dann ist der 

Treugeber kein wirtschaftlicher Eigentümer. 
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Ist der Treugeber eine juristische Person, dann ist zu prüfen, ob natürliche Personen, die 

dieser juristischen Person übergeordnet sind, durch dieses Kontrollverhältnis wirtschaftliche 

Eigentümer werden. Wenn bspw. eine Privatstiftung, eine gemeinnützige Stiftung oder 

Fonds, ein Trust oder eine trustähnliche Vereinbarung Treugeber ist, dann sind deren 

Funktionsträger wirtschaftliche Eigentümer, sofern der treuhändig gehaltene Anteil 

wirtschaftliches Eigentum begründet. Wenn bspw. eine GmbH Treugeber ist, dann wird 

durch den Treuhandschaftsvertrag die Kontrollkette hergestellt. Natürliche Personen, die 

Kontrolle auf die GmbH ausüben, sind diesfalls wirtschaftliche Eigentümer des 

meldepflichtigen Rechtsträgers.  

Gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a WiEReG hat der meldepflichtige Rechtsträger die Art und den 

Umfang des wirtschaftlichen Interesses aller wirtschaftlichen Eigentümer unter Angabe ob 

ein relevantes Treuhandschaftsverhältnis vorliegt und ob der wirtschaftliche Eigentümer 

Treuhänder oder Treugeber ist, bekannt zu geben. Auch Treuhandschaften, die lediglich eine 

Kontrolle zwischen Rechtsträgern in der Eigentümerkette herstellen, müssen bei der 

Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer berücksichtigt und – sofern ein für die Ermittlung 

des wirtschaftlichen Eigentums relevantes Treuhandschaftsverhältnis vorliegt – bei der 

Meldung angegeben werden (§ 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG). Relevant im Sinne dieser 

Bestimmung sind jene Treuhandschaften, aufgrund derer  

• eine natürliche Person wirtschaftlicher Eigentümer des zu meldenden Rechtsträgers 

wird, oder  

• durch die eine Kontrolle in der Eigentümerkette hergestellt wird, wodurch eine 

natürliche Person wirtschaftlicher Eigentümer des zu meldenden Rechtsträgers wird, 

oder  

• sich Art oder Umfang des wirtschaftlichen Eigentums ändern.  

Daraus ergibt sich, dass bei subsidiären Meldungen der obersten Führungsebene keine 

relevanten Treuhandschaften iSd § 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG vorliegen bzw. gemeldet werden 

können. Wird bei der Meldung eines wirtschaftlichen Eigentümers ein 

Treuhandschaftsverhältnis bejaht, da dieser Treuhänder oder Treugeber ist, so liegt 

jedenfalls ein relevantes Treuhandschaftsverhältnis vor.  

Beispiel Treuhandschaft zwischen natürlichen Personen: Die rechtlichen 
Eigentümer der GmbH A sind zwei natürliche Personen (Person 1 und 2) sowie eine 
juristische Person (GmbH B). Person 1 hält die Anteile treuhändig für Person 4, 
Person 2 hält die Anteile treuhändig für Person 5. Da die von Person 1 treuhändig 
gehaltenen Anteile zu einem wirtschaftlichen Eigentum von Person 4 führen, sind 
Person 1 und 4 als direkte wirtschaftliche Eigentümer an das Register zu melden. 
Personen 2 und 5 sowie die Treuhandschaft zwischen den Personen müssen nicht an 
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das Register gemeldet werden, da die von Person 2 treuhändig gehaltenen Anteile kein 
wirtschaftliches Eigentum begründen. Zusätzlich muss in diesem Beispiel auch Person 3 
als indirekter wirtschaftlicher Eigentümer an das Register gemeldet werden. 

 

 

Beispiel Treuhandschaft innerhalb der Beteiligungskette: GmbH B und C sind 
Gesellschafter der GmbH A. GmbH B hält dabei 33% der Anteile treuhändig für 
GmbH D. Person 1 ist alleiniger Eigentümer der GmbH D. Die Treuhandschaft stellt 
eine Kontrollkette zwischen GmbH B und GmbH D her, wodurch Person 1 
wirtschaftlicher Eigentümer der GmbH A wird. Es liegt daher ein relevantes 
Treuhandschaftsverhältnis vor, welches gemäß § 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG bei der 
Meldung anzugeben ist. Sowohl Person 1 als auch Person 2 sind als indirekte 
wirtschaftliche Eigentümer zu melden. 
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2.3.4 Berufsmäßige Parteienvertreter als Treuhänder 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Treuhandschaften bei Meldungen an das Register 

anzugeben sind, wenn der Treuhänder oder Treugeber (aufgrund ausreichender Anteile, 

Stimmrechte bzw. Kontrolle) wirtschaftliche Eigentümer sind bzw. wenn es sich um relevante 

Treuhandschaftsverhältnisse iSd § 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG handelt. Dies gilt unabhängig 

davon, ob diese bereits anderweitig (bspw. bei Banken oder dem Finanzamt) offengelegt 

wurden. 

Halten berufsmäßige Parteienvertreter beispielsweise in einer Gesellschaft als 

Alleingesellschafter treuhändig die Anteile für einen oder mehrere Klienten, so ist der 

berufsmäßige Parteienvertreter jedenfalls aufgrund seines rechtlichen Eigentums auch 

wirtschaftlicher Eigentümer. Bei der Meldung ist anzugeben, dass die Anteile treuhändig 

gehalten werden und der Parteienvertreter als Treuhänder auftritt. Ist der Treugeber eine 

natürliche Person, so ist dieser als wirtschaftlicher Eigentümer mit der Angabe, dass eine 

Treuhandschaft vorliegt, an das Register der wirtschaftlichen Eigentümer zu melden. Ist der 

Treugeber eine juristische Person, so wird eine Kontrollbeziehung hergestellt und es ist zu 

prüfen, ob eine natürliche Person Kontrolle auf diese juristische Person ausübt. Diese 

natürliche Person ist zusätzlich als wirtschaftlicher Eigentümer zu melden. 

2.3.5 Wahrnehmung einer Organfunktion durch einen Eigentümer eines 

Rechtsträgers 

Verfügt ein Gesellschafter einer GmbH oder ein Aktionär einer Aktiengesellschaft nicht über 

die erforderliche Beteiligung an dem Rechtsträger und übt dieser gleichzeitig eine 

Organfunktion des betreffenden Rechtsträgers aus (Geschäftsführer, Vorstand oder 

Aufsichtsrat), dann kann dieser Umstand alleine noch kein wirtschaftliches Eigentum dieser 

Person begründen. 

2.3.6 Kontrolle durch Finanzierunginstrumente:  

Ein für die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums relevantes Kontrollverhältnis kann auch 

durch Schuldtitel oder andere Finanzierungsvereinbarungen entstehen, beispielsweise, wenn 

sich ein Kreditgeber oder Gläubiger durch Bestimmungen des Kreditvertrags maßgeblichen 

Einfluss auf wesentliche geschäftliche Entscheidungen des Rechtsträgers vorbehält bzw. 

anderweitig Kontrolle ausüben kann (z. B. durch Verbindlichkeiten, die in stimmberechtigtes 

Eigenkapital umgewandelt werden können). Im Falle von Kreditvergaben durch Banken, 

welchen branchenübliche Geschäftsbedingungen zugrunde liegen, wird in der Regel jedoch 

keine Kontrolle alleine aufgrund der Finanzierung anzunehmen sein. 
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2.3.7 Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts direkter Eigentümer mit zumindest 75% bzw. 

indirekter Eigentümer mit mehr als 50% eines meldepflichtigen Rechtsträgers und liegt sonst 

keine andere Form des wirtschaftlichen Eigentums durch eine natürliche Person vor, so kann 

für diesen Rechtsträger kein wirtschaftlicher Eigentümer ermittelt werden, da eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts definitionsgemäß keine rechtlichen Eigentümer hat. 

Damit erfüllt diese Rechtsform auch nicht den Begriff des Rechtsträgers gemäß § 1 Abs. 2 

WiEReG und kann dementsprechend kein oberster Rechtsträger sein. Insbesondere erfüllt 

keiner der Funktionsträger einer Körperschaft des öffentlichen Rechts den Tatbestand der 

Kontrolle und kann daher auch kein wirtschaftlicher Eigentümer sein. 

Ein Bundesminister ist gemäß Art. 19 Abs. 1 B-VG das oberste Organ der Vollziehung. Der 

Bundesminister als Organwalter ist daher nicht als wirtschaftlicher Eigentümer anzusehen, 

selbst wenn mit dem Amt eines Bundesministers kraft gesetzlicher Anordnung die alleinige 

Ausübung der Anteilsrechte an einer Gesellschaft verbunden ist. Der Bundesminister übt in 

seiner Rolle als Organ der Vollziehung daher keine Kontrolle für sich als natürliche Person 

aus, sondern für den Bund selbst. 

Die oberste politische Ebene eines anderen Staates, unabhängig von der politischen Ordnung 

in diesem Staat, ist dem Bund oder anderen Gebietskörperschaften gleichzusetzen und ist 

bzw. hat daher ebenfalls keinen wirtschaftlichen Eigentümer. Wenn sich am Ende der 

Beteiligungskette ein Staatsfonds befindet, kann über diese Beteiligung kein wirtschaftlicher 

Eigentümer ermittelt werden. 

Sofern keine andere natürliche Person als direkter oder indirekter wirtschaftlicher Eigentümer 

festgestellt werden kann, ist gemäß § 2 Z 1 lit. b WiEReG die oberste Führungsebene des 

meldepflichtigen Rechtsträgers als wirtschaftlicher Eigentümer festzustellen und an das 

Register zu melden. 

Ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ein Stifter oder Begünstigter einer 

Privatstiftung, dann sind weder die Körperschaft des öffentlichen Rechts noch 

Funktionsträger derselben an das Register zu melden. 

2.3.8 Kirchen und Religionsgemeinschaften 

Kirchen, Rechtsformen kirchlichen Rechts (z.B. kanonische Stiftungen) oder anerkannte 

Religionsgemeinschaften erfüllen ebenfalls nicht den Begriff des Rechtsträgers gemäß § 1 

Abs. 2 WiEReG. Für diese kommen dieselben Regelungen zur Anwendung wie für 
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Körperschaften des öffentlichen Rechts (siehe Punkt 2.3.7 (Körperschaft des öffentlichen 

Rechts)). 

2.3.9 Ausübung von Kontrolle auf „andere Weise“ 

Gemäß der Definition der Kontrolle iSd § 244 Abs. 2 UGB muss eine Kontrolle immer rechtlich 

begründet sein. Dies kann nur dann angenommen werden, wenn ein entsprechendes 

Rechtsverhältnis (Treuhandschaftsvertrag, Satzungsbestimmung oder 

Stimmrechtsbindungsvertrag) vorliegt. Zu beachten ist auch, dass nicht alle Verträge der 

Schriftform bedürfen. 

§ 2 Z 1 lit. a WiEReG stellt ausdrücklich klar, dass auch jene natürlichen Personen 

wirtschaftliche Eigentümer sind, die die Gesellschaft auf andere Weise letztlich kontrollieren. 

Die nachstehenden Ausführungen gelten auch für § 2 Z 2 lit. e und 3 lit. a sublit. dd) und 

lit. b sublit. dd) WiEReG sinngemäß. Als Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses ist 

bei diesen Personen „Kontrolle“ in den Meldeformularen auszuwählen. 

Eine Kontrolle auf andere Weise kann auf verschiedenste Arten, rechtlich oder durch 

faktische Umstände, begründet werden. Entscheidend ist allerdings immer, dass wesentliche 

geschäftliche Entscheidungen im Sinne des Kontrollierenden getroffen werden. Auch 

persönliche Beziehungen zu der obersten Führungsebene oder zu Gesellschaftern oder 

Aktionären können Kontrolle auf andere Weise begründen, wenn diese derart gestaltet sind, 

dass diese Person direkten Einfluss auf wesentliche geschäftliche Entscheidungen nehmen 

kann. Alle Entscheidungen in Bezug auf Gewinnausschüttungen oder Entscheidungen, die zu 

einer Vermögensverschiebung hin zum Kontrollierenden führen, stellen immer wesentliche 

geschäftliche Entscheidungen dar. 

▪ Bsp.: Die Anteile eines Familienunternehmens werden vom Vater/Mutter an die 
Kinder, die auch Geschäftsführer sind, weitergegeben. Der Vater/die Mutter nimmt 
noch Einfluss auf wesentliche geschäftliche Entscheidungen, die von den 
Geschäftsführern umgesetzt werden müssen, weil beispielsweise ansonsten 
Nachteile im Verlassenschaftsverfahren der Vater/der Mutter drohen. 

▪ Bsp.: Die Anteile einer GmbH befinden sich im Alleineigentum eines Ehepartners. 
Der andere Ehepartner ist Geschäftsführer und hat mit dem Gesellschafter einen 
optionsartigen Abtretungsvertrag unterschrieben, der die zukünftige Übernahme 
der Gesellschaftsanteile zu einem wirtschaftlich deutlich zu niedrigen Preis erlaubt. 
Der Ehepartner, der Geschäftsführer ist, kann die GmbH auf andere Weise 
kontrollieren, da dieser auch die Gesellschafterrechte wahrnehmen kann. Dieser ist 
daher neben dem Gesellschafter wirtschaftlicher Eigentümer. 

▪ Bsp.: Es wird eine Person als Scheingesellschafter (und/oder 
Scheingeschäftsführer) eingesetzt. Es muss kein schriftlicher Vertrag existieren, 
aber der Scheingesellschafter bzw. Scheingeschäftsführer muss wesentliche 
Entscheidungen im Sinne einer im Hintergrund agierenden Person treffen. Grund 
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für die Kontrolle können finanzielle Gründe (Honorar für die Wahrnehmung der 
Funktion als Gesellschafter und/oder Geschäftsführer) aber auch die Androhung 
einer Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz oder von körperlicher Gewalt gegen 
den Scheingesellschafter bzw. Scheingeschäftsführer oder diesem nahestehende 
Personen sein. Oftmals wird auch die wirtschaftliche oder rechtliche Unerfahrenheit 
des Scheingesellschafters bzw. Scheingeschäftsführers ausgenutzt werden. 
Entscheidend ist, dass wesentliche Entscheidungen im Sinne des Kontrollierenden 
getroffen werden, der ebenfalls wirtschaftlicher Eigentümer ist. 

▪ Bsp.: Die Anteile an einer GmbH werden um einen Euro (wesentlich unter dem 
Wert der Beteiligung) an eine nahestehende Person abgetreten, mit der mündlich 
vereinbart wird, dass die Anteile zu einem späteren, vom ehemaligen Eigentümer 
gewählten Zeitpunkt wieder zurückübertragen werden. Auch wenn die 
Vereinbarung nicht schriftlich festgehalten wird, ermöglicht sie dem vorherigen 
Eigentümer jederzeit Kontrolle über die Anteile zu übernehmen, um 
Entscheidungen zu treffen oder Gewinnausschüttungen zu erhalten. Der ehemalige 
Eigentümer ist daher aufgrund seiner Kontrolle wirtschaftlicher Eigentümer. 

Die oberste Führungsebene des meldepflichtigen Rechtsträger wird regelmäßig selbst 

wissen, ob diese bei wesentlichen Entscheidungen unter der Kontrolle einer anderen Person 

steht. Dies ist entsprechend zu dokumentieren. Bei Gesellschaftern oder übergeordneten 

Rechtsträgern ist eine Kontrolle auf andere Weise nur dann anzunehmen, wenn objektive 

und eindeutige Anhaltspunkte vorliegen, die für das Vorliegen einer Kontrolle auf andere 

Weise sprechen. Die Anhaltspunkte sind zu dokumentieren. Bloße Gerüchte oder 

Vermutungen sind nicht ausreichend. 

Durch eine Kontrolle auf andere Weise kann sich ein zusätzlicher wirtschaftlicher Eigentümer 

ergeben, wenn durch eine natürliche Person Kontrolle in diesem Sinn ausgeübt wird. Übt 

eine juristische Person Kontrolle auf andere Weise aus, ist zu prüfen, ob diese juristische 

Person wiederum der Kontrolle einer natürlichen Person unterliegt, die dann wirtschaftlicher 

Eigentümer ist. 

Insbesondere kann bei Ehepartnern nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass 

einer der Ehepartner Kontrolle ausübt. 

Eine wirtschaftliche Betrachtungsweise im Sinne der Bundesabgabenordnung (BAO) kommt 

für die Feststellung der wirtschaftlichen Eigentümer jedoch nicht zur Anwendung. 

Kontrolle kann sich zudem im Zusammenhang mit Scheinunternehmen ergeben und/oder 

durch Ausübung von Zwang (etwa durch Ausnutzen einer finanziellen Notlage). Ein 

denkbares Szenario betrifft beispielsweise das Heranziehen von Scheingeschäftsführern für 

Firmen bzw. Firmenmäntel, die gleichzeitig auch als Gesellschafter im Firmenbuch 

eingetragen werden, allerdings keinen Einblick in die Geschäftstätigkeit der Firma haben. Die 

laufende Geschäftstätigkeit als auch alle wesentlichen Entscheidungen werden durch eine 
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andere Person getroffen, die den Rechtsträger faktisch kontrolliert. Beispielsweise kann es 

sein, dass nur der Kontrollierende Zugriff auf die Bankkonten des Rechtsträgers hat und der 

Scheingesellschafter oder Geschäftsführer nur, wenn erforderlich (in Begleitung eines 

„Aufpassers“) auftritt. Diese faktischen Geschäftsführer bzw. Gesellschafter sind daher 

aufgrund der Ausübung von Kontrolle als wirtschaftliche Eigentümer iSd WiEReG anzusehen. 

2.4 Stimmrechte 

Entsprechend dem Einleitungssatz in § 2 Z 1 lit. a WiEReG werden ausreichende Anteile von 

Aktien und ausreichende Anteile von Stimmrechten gleichgestellt. Bei der Beurteilung des 

Vorliegens von direktem und indirektem wirtschaftlichen Eigentum sind demzufolge nicht nur 

die Aktienanteile, Beteiligungen oder Kontrollrechte, sondern auch die Stimmrechte 

heranzuziehen. 

Wenn ein Teil der Aktien von der Aktiengesellschaft selbst gehalten wird und aufgrund 

dessen die Stimmrechte aus den eigenen Aktien ruhen, so erhöht sich dementsprechend das 

Gewicht der übrigen Stimmrechtsanteile. Somit sind auch natürliche Personen wirtschaftliche 

Eigentümer, die zwar ursprünglich keinen ausreichenden Anteil an Stimmrechten hatten, 

deren Anteile jedoch durch die ruhenden Stimmrechtsanteile der Aktiengesellschaft eine 

höhere Gewichtung erhalten. Ebenso führt das Aufleben von stimmrechtslosen Vorzugsaktien 

zu einer Verschiebung der Stimmrechtsverhältnisse und muss entsprechend bei der 

Feststellung der wirtschaftlichen Eigentümer berücksichtigt werden. 

2.4.1 Ungleiche Anteile an Stimmrechten und Aktien 

Bei Vorliegen von ungleichen Anteilen an Stimmrechten und Aktien ist der jeweils höhere 

Wert für die Feststellung von wirtschaftlichen Eigentümern heranzuziehen. Sollte 

beispielsweise eine natürliche Person nur 20% der Aktien, jedoch 40% der Stimmrechte an 

einem meldepflichtigen Rechtsträger halten, so ist diese Person aufgrund der 40% 

Stimmrechte direkter wirtschaftlicher Eigentümer des meldepflichtigen Rechtsträgers. 

Da sowohl auf Eigentum als auch auf Stimmrechte abgestellt wird, ist es auch nicht 

erforderlich, dass sich die gemeldeten Anteile von Aktien und Stimmrechten auf 100% 

addieren lassen. 

2.4.2 Inhaberaktien 

Aktien müssen gemäß § 9 Abs. 1 Aktiengesetz 1965 außer in den Fällen des § 10 Abs. 1 

AktG auf Namen lauten. Gemäß § 10 Abs. 1 AktG können Aktien dann auf Inhaber lauten, 

wenn die Gesellschaft börsennotiert ist oder wenn die Aktien nach der Satzung zum Handel 
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an einer Börse im Sinn des § 3 AktG zugelassen werden sollen. In diesen Fällen ist der 

Anteilsbesitz gemäß § 10a Abs. 1 bis 4 AktG bei Inhaberaktien durch eine Bestätigung des 

depotführenden Kreditinstituts mit Sitz in einem Mitgliedstaat des Europäischen 

Wirtschaftsraums oder in einem Vollmitgliedstaat der OECD nachzuweisen 

(Depotbestätigung). In der Satzung oder in der Einberufung können weitere geeignete 

Personen oder Stellen festgelegt werden, deren Depotbestätigungen von der Gesellschaft 

entgegengenommen werden. 

Soll durch die Depotbestätigung der Nachweis der gegenwärtigen Eigenschaft als Aktionär 

geführt werden, so darf sie zum Zeitpunkt der Vorlage bei der Gesellschaft nicht älter als 

sieben Tage sein. Bei der Feststellung von wirtschaftlichen Eigentümern von Inhaberaktien 

kann es somit erforderlich sein, die entsprechenden Depotbestätigungen einzuholen und 

darauf zu achten, dass diese die formalen Erfordernisse gemäß § 10a Absatz 1 bis 4 AktG 

erfüllen. In diesen Fällen sind diese Depotbestätigungen zur Feststellung und Überprüfung 

der wirtschaftlichen Eigentümer heranzuziehen. 

Alternativ kann für Inhaberaktien von börsennotierten Aktiengesellschaften, deren Aktien 

über ein multilaterales Handelssystem gehandelt werden, ein Ausdruck von internationalen 

Informationsdienstleistern wie Bloomberg, Thomson Reuters, SIX Financial Information, 

Fact-Set Research Systems, Morningstar oder ähnlichen zur Feststellung und Überprüfung 

der wirtschaftlichen Eigentümer herangezogen werden (siehe auch Punkt 6.2.3.2 

(Aktiengesellschaften und Europäische Gesellschaften)). 

Sollte der oberste Rechtsträger des meldepflichtigen Rechtsträgers eine Aktiengesellschaft 

mit Sitz im Ausland sein, so ist diese gemäß § 4 WiEReG dazu verpflichtet, dem 

meldepflichtigen Rechtsträger alle für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten (§ 3 WiEReG) 

erforderlichen Dokumente und Informationen zur Verfügung zu stellen. Der meldepflichtige 

Rechtsträger selbst ist gemäß § 3 WiEReG dazu verpflichtet, Kopien der Dokumente und 

Informationen, die für die Erfüllung seiner Sorgfaltspflichten erforderlich sind, wie 

beispielsweise Depotbestätigungen als Nachweis für Aktionäre von Inhaberaktien, 

einzuholen. 

2.5 Oberste Rechtsträger 

Der Begriff des obersten Rechtsträgers ist nur im Zusammenhang mit indirektem 

wirtschaftlichem Eigentum relevant. Gemäß § 2 Z 1 lit. a sublit. bb WiEReG sind oberste 

Rechtsträger 



26 

 

▪ jene Rechtsträger in einer Beteiligungskette, die von indirekten wirtschaftlichen 

Eigentümern direkt kontrolliert werden sowie 

▪ jene Rechtsträger, an denen indirekte wirtschaftliche Eigentümer direkt Aktien oder eine 

Beteiligung halten, wenn diese zusammen mit dem oder den vorgenannten 

Rechtsträger(n) das wirtschaftliche Eigentum begründen. Eine Begründung des 

wirtschaftlichen Eigentums liegt auch dann vor, wenn diese Anteile für sich betrachtet 

nicht ausreichend sind, aber mit anderen indirekt gehaltenen Anteilen 

zusammenzurechnen sind.  

▪ Wenn der wirtschaftliche Eigentümer eine Funktion gemäß § 2 Z 2 oder Z 3 WiEReG 

ausübt, dann ist der betreffende Rechtsträger stets oberster Rechtsträger. 

Diese Definition des Rechtsträgers umfasst auch vergleichbare Rechtsträger im Sinne des § 1 

WiEReG mit einem Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland.  

Ein Verein oder eine eigentümerlose Gesellschaft, bei denen gemäß § 2 Z 1 lit. b WiEReG die 

oberste Führungsebene subsidiär als wirtschaftliche Eigentümer gemeldet wurde, kann kein 

oberster Rechtsträger sein. Ein Verein oder andere eigentümerlose Gesellschaften können 

nur dann oberste Rechtsträger sein, wenn dieser oder diese unter der Kontrolle einer oder 

mehrerer natürlicher Personen stehen. 

Beispiel oberster Rechtsträger (Variante 1): Der oberste Rechtsträger der GmbH 
A ist die GmbH C, da diese von Person 1 direkt kontrolliert wird und somit indirekt das 
wirtschaftliche Eigentum an GmbH A von Person 1 begründet. Als Anteil am obersten 
Rechtsträger sind 100% anzugeben. 
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Beispiel oberster Rechtsträger (Variante 2a): Die vom wirtschaftlichen 
Eigentümer Person 1 an der GmbH B gehaltene direkte Beteiligung ist erforderlich, um 
das wirtschaftliche Eigentum der Person 1 zu begründen. Oberste Rechtsträger sind 
daher GmbH B (Anteil am obersten Rechtsträger: 30 %)und GmbH C (Anteil am 
obersten Rechtsträger: 100 %). 

 

Beispiel oberster Rechtsträger (Variante 2b): Die vom wirtschaftlichen 
Eigentümer Person 1 an der GmbH B gehaltene direkte Beteiligung ist für sich 
betrachtet nicht ausreichend, um das wirtschaftliche Eigentum der Person 1 zu 
begründen. Sie ist jedoch mit den indirekt gehaltenen Anteilen zusammenzurechnen, 
wodurch das wirtschaftliche Eigentum der Person 1 begründet wird. Oberste 
Rechtsträger sind daher GmbH B (Anteil am obersten Rechtsträger: 1 %) und GmbH C 
(Anteil am obersten Rechtsträger: 100 %). 
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Beispiel oberster Rechtsträger (Variante 3): Die indirekten wirtschaftlichen 
Eigentümer der GmbH A sind jene Personen, die die entsprechenden Funktionen bei 
der Stiftung A (Stifter, Stiftungsvorstand und Begünstigter) ausüben. Die Stiftung A, 
die mit 60 % ausreichend direkt an der GmbH A beteiligt ist, ist daher oberster 
Rechtsträger. Im Meldeformular ist im Verhältnis zur Stiftung als oberstem 
Rechtsträger „Kontrolle“ auszuwählen. Person 1 ist direkter wirtschaftlicher 
Eigentümer. Liegt der Sitz der Stiftung A im Inland, dann muss die GmbH A nur die 
Stiftung als obersten Rechtsträger melden. Eine Meldung des Stifters, des 
Stiftungsvorstandes und der Begünstigten entfällt diesfalls (da deren Meldedaten 
automationsunterstützt aus der Meldung der inländischen Privatstiftung aus dem 
Register übernommen werden). 
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2.6 Weitere Aspekte der Ermittlung des Wirtschaftlichen 

Eigentums 

2.6.1 Berechnung der Beteiligungsverhältnisse bei Personengesellschaften 

Bei Personengesellschaften sind die Kapitalanteile der Gesellschafter nicht im Firmenbuch 

eingetragen. Insbesondere sind die im Firmenbuch eingetragenen Haftsummen der 

Kommanditisten nicht für die Ermittlung der Beteiligung eines Gesellschafters geeignet. Zu 

beachten ist auch, dass die Darstellung der relevanten Beteiligungsstruktur in erweiterten 

Auszügen sowie die errechneten wirtschaftlichen Eigentümer jeweils nach der Zweifelsregel 

des § 109 Abs. 1 UGB zu gleichen Teilen erfolgt und daher ebenfalls nicht für die Ermittlung 

der Beteiligung eines Gesellschafters geeignet ist. Stattdessen sind die Kapitalanteile der 

Gesellschafter durch Einsicht in den Gesellschaftsvertrag zu ermitteln, da die Regelung im 

Gesellschaftsvertrag maßgeblich für die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums ist. Wenn 

die Gesellschafter nichts anderes vereinbart haben, bestimmt sich ihre Beteiligung an der 

Gesellschaft gemäß § 109 Abs. 1 UGB nach dem Verhältnis des Wertes der vereinbarten 

Einlagen. Im Zweifel sind die Gesellschafter zu gleichen Teilen beteiligt. 

Wenn sich der Beitrag eines Gesellschafters auf die Leistung von Diensten beschränkt 

(Arbeitsgesellschafter), so hat dieser keinen Kapitalanteil und ist daher auch kein 

wirtschaftlicher Eigentümer. 

Bei Kommanditgesellschaften können sowohl die persönlich haftenden Gesellschafter 

(Komplementäre) als auch die beschränkt haftenden Gesellschafter (Kommanditisten) 

wirtschaftliche Eigentümer sein, wenn diese einen Kapitalanteil halten, der mehr als 25% 

beträgt. Kann kein wirtschaftlicher Eigentümer bei einer Kommanditgesellschaft ermittelt 

werden, so sind allerdings nur die Komplementäre subsidiäre wirtschaftliche Eigentümer, da 

nur diese vertretungsbefugt sind. 

Bei einer GmbH & Co KG sind sowohl die KG als auch die GmbH meldepflichtige 

Rechtsträger, da beide Gesellschaften für sich betrachtet juristische Personen mit einer 

eigenen Firmenbuchnummer sind. Bei der Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer der KG 

ist die GmbH jedenfalls immer dann relevant, wenn diese einen Kapitalanteil von mehr als 

25% an der KG hält. Diesfalls ist zu prüfen, ob eine natürliche Person direkt oder indirekt 

Kontrolle auf die GmbH ausübt. Ist die GmbH reiner Arbeitsgesellschafter und zur Vertretung 

der KG befugt, dann ist diese nur für die subsidiäre Ermittlung der wirtschaftlichen 

Eigentümer relevant. Diesfalls sind die Geschäftsführer der GmbH auch die Angehörigen der 

obersten Führungsebene der KG und somit deren subsidiäre wirtschaftliche Eigentümer. 
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2.6.2 Call Optionen 

Das Vorliegen einer Kaufoption begründet kein wirtschaftliches Eigentum im Sinne des § 2 

WiEReG, da die Option ihren Inhaber nur berechtigt, innerhalb einer bestimmten Frist oder 

zu einem bestimmten Zeitpunkt einen bestimmten Aktienanteil zu einem in Vorhinein 

bekannten Preis zu kaufen oder zu verkaufen. Der Inhaber der Option selbst erfüllt nicht die 

Voraussetzungen für wirtschaftliches Eigentum gemäß § 2 WiEReG und kann 

dementsprechend bis zur Ausübung der Option auch kein Eigentümer sein, sofern dieser 

nicht aufgrund zusätzlicher vertraglicher Vereinbarungen über weitergehende Rechte 

verfügt. 

Konkret ist im Einzelfall zu prüfen, ob aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder einer 

Satzungsbestimmung Kontrolle ausgeübt werden kann, ob das Rechtsverhältnis ein 

„vergleichbares Rechtsverhältnis“ gemäß § 2 Z 1 lit. a Schlussteil WiEReG ist oder ob der 

Inhaber der Call Option Kontrolle auf andere Weise ausübt. 

2.6.3 Abtretungsverträge  

Das Vorliegen eines Abtretungsvertrages, der eine Vertragspartei nur zur zukünftigen 

Übernahme von Geschäftsanteilen berechtigt, begründet auch dann kein wirtschaftliches 

Eigentum, wenn der Übernehmer der Geschäftsanteile entscheiden kann, ob und wann er 

diese Geschäftsanteile übernehmen kann, sofern dieser nicht aufgrund zusätzlicher 

vertraglicher Vereinbarungen über weitergehende Rechte verfügt.  

Konkret ist im Einzelfall zu prüfen, ob aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder einer 

Satzungsbestimmung Kontrolle ausgeübt werden kann, ob das Rechtsverhältnis ein 

„vergleichbares Rechtsverhältnis“ gemäß § 2 Z 1 lit. a Schlussteil WiEReG ist oder ob der 

Berechtigte aus dem Abtretungsvertrag Kontrolle auf andere Weise ausübt. Eine Kontrolle 

liegt auch dann vor, wenn ein Abtretungsvertrag wirksam wird und dem Berechtigten 

wesentliche Rechte einräumt, eine Eintragung im Firmenbuch jedoch unterbleibt. 

2.6.4 Vorkaufsrechte  

Ähnlich begründet das Vorliegen eines Vorkaufsrechts kein wirtschaftliches Eigentum eines 

Dritten (Vorkaufsrechtsbegünstigten), da bis zum Verkauf der Verkäufer wirtschaftlicher 

Eigentümer bleibt. Derjenige, dem das Vorkaufsrecht eingeräumt wurde, ist kein 

wirtschaftlicher Eigentümer, sofern dieser nicht aufgrund zusätzlicher vertraglicher 

Vereinbarungen über weitergehende Rechte verfügt. 

Konkret ist im Einzelfall zu prüfen, ob aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder einer 

Satzungsbestimmung Kontrolle ausgeübt werden kann, ob das Rechtsverhältnis ein 
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„vergleichbares Rechtsverhältnis“ gemäß § 2 Z 1 lit. a Schlussteil WiEReG ist oder ob der 

Vorkaufsberechtigte Kontrolle auf andere Weise ausübt. 

2.6.5 Stille Gesellschaft und atypische stille Gesellschaft 

Gemäß § 179 Abs. 1 UGB liegt eine stille Gesellschaft lediglich dann vor, wenn eine Einlage 

geleistet wird, die in das Vermögen des Inhabers eines Unternehmens übergeht. Der stille 

Gesellschafter ist also weder am Vermögen, noch an der Geschäftsführung, sondern nur am 

Gewinn und Verlust des Unternehmens beteiligt. Ein stiller Gesellschafter ist daher kein 

wirtschaftlicher Eigentümer eines Rechtsträgers. 

Bei einer atypisch stillen Gesellschaft sind dem Gesellschafter entgegen den rechtlichen 

Vorgaben zusätzlich umfangreiche Vermögens- und Kontrollrechte eingeräumt, wodurch der 

atypisch stille Gesellschafter nicht nur am Gewinn und Verlust, sondern auch am Vermögen 

der Gesellschaft beteiligt ist. In solchen Fällen kann auch über eine atypisch stille Beteiligung 

wirtschaftliches Eigentum an einem Rechtsträger entstehen. Ausschlaggebend hierfür ist 

jedoch die vertragliche Ausgestaltung der atypisch stillen Beteiligung und die zugewiesenen 

Vermögens- und Kontrollrechte der atypisch stillen Gesellschafter. 

2.6.6 Wirtschaftliche Eigentümer bei Gesellschaften in Insolvenz 

Auch Rechtsträger, die sich in Abwicklung oder in einem Sanierungs- oder 

Insolvenzverfahren befinden, fallen in den Anwendungsbereich des WiEReG und auch diese 

unterliegen der Meldepflicht gemäß § 5 WiEReG. 

In Fällen, wo die rechtlichen Eigentümer auch die wirtschaftlichen Eigentümer sind, ergeben 

sich keine Änderungen durch die Abwicklung oder ein Insolvenz- bzw. Sanierungsverfahren, 

solange die Verhältnisse, die zur Feststellung als wirtschaftlicher Eigentümer geführt haben, 

unverändert bestehen.  

Konnten nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten keine wirtschaftlichen Eigentümer iSd § 2 Z 

1 lit. a WiEReG festgestellt werden und wird daher subsidiär die oberste Führungsebene des 

meldepflichtigen Rechtsträgers als wirtschaftlicher Eigentümer gemeldet, so ist zu prüfen, 

wer die oberste Führungsebene des meldepflichtigen Rechtsträgers ist. Als oberste 

Führungsebene sind diesfalls grundsätzlich weiterhin die jeweiligen Organe des 

Rechtsträgers anzusehen.  

Gemäß § 170 IO (Insolvenzordnung) hat das Gericht aber unter gewissen Umständen dem 

Schuldner die Eigenverwaltung zu entziehen und einen Masseverwalter zu bestellen. Gemäß 

§ 77a Abs. 1 IO sind sowohl die Entziehung als auch der Masseverwalter im Firmenbuch 

einzutragen. In diesem Fall gehen wesentliche Befugnisse auf den Masseverwalter über, 
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während die organschaftlichen Vertreter des Rechtsträgers hingegen nur noch wenige 

Rechte wahrnehmen können. In Fällen, bei denen keine wirtschaftlichen Eigentümer 

ermittelt werden können und für den Rechtsträger ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, ist 

daher gemäß § 2 Z 1 lit. b sublit dd WiEReG der Masseverwalter als subsidiärer 

wirtschaftlicher Eigentümer festzustellen, wenn kein anderer Angehöriger der obersten 

Führungsebene mehr vorhanden ist. 

Dies hat in weiterer Folge auch Auswirkungen auf die automatisationsunterstützt 

vorgenommenen Meldungen: Gemäß § 5 Abs. 5 wird im Falle einer subsidiären Meldung mit 

automatischer Datenübernahme der Masseverwalter als subsidiärer wirtschaftlicher 

Eigentümer übernommen, sofern kein Angehöriger der obersten Führungsebene mehr 

vorhanden ist.  

2.6.7 Erwachsenenvertreter und minderjährige wirtschaftliche Eigentümer 

(gesetzliche Vertreter) 

Bei minderjährigen wirtschaftlichen Eigentümern oder vertretungsbedürftigen volljährigen 

Personen als wirtschaftlichen Eigentümern, ergeben sich keine Änderungen bei der 

Feststellung als wirtschaftliche Eigentümer. Das Eigentum ist in diesen Fällen dem 

Minderjährigen bzw. den vertretungsbedürftigen volljährigen Personen zuzurechnen, die 

Eltern bzw. der Erwachsenenvertreter sind grundsätzlich keine wirtschaftlichen Eigentümer 

und dementsprechend nicht an das Register zu melden.  

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang außerdem die Möglichkeit der Einschränkung der 

Einsicht zum Schutz minderjähriger und geschäftsunfähiger wirtschaftlicher Eigentümer 

gemäß § 10a WiEReG. Siehe hierzu Punkt 7.3 (Einschränkung der Einsicht). 

2.7 Privatstiftungen 

Wirtschaftliche Eigentümer von Privatstiftungen sind die in der Definition des § 2 Z 3 lit. a 

WiEReG genannten Personen aufgrund der Ausübung ihrer Funktionen. Welche Rechte den 

Personen zukommen, ist für die Zwecke des WiEReG nicht von Belang.  

Bei Privatstiftungen gemäß § 1 Abs. 2 Z 12 WiEReG schließt dies folgende Personen bzw. 

Personengruppen ein: 

▪ die Stifter; 

▪ die Begünstigten;  

▪ die Gruppe von Personen, aus der aufgrund einer gesonderten Feststellung (§ 5 PSG) die 

Begünstigten ausgewählt werden (Begünstigtenkreis); erhalten Personen aus dieser 
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Gruppe Zuwendungen der Privatstiftung, deren Wert 2.000 Euro in einem Kalenderjahr 

übersteigt ohne dass diese eine dauerhafte Begünstigtenstellung erhalten (siehe Punkt 

2.7.2 (Begünstigte)), dann gelten sie in dem betreffenden Kalenderjahr als 

Einmalbegünstigte; 

− bei Privatstiftungen gemäß § 66 VAG 2016, Sparkassenstiftungen gemäß § 27a SpG, 

Unternehmenszweckförderungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 1 EStG 1988, 

Arbeitnehmerförderungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 2 EStG 1988 und Belegschafts- 

und Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 3 und 4 EStG 1988 ist immer 

nur der Begünstigtenkreis zu melden; 

▪ die Mitglieder des Stiftungsvorstands; 

▪ sowie jede sonstige natürliche Person, die die Privatstiftung auf andere Weise letztlich 

kontrolliert. 

Die genannten Personen bzw. Personengruppen sind anhand der Angaben im Firmenbuch, 

der Stiftungsurkunde und der Stiftungszusatzurkunde (sofern eine Zusatzurkunde errichtet 

wurde) festzustellen. Bei Personen ohne Wohnsitz im Inland ist eine Reisepasskopie 

einzuholen und die Identität anhand dieser Reisepasskopie zu überprüfen. 

Hervorzuheben ist, dass die Stifter, die Mitglieder des Stiftungsvorstandes und die 

Begünstigten aufgrund der Ausübung ihrer Funktion immer als wirtschaftliche Eigentümer 

gelten und zu melden sind, auch wenn eine andere Person die Stiftung letztlich kontrolliert. 

Dies gilt, sofern vorhanden, auch für den Begünstigtenkreis, der in diesen Fällen auch zu 

melden ist. 

Weder die Mitglieder des Aufsichtsrats noch eines allenfalls gemäß § 14 Abs. 2 PSG 

eingerichteten Beirates sind als wirtschaftliche Eigentümer zu identifizieren, da weder der 

Aufsichtsrat noch der Beirat die Funktion des Protektors erfüllen können. Dem Aufsichtsrat 

kommt zwar gemäß § 25 PSG die Überwachungstätigkeit im Hinblick auf die 

Geschäftsführung und die Gebarung der Privatstiftung zu. Aufgrund der 

Unvereinbarkeitsbestimmung des § 23 Abs. 2 PSG und des daraus folgenden weitgehenden 

Ausschlusses von Vertrauenspersonen und Angehörigen der Begünstigten im Aufsichtsrat 

kann die Mittlerfunktion, wie sie das Trustregime für den Protektor vorschreibt, grundsätzlich 

nicht erfüllt werden. Dies gilt ebenso für den Beirat, für den dieselben 

Unvereinbarkeitsbestimmungen analog angewendet werden, sobald dieser mit 

entsprechenden Kompetenzen (aufsichtsratsähnlicher Beirat) ausgestattet wurde 

(Kalss/Nicolussi, Die wirtschaftlich Berechtigten einer Privatstiftung und eines Trusts: Ein 
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Vergleich der Rechtsformen, GesRZ 2015, 221 (228 f)). Sollte Mitgliedern eines Aufsichtsrats 

oder eines Beirats dennoch aufgrund der im Einzelfall vorgesehenen Ausgestaltung ihrer 

Rechte eine bestimmende Kontrollfunktion zukommen, dann sind die betreffenden 

natürlichen Personen gemäß § 2 Z 3 lit a. sublit. dd WiEReG zu melden. Ob eine 

Kontrollfunktion vorliegt, ist stets im Hinblick auf die einzelnen Mitglieder des Aufsichts- oder 

Beirats individuell zu prüfen, wodurch Kontrollrechte eines Kollegialorgans nicht automatisch 

zu einer Kontrolle auf Ebene der jeweiligen natürlichen Personen als Mitglieder des 

Kollegialorgans führen. Der Stiftungsprüfer wird hingegen nicht unter § 2 Z 3 lit a. sublit. dd 

WiEReG zu subsumieren sein, da dieser üblicherweise keine mit einem Protektor 

vergleichbare Stellung einnimmt. 

2.7.1 Stifter 

Jeder Stifter, der eine natürliche Person ist, ist ex lege wirtschaftlicher Eigentümer, 

unabhängig von den konkreten Rechten oder von Art und Höhe des eingebrachten 

Vermögens. Die Stiftereigenschaft endet nicht mit dem Tod des Stifters, auch verstorbene 

natürliche Personen sind ex lege Stifter und als solche ins WiEReG zu melden. 

Ebenso verhält es sich bei natürlichen Personen, die (un)widerruflich auf ihre Stifterrechte 

verzichtet haben, da nur ein Verzicht auf die Stifterrechte, nicht aber ein Verzicht auf die 

Stifterstellung als solche möglich ist und § 2 Z 3 lit. a sublit. aa WiEReG auf die 

Stifterstellung abstellt.  

Zudem ist gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben, 

wenn ein Stifter (oder ein Begünstigter) treuhändig auftritt. Dies gilt insbesondere auch für 

Fälle, bei denen berufsmäßige Parteienvertreter treuhändig als Stifter oder Begünstigte für 

Klienten auftreten. Der dahinterstehende Treugeber ist regelmäßig ebenfalls als 

wirtschaftlicher Eigentümer mit Art „Treugeber - Stifter“ (bzw. „Treugeber – Begünstigter“) 

zu melden, da er aufgrund der vertraglichen Vereinbarung Kontrolle auf die Stiftung ausüben 

kann. 

Beispiel Treuhandstiftung: Stifter 1 und 2 haben einen Treuhandschaftsvertrag 
abgeschlossen. Stifter 1 hat Vermögen treuhändig für den Treugeber Stifter 2 gestiftet.  
Der Treugeber übt aufgrund des Treuhandschaftsvertrags Kontrolle auf die 
Privatstiftung aus. Sowohl Stifter 1 als auch Stifter 2 sind neben den übrigen 
Funktionsträgern als wirtschaftliche Eigentümer der Stiftung A zu melden. Die 
Treuhandschaft ist bei der Meldung anzugeben. 
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Des Weiteren ist gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG bei der Meldung auch der jeweilige 

Anteil an den vom Stifter (bzw. Gründer oder Trustor) zugewendeten Vermögenswerten 

anzugeben, dies unter Berücksichtigung von Zu- und Nachstiftungen und vergleichbaren 

Vorgängen. Für die Berechnung der jeweiligen Anteile können insbesondere der 

Eigenkapitalspiegel (Vgl. AFRAC-Stellungnahme 25, Rechnungslegung von Privatstiftungen 

(UGB), Dezember 2017, Rz 16 und 17) oder vergleichbare Aufzeichnungen herangezogen 

werden. 

Beispiel Nachstiftung: Stifter 1 stiftet 100.000 Euro, Stifter 2 in weiterer Folge 
300.000 Euro. Sowohl Stifter 1 als auch Stifter 2 sind neben den übrigen 
Funktionsträgern als wirtschaftliche Eigentümer der Stiftung A zu melden. Der jeweilige 
Anteil an den zugewendeten Vermögenswerten ist bei der Meldung anzugeben 
(Stifter 1: Anteil 25%, Stifter 2: Anteil 75%). 
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2.7.2 Begünstigte 

Eine für die Zwecke des WiEReG relevante Begünstigtenstellung kann sich durch 

▪ die Bezeichnung in der Stiftungsurkunde oder in der Stiftungszusatzurkunde, 

▪ die Feststellung durch eine vom Stifter dazu berufene Stelle (§ 9 Abs. 1 Z 3 PSG) oder 

durch  

▪ die Feststellung durch den Stiftungsvorstand 

ergeben. Es ist erforderlich, dass eine konkrete Person bereits eine Stellung als Begünstigter 

gemäß § 5 oder § 6 PSG hat. Wenn der Begünstigtenkreis so umschrieben ist, dass die 

erfassten Personen konkretisierbar sind und bereits eine Stellung als Begünstigte gemäß PSG 

haben, dann sind diese Personen auch Begünstigte und als solche zu melden. 

Bsp: Begünstigt sind meine Nachkommen in gerader Linie. Beide Kinder des Stifters 
sind bereits Begünstigte und an das Register zu melden. Zusätzlich ist der 
Begünstigtenkreis („Die Nachkommen des Stifters in gerader Linie“) zu melden. 

Nicht zu melden sind Personen, die erst nach Eintritt einer aufschiebenden Bedingung ihre 

Stellung als Begünstigte erhalten. Erst nach dem Eintritt der Bedingung (und dem Beginn der 

Stellung als Begünstigter iSd PSG) besteht eine Verpflichtung zur Meldung dieser Person an 

das Register. Davor haben diese Personen ein bloßes Anwartschaftsrecht und sind nicht zu 

melden. Sollten diese ausnahmsweise eine Einmalzuwendung von mehr als 2.000 Euro pro 

Kalenderjahr erhalten – ohne dadurch eine dauerhafte Begünstigtenstellung zu erlangen – so 

sind diese Personen als Einmalbegünstigte zu melden. 

Bsp: Begünstigt sind meine Nachkommen in gerader Linie, wenn diese das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. Beide Kinder des Stifters sind namentlich bekannt. Ihre 
Stellung als Begünstigte im Sinne des PSG erhalten diese erst mit Vollendung des 18. 
Lebensjahres. Daher sind diese erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres an das 
Register zu melden. Der Begünstigtenkreis („Die Nachkommen des Stifters in gerader 
Linie nach Vollendung des 18. Lebensjahres“) ist immer zu melden. Sollten die Kinder 
bereits davor eine Zuwendung der Stiftung erhalten, die 2.000 Euro pro Kalenderjahr 
übersteigt, so sind diese in dem betreffenden Kalenderjahr als Einmalbegünstigte zu 
melden. 

Letztbegünstigte, das heißt diejenigen, denen ein nach Abwicklung der Privatstiftung 

verbleibendes Vermögen zukommen soll, sind ebenso gemäß § 6 PSG Begünstigte und an 

das Register zu melden. 

Zudem ist gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben, 

wenn ein Begünstigter (oder Stifter) treuhändig auftritt. Dies gilt insbesondere auch für Fälle, 
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bei denen berufsmäßige Parteienvertreter treuhändig als Stifter oder Begünstigte für Klienten 

auftreten. Der dahinterstehende Treugeber ist regelmäßig ebenfalls als wirtschaftlicher 

Eigentümer mit Art „Treugeber - Begünstigter“ (bzw. „Treugeber – Stifter“) zu melden, da er 

aufgrund der vertraglichen Vereinbarung Kontrolle auf die Stiftung ausüben kann. 

2.7.3 Begünstigtenkreis 

Gemäß § 2 Z 3 lit. a sublit. bb WiEReG iVm § 5 Abs. 1 Z 3 Schlussteil WiEReG ist ein 

Begünstigtenkreis zu melden. Dabei handelt es sich um eine Gruppe von Personen, aus der 

aufgrund einer gesonderten Feststellung (§ 5 PSG) die Begünstigten ausgewählt werden. 

Diese Gruppe kann abstrakt umschrieben sein oder sich aus dem Zweck der Stiftung 

ergeben. Entscheidend ist, dass die betroffenen Personen erst durch die Feststellung durch 

eine vom Stifter dazu berufenen Stelle (§ 5 PSG) eine Begünstigtenstellung erlangen. Für das 

Bestehen eines Begünstigtenkreises ist nicht erheblich, ob der berufenen Stelle/dem 

Stiftungsvorstand ein Ermessen zukommt oder nicht. Dies bedeutet, dass auch in Fällen, in 

denen eine Satzung aus „Erbfolgeregelungen“ besteht und kein Ermessen der berufenen 

Stelle/des Stiftungsvorstandes besteht, ein Begünstigtenkreis zu melden ist. Ein 

Begünstigtenkreis ist bei Privatstiftungen, Trusts, Landes- und Bundesstiftungen sowie Fonds 

unabhängig davon zu melden, ob eine Meldung für diese abgegeben wird oder diese als 

oberste Rechtsträger gemeldet werden. Werden Personen aus diesem Kreis als Begünstigte 

festgestellt und erlangen diese dadurch eine dauerhafte Begünstigtenstellung, so sind diese 

zusätzlich als Begünstigte zu melden. 

Bsp: Eine Zuwendung sollen Personen erhalten, die ihren Wohnsitz in der Gemeinde XY 
haben, wenn diese vom Stiftungsvorstand ausgewählt wurden. Der Begünstigtenkreis 
ist zu melden („Einwohner der Gemeinde XY“). Die ausgewählte Person ist als 
Einmalbegünstigter zu melden (bei einer einmaligen Zuwendung von mehr als 2.000 
Euro pro Kalenderjahr) oder als Begünstigter, wenn diese Person eine 
Begünstigtenstellung im Sinne des PSG erhält. 

Bsp: Begünstigte werden aus meinen Nachkommen vom Stiftungsvorstand ausgewählt. 
Die Nachkommen sind noch keine Begünstigten im Sinne des PSG. Eine 
Begünstigtenstellung erhalten diese nur dann, wenn diese vom Stiftungsvorstand 
ausgewählt wurden. Die ausgewählte Person ist als Einmalbegünstigter zu melden (bei 
einer einmaligen Zuwendung über 2.000 Euro pro Kalenderjahr) oder als Begünstigter, 
wenn diese Person eine Begünstigtenstellung im Sinne des PSG erhält. 

2.7.4 Einmalbegünstigte 

Sofern Personen aus dem Begünstigtenkreis nur einmalige Zuwendungen der Privatstiftung 

erhalten, deren Wert 2.000 Euro in einem Kalenderjahr übersteigt, dann gelten sie in dem 

betreffenden Kalenderjahr als Begünstigte. Diese Meldung ist nur für das betreffende 

Kalenderjahr gültig und ist im nächsten Kalenderjahr nur noch unter den historischen Daten 
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sichtbar. Die Abgabe einer Änderungsmeldung durch den Rechtsträger ist in diesem 

Zusammenhang nicht erforderlich. 

Sollte eine Person erst im Dezember als Begünstigter mit Einmalzuwendung ausgewählt 

werden, so hat der Rechtsträger gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 Schlusssatz WiEReG vier Wochen ab 

Kenntnis eine Änderung der Angaben zu übermitteln. Die Meldung hat bis spätestens Ende 

Jänner des Folgejahres zu erfolgen, danach ist eine Meldung für das abgelaufene Jahr nicht 

mehr möglich. Es wird darauf hingewiesen, dass bei einer Versäumung der Frist eine 

Meldepflichtverletzung vorliegen kann, für die lediglich durch eine Selbstanzeige gemäß § 29 

FinStrG eine strafbefreiende Wirkung erreicht werden kann. 

Dem Rechtsträger steht es zu, diese Frist auch zum Jahreswechsel in Anspruch zu nehmen 

und dementsprechend eine Änderungsmeldung erst im Jänner des darauffolgenden Jahres 

abzugeben. In solchen Fällen werden die gemeldeten Daten zum Begünstigten mit 

Einmalzuwendung für das vergangene Jahr übernommen. 

Wenn Begünstigte keine Barzuwendungen erhalten, sondern Zuwendungen in Form von 

Nutzungsüberlassungen (etwa von Wohnungen) oder der kostenlosen Überlassung von 

Geräten, bspw. wertvollen Musikinstrumenten („Stradivari“) so besteht eine Meldepflicht, 

wenn das fremdübliche Entgelt hierfür mehr als 2.000 Euro pro Kalenderjahr beträgt. Die 

Anforderungen an die Ermittlung des fremdüblichen Entgelts sollen aber nicht überspannt 

werden. So bestehen keine Bedenken, wenn im Zweifelsfall eine Meldung an das Register 

vorgenommen wird. 

Personen, die in einem Kalenderjahr Zuwendungen bis 2.000 Euro erhalten, sind nicht zu 

melden. 

2.7.5 Mitglieder des Stiftungsvorstands 

Des Weiteren sind die Mitglieder des Stiftungsvorstands anhand des Firmenbuchauszuges 

festzustellen und zu melden. Der Stiftungsvorstand ist regelmäßig ein Kollegialorgan mit 

eingeschränkter Doppel- oder auch nur Mehrfachvertretungsbefugnis. Aufgrund der 

Definition gilt aber immer jedes Mitglied für sich alleine als wirtschaftlicher Eigentümer. 

2.7.6 Behandlung von juristischen Personen als Stifter oder Begünstigter 

Wenn bei einer inländischen Privatstiftung ein Stifter, ein Begünstigter, ein Letztbegünstigter 

oder ein Einmalbegünstigter eine juristische Person ist, so ist von einer Ausübung von 

Kontrolle auf andere Weise gemäß § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WiEReG alleine aufgrund der 

jeweiligen Funktion (Stifter, Begünstigter, Letztbegünstigter und Einmalbegünstigter) 

auszugehen. Bei Ausübung einer der genannten Funktionen durch eine juristische Person, 
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sind der oder die wirtschaftlichen Eigentümer dieser juristischen Person zu ermitteln, sodass 

auch immer die natürlichen Personen als wirtschaftlicher Eigentümer erfasst werden, die 

letztlich Kontrolle iSd WiEReG auf die Privatstiftung ausüben (vgl. Erl. RV 1660 BlgNR 25. GP 

6f). 

In einem nächsten Schritt ist somit zu prüfen, ob eine oder mehrere natürliche Person(en) 

Kontrolle iSd § 2 Abs. 1 lit. a Schlussteil WiEReG auf diese juristische Person, die eine der 

oben genannten Funktion wahrnimmt, ausüben (da diese juristische Person als 2. Ebene 

anzusehen ist). Ist dies der Fall, dann ist diese oder sind diese natürliche(n) Person(en) 

gemäß § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WiEReG als Personen zu melden, die die Privatstiftung auf 

andere Weise letztlich kontrollieren. Ist dies nicht der Fall und liegen keine anderen Stifter 

bzw. Begünstigten vor, dann ist letztlich keine Person als Stifter oder Begünstigter zu 

melden. 

Wenn folglich eine inländische Privatstiftung Stifter oder Begünstigter einer anderen 

(untergeordneten) Privatstiftung ist, so sind die wirtschaftlichen Eigentümer der ersten 

Privatstiftung entsprechend der obigen Ausführungen bei der anderen (untergeordneten) 

Privatstiftung mit „Ausübung von Kontrolle auf andere Weise“ zu melden. 

Verzichtet eine stiftende Privatstiftung (bzw. eine andere juristische Person, welche als 

Stifter auftritt) rechtswirksam auf sämtliche Gestaltungs- und Stifterrechte und ist dies in der 

Stiftungsurkunde festgehalten, so kann dies dazu führen, dass die stiftende juristische 

Person keine Kontrolle mehr auf die andere/untergeordnete Privatstiftung ausübt. In diesem 

Fall sind die Funktionsträger der stiftenden Privatstiftung (bzw. jene Personen, welche 

Kontrolle auf die stiftende juristische Person ausüben) nicht mehr bei der 

anderen/untergeordneten Privatstiftung mit „Ausübung von Kontrolle auf andere Weise“ zu 

melden. Zu beachten ist aber jedenfalls, dass auch bei einem rechtswirksamen Verzicht 

dennoch auf andere Weise Kontrolle ausgeübt werden kann, beispielsweise durch faktische 

Umstände ua. Personenidentität oder enge verwandtschaftliche Beziehungen (siehe auch 

Punkt 2.3.9 (Ausübung von Kontrolle auf „andere Weise“)). Zudem ist zu beachten, dass die 

gegenständlichen Ausführungen im Hinblick auf das Vorliegen des wirtschaftlichen Eigentums 

jedenfalls keine Auswirkungen auf die Sorgfaltspflichten der Verpflichteten insbes. zur 

Überprüfung der Mittelherkunft nach anderen Aufsichtsgesetzen haben, die unabhängig von 

der Verpflichtung zur Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer zu 

erfolgen hat (z.B. gemäß § 6 Abs. 1 Z 4 FM-GwG; § 8f Abs. 5 RAO; § 36f Abs. 5 NO; § 90 Z 

5 WTBG 2017). In diesem Zusammenhang ist insbesondere auch auf den risikobasierten 

Ansatz Bedacht zu nehmen. 
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Im Falle von gemeinnützigen Stiftungen und Fonds gemäß § 1 Abs. 2 Z 15 und 16 WiEReG), 

ausländischer Stiftungen, Trusts oder vergleichbarer Rechtsträger ist im Zuge der Ermittlung 

der wirtschaftlichen Eigentümer analog zur oben beschriebenen Vorgehensweise zu 

verfahren, wenn es sich bei einem Funktionsträger gemäß § 2 Z 2 oder 3 WiEReG um eine 

juristische Person handelt.  

 

2.7.7 Sonstige natürliche Personen, die die Privatstiftung auf andere 

Weise letztlich kontrollieren 

Nicht unter den Anwendungsbereich des § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WiEReG fällt jedenfalls der 

Stiftungsprüfer in seiner Funktion als vorgeschriebenes Kontrollorgan. Ebenso fällt ein Beirat 

nicht in den Anwendungsbereich dieser Bestimmung, es sei denn, diesem kommen 

weitreichende Gestaltungs- und Einflussrechte statt der üblicherweise vorgesehenen Rechte 

zu, damit dieser die Voraussetzung des § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WiEReG erfüllen kann. 

Die „Kontrolle auf andere Weise“ kann sich aus konkreten Rechtsbeziehungen ergeben, 

etwa, weil in der Stiftungsurkunde entsprechende Rechte vorgesehen sind oder aber aus 

faktischen Umständen ergeben. Siehe dazu Punkt 2.3.9 (Ausübung von Kontrolle auf „andere 

Weise“).  

Übt eine juristische Person Kontrolle auf andere Weise auf die Privatstiftung aus, ist letztlich 

wieder zu prüfen, ob diese juristische Person unter der Kontrolle einer natürlichen Person 

steht.   

2.7.8 Ausübung mehrerer Funktionen durch eine Person 

Wenn eine natürliche Person mehrere Funktionen ausübt, ist sie für jede dieser Funktionen 

als wirtschaftlicher Eigentümer zu melden. Ist beispielsweise ein Stifter gleichzeitig auch ein 

Begünstigter der Privatstiftung, so ist dieser im Meldeformular als Stifter und als Begünstigter 

zu melden. 

2.7.9 Meldepflicht gemäß § 5 PSG 

Die Meldepflicht gemäß § 5 PSG wird durch das WiEReG nicht aufgehoben. 

2.7.10 Gemeinnützige Privatstiftungen 

Bei gemeinnützigen Privatstiftungen ist ein Begünstigter typischerweise nicht 

individualisierbar und es liegt oftmals eine Begünstigung der Allgemeinheit vor. Diesfalls ist 

grundsätzlich der dem Stiftungszweck entsprechende Begünstigtenkreis an das Register zu 

melden und sofern Zuwendungen, die mehr als 2.000 Euro pro Kalenderjahr betragen, an 
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bestimmte natürliche Personen erfolgen, sind diese als Einmalbegünstigte an das Register zu 

melden. 

2.7.11 Besondere Privatstiftungen 

Bei speziell geregelten Privatstiftungen, bei denen einerseits dem Wesen nach nur ein 

geringes Risiko der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung besteht und die andererseits 

üblicher Weise eine Vielzahl von Begünstigten haben, soll keine Meldung der einzelnen 

Begünstigten an das Register vorgenommen werden. Stattdessen ist bei diesen der 

Begünstigtenkreis als solches an das Register zu melden. Dies betrifft gemäß § 2 Z 3 lit. a 

sublit. bb WiEReG Privatstiftungen gemäß § 66 VAG 2016, Sparkassenstiftungen gemäß 

§ 27a SpG, Unternehmenszweckförderungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 1 EStG 1988, 

Arbeitnehmerförderungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 2 EStG 1988 und Belegschafts- und 

Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen gemäß § 4d Abs. 3 und 4 EStG 1988. 

2.8 Gemeinnützige Stiftungen und Fonds 

Mit § 1 Z 15 WiEReG werden alle Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 erfasst, deren 

Vermögen durch einen privatrechtlichen Widmungsakt zur Erfüllung abgabenrechtlich 

begünstigter Aufgaben bestimmt ist, sofern sie nach ihren Zwecken über den 

Interessenbereich eines Bundeslandes hinausgehen und nicht schon vor der B-VG Novelle 

zur Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern (1. Oktober 1925) von den Ländern 

autonom verwaltet wurden. 

Mit § 1 Z 16 WiEReG werden Stiftungen und Fonds erfasst, die beispielsweise gemeinnützige 

oder mildtätige Zwecke erfüllen und dabei nicht über den Interessenbereich eines 

Bundeslandes hinausgehen, weil sie zB hilfsbedürftige Personen mit Hauptwohnsitz in einem 

bestimmten Bundesland unterstützen. Solche Stiftungen und Fonds können auf Basis des 

jeweiligen Landesgesetzes eingerichtet werden und sind in ein auf Landesebene 

vorgesehenes Register einzutragen. 

Dieses Bundesgesetz soll nur auf solche landesgesetzlich eingerichteten Stiftungen und 

Fonds anzuwenden sein, wenn dies landesgesetzlich, beispielsweise durch einen statischen 

Verweis auf dieses Bundesgesetz vorgesehen wird (Öffnungsklausel). Es ist jedoch 

anzumerken, dass alle Bundesländer die Öffnungsklausel genützt haben und ihre 

landesgesetzlich eingerichteten Stiftungen und Fonds dem WiEReG unterstellt haben. 

Bei Stiftungen und Fonds gemäß § 1 Z 15 und 16 WiEReG sind gemäß § 2 Z 3 lit. b WiEReG 

die Gründer, die Mitglieder des Stiftungs- oder Fondsvorstands, der Begünstigtenkreis sowie 

jede sonstige natürliche Person, die die Stiftung oder den Fonds auf andere Weise letztlich 
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kontrolliert als wirtschaftliche Eigentümer zu melden. Sollte ein Gründer bereits verstorben 

sein, so sind nur Vor- und Nachname zu melden. Sollten konkrete natürliche Personen 

(einmalige) Begünstigungen von solchen Stiftungen oder Fonds erhalten, so sind diese nicht 

zu melden. 

Bei gemeinnützigen Stiftungen und Fonds besteht grundsätzlich eine weitergehende 

Gestaltungsfreiheit hinsichtlich ihrer Organisationsstruktur. Wenn zusätzliche Organe zu den 

oben genannten eingerichtet sind, dann ist zu prüfen, ob die Rechte des Stiftungs- oder 

Fondsvorstands dadurch wesentlich beschnitten werden und es dem zusätzlichen Organ 

möglich ist, die Stiftung oder den Fond letztlich auf andere Weise zu kontrollieren (siehe 

Punkt 2.3.9 (Ausübung von Kontrolle auf „andere Weise“).). 

2.9 Trusts und trustähnliche Vereinbarungen 

Ein Trust im Sinne des § 1 Abs. 3 WiEReG ist die von einer Person (dem Settlor/Trustor) 

durch Rechtsgeschäft unter Lebenden oder durch letztwillige Verfügung geschaffene 

Rechtsbeziehung, bei der Vermögen zugunsten eines Begünstigten oder für einen 

bestimmten Zweck der Aufsicht eines Trustees unterstellt wird, wobei der Trust selbst auch 

rechtsfähig sein kann. Ein Trust iSd WiEReG hat folgende Eigenschaften: 

1. Das Vermögen des Trusts stellt ein getrenntes Sondervermögen dar und ist nicht 

Bestandteil des persönlichen Vermögens des Trustees; 

2. die Rechte in Bezug auf das Vermögen des Trusts lauten bei nicht rechtsfähigen Trusts 

auf den Namen des Trustees oder auf den einer anderen Person in Vertretung des 

Trustees; 

3. der Trustee hat die Befugnis und die Verpflichtung, über die er Rechenschaft abzulegen 

hat, das Vermögen in Übereinstimmung mit den Trustbestimmungen und den ihm durch 

das Recht auferlegten besonderen Verpflichtungen zu verwalten, zu verwenden oder 

darüber zu verfügen. 

Die Tatsache, dass sich der Settlor/Trustor bestimmte Rechte und Befugnisse vorbehält oder 

dass der Trustee selbst Rechte als Begünstigter hat, steht dem Bestehen eines Trusts nicht 

notwendigerweise entgegen. Das Vorliegen eines Trusts gemäß der obigen Definition kann 

auch nicht durch individuelle Rechte und Befugnisse des Trustors oder des Trustees 

eingeschränkt werden. 

Eine trustähnliche Vereinbarung ist eine andere Vereinbarung, wie beispielsweise fiducie, 

bestimmte Arten von Treuhand oder fideicomisio, sofern diese in Funktion oder Struktur mit 
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einem Trust vergleichbar sind. Treuhandschaften fallen grundsätzlich nicht unter den Begriff 

der trustähnlichen Vereinbarungen, da diese typischerweise aufgrund ihrer Struktur und 

Funktion nicht mit Trusts vergleichbar sind. Sollte jedoch eine Treuhandschaft aufgrund ihrer 

vertraglichen Ausgestaltung die Verwaltung eines Vermögens zugunsten einer vom 

Treugeber verschiedenen Person (Begünstigten) vorsehen, so ist im Einzelfall zu prüfen, ob 

eine trustähnliche Vereinbarung gegeben ist. 

Gemäß § 3 Abs. 4 WiEReG treffen die Rechte und Pflichten gemäß diesem Bundesgesetz bei 

einem Trust den Trustee und bei einer trustähnlichen Vereinbarung die mit dem Trustee 

vergleichbare Person. Insbesondere trifft diese Personen auch die Verpflichtung zur 

Beurteilung, ob eine trustähnliche Vereinbarung vorliegt. 

Handelt es sich beim Rechtsträger um einen Trust oder eine trustähnliche Vereinbarung, so 

hat der Trustee oder eine mit dem Trustee vergleichbare Person gemäß § 3 Abs. 4 WiEReG 

gegenüber Verpflichteten, wenn diese Sorgfaltspflichten gegenüber ihren Kunden anwenden, 

ihren Status offenzulegen und die Angaben über die wirtschaftlichen Eigentümer des Trusts 

oder der trustähnlichen Vereinbarung zeitnah bei Aufnahme einer Geschäftsbeziehung oder 

bei Durchführung einer gelegentlichen Transaktion oberhalb der Schwellenwerte (z.B. gemäß 

§ 5 Z 2 lit. a und lit. b FM-GwG; § 8b Abs. 1 Z 2 RAO; § 36b Abs. 1 Z 2 NO; § 87 Abs. 2 Z 10 

WTBG 2017) zu übermitteln. Die Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen stellt ein 

Finanzvergehen gemäß § 15 Abs. 1 Z 5 dar und ist bei Vorsatz mit einer Geldstrafe bis zu 

200.000 Euro bzw. bei grober Fahrlässigkeit mit einer Geldstrafe von bis zu 100.000 Euro zu 

bestrafen. 

Des Weiteren sind der Trustee eines Trusts gemäß § 1 Abs. 2 Z 17 WiEReG und die mit 

einem Trustee vergleichbare Person einer trustähnlichen Vereinbarung gemäß § 1 Abs. 2 Z 

18 WiEReG verpflichtet, eine Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer abzugeben, sofern 

diese Pflicht nicht gemäß § 3 Abs. 5 WiEReG entfällt. Für die ordnungsgemäße Meldung an 

das Register ist es erforderlich, dass der Trust oder die trustähnliche Vereinbarung im 

Ergänzungsregister für sonstige Betroffene eingetragen ist. Gemäß § 3 Abs. 4 WiEReG hat 

der Trustee oder eine mit dem Trustee vergleichbare Person dafür zu sorgen, dass der Trust 

oder die trustähnliche Vereinbarung in das Ergänzungsregister für sonstige Betroffene 

eingetragen ist und gegebenenfalls einen Antrag auf Eintragung in das Ergänzungsregister 

für sonstige Betroffene zu stellen. 

Sollte der Trust nicht in das Ergänzungsregister für sonstige Betroffene eingetragen werden, 

führt dies in weiterer Folge zu einer Verletzung der Meldeverpflichtung, für welche gemäß 

§ 15 Abs. 1 WiEReG die oben genannten Strafandrohungen gelten.  
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Die Eintragung in das Ergänzungsregister erfolgt über die Stammzahlenregisterbehörde 

(Link). Für die Eintragung müssen die Rechtsträger bzw. deren Organe den rechtlichen 

Bestand und die rechtlich gültige Bezeichnung nachweisen. In einem schriftlichen Antrag sind 

folgende Angaben zu machen: 

▪ Bezeichnung, Anschrift und Sitz des Antragstellers, 

▪ Rechtscharakter bzw. Organisationsform des Antragstellers, 

▪ Bezeichnung der Urkunden und/oder Rechtsvorschriften, mit welchen die rechtliche 

Existenz des Antragstellers nachgewiesen wird (Bestandsnachweis), 

▪ Datum der Gründung oder des sonstigen Zustandekommens und die Dauer des 

Bestandes, wenn dieser zeitlich begrenzt ist, 

▪ nicht erforderlich ist die Bezeichnung der nach außen vertretungsbefugten Organe und 

jener Personen, die diese Organfunktionen ausüben. 

Die Eintragung kann direkt bei der Stammzahlenregisterbehörde mit dem Antragsformular 

auf Eintragung in das Ergänzungsregister für sonstige Betroffene (ERsB) im Servicebereich 

"Formulare" erfolgen. Das entsprechende Formular für den Neuantrag wird dort zum 

Download zur Verfügung gestellt. Nach der Eintragung in das Ergänzungsregister für 

sonstige Betroffene ist der Rechtsträger verpflichtet, die Informationen entsprechend aktuell 

zu halten. Für etwaige Änderungen steht im Unternehmensserviceportal ein eigenes 

Formular zur Verfügung. Weitere Informationen zur Eintragung in das Ergänzungsregister für 

sonstige Betroffene können über die Homepage des Bundeskanzleramts 

(www.bundeskanzleramt.gv.at) abgerufen werden. 

Zudem haben Trusts und trustähnliche Vereinbarungen, deren Verwaltung sich nicht im 

Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, gemäß § 3 Abs. 7 WiEReG einen 

berufsmäßigen Parteienvertreter mit Sitz im Inland, der auch Zustellungsbevollmächtigter 

sein muss, mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten zu beauftragen. 

Vor der Beurkundung oder Aufnahme einer Notariatsurkunde zum Zwecke des Erwerbs eines 

im Inland gelegenen Grundstücks haben Trusts und trustähnliche Vereinbarungen, deren 

Verwaltung sich nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, dem Notar vor 

der Beurkundung beweiskräftige Unterlagen zu ihren wirtschaftlichen Eigentümern 

vorzulegen und die Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 5 WiEReG 

nachzuweisen. Der Nachweis der Meldung kann auch dadurch erfolgen, dass der 

beurkundende Notar selbst einen Auszug gemäß § 9 WiEReG einholt (§ 3 Abs. 8 WiEReG). 

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/digitalisierung/stammzahlenregisterbehoerde.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/digitalisierung/stammzahlenregisterbehoerde/formulare.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/digitalisierung/stammzahlenregisterbehoerde/formulare.html
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Wirtschaftliche Eigentümer bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen gemäß § 1 Abs. 2 

Z 17 und Z 18 WiEReG sind die in der Definition des § 2 Z 2 WiEReG genannten Personen 

aufgrund der Ausübung ihrer Funktionen. 

Bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen schließt dies jedenfalls folgende Personen 

bzw. Personengruppen aufgrund ihrer Funktion ein: 

▪ der Settlor/Trustor, 

▪ der/die Trustees, 

▪ der Protektor (sofern vorhanden), 

▪ die Begünstigten, oder sofern die Einzelpersonen, die Begünstigte des Trusts sind, noch 

bestimmt werden müssen, die Gruppe von Personen, in deren Interesse der Trust 

errichtet oder betrieben wird (Begünstigtenkreis); erhalten Personen aus dieser Gruppe 

Zuwendungen von dem Trust, deren Wert 2.000 Euro in einem Kalenderjahr übersteigt, 

dann gelten sie in dem betreffenden Kalenderjahr als Begünstigte; 

▪ jede sonstige natürliche Person, die den Trust auf andere Weise letztlich kontrolliert. 

Kontrolle auf andere Weise kann sich einerseits indirekt über eine durchgängige Kontrollkette 

zu einem Rechtsträger, der eine Funktion wahrnimmt, ergeben oder beispielsweise aus 

bestimmten Befugnissen, welchen den kontrollierenden Personen gemäß der Trusturkunde 

oder nach dem Gesetz zukommen, wie etwa:  

• über das Trustvermögen zu verfügen; 

• Ausschüttungen anzuordnen, vorzunehmen oder zu genehmigen;  

• den Trust zu ändern oder zu beenden;  

• Entscheidungen im Hinblick auf die Begünstigtenstellung von Personen zu treffen;  

und/oder den Trustee zu ernennen oder abzuberufen. Sofern Personen aus dem 

Begünstigtenkreis Zuwendungen des Trusts erhalten, deren Wert 2.000 Euro in einem 

Kalenderjahr übersteigt, dann gelten für die Meldung dieser Begünstigten bei Trusts 

dieselben Bestimmungen wie für jene bei Privatstiftungen.  

Bei der Feststellung und Meldung von wirtschaftlichen Eigentümern eines Trusts oder einer 

trustähnlichen Vereinbarung sollte wie folgt vorgegangen werden: 

▪ Schritt 1: In einem ersten Schritt ist festzustellen, ob die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 

Z 17 bzw. 18 WiEReG vorliegen. 
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▪ Schritt 2: Wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Z 17 bzw. 18 WiEReG vorliegen und 

keine Ausnahme gemäß § 3 Abs. 5 WiEReG vorliegt, ist der Trust oder die trustähnliche 

Vereinbarung gemäß § 3 Abs. 4 WiEReG in das Ergänzungsregister für sonstige 

Betroffene einzutragen. 

▪ Schritt 3: Anschließend ist durch Einsicht in die Trusturkunde oder ein ähnliches 

Dokument, aus dem sich das wirtschaftliche Eigentum ergibt, oder durch 

Zusammenschau geeigneter Dokumente der wirtschaftliche Eigentümer festzustellen und 

zu überprüfen. Eine Kopie der Urkunden ist zum Nachweis aufzubewahren oder kann 

gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. f im Zuge des Schrittes 4 als Compliance-Package an die 

Registerbehörde übermittelt werden. 

▪ Schritt 4: Die wirtschaftlichen Eigentümer sind an das Register der wirtschaftlichen 

Eigentümer zu melden. 

Hervorzuheben ist, dass die genannten Personen aufgrund der Ausübung ihrer Funktion 

immer als wirtschaftliche Eigentümer gelten und zu melden sind, auch wenn eine andere 

Person den Trust bzw. die trustähnliche Vereinbarung letztlich kontrolliert. 

Sollte eine Funktion nicht durch eine natürliche Person, sondern durch eine juristische Person 

wahrgenommen werden, so ist gemäß den Ausführungen in Punkt 2.7.6 (Behandlung von 

juristischen Personen als Stifter oder Begünstigter). vorzugehen. 

2.10 Meldepflichtige ausländische Rechtsträger 

Rechtsträger mit Sitz außerhalb des EWR, die sich verpflichten ab dem 1. April 2021 im 

Inland eine Liegenschaft zu erwerben, fallen nunmehr in den Anwendungsbereich des 

WiEReG (§ 1 Abs. 2 Z 19). 

Meldepflichtige ausländische Rechtsträger haben gegenüber Verpflichteten, wenn diese 

Sorgfaltspflichten gegenüber ihren Kunden anwenden, ihren Status offenzulegen und die 

Angaben über die wirtschaftlichen Eigentümer zeitnah bei Aufnahme einer 

Geschäftsbeziehung oder bei Durchführung einer gelegentlichen Transaktion oberhalb der 

Schwellenwerte zu übermitteln. Die meldepflichtigen ausländischen Rechtsträger haben 

einen Antrag auf Eintragung des meldepflichtigen ausländischen Rechtsträgers in das 

Ergänzungsregister für sonstige Betroffene zu stellen, sofern noch keine Stammzahl gemäß § 

6 Abs. 3 E-GovG vergeben wurde. Für diesen Antrag gilt Folgendes: 

1) Die Angabe über die Rechts- oder Organisationsform lautet „meldepflichtiger 

ausländischer Rechtsträger; 
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2) als Sitz ist der Sitz des meldepflichtigen ausländischen Rechtsträgers einzutragen und 

als Zustelladresse ist die inländische Zustelladresse des berufsmäßigen 

Parteienvertreters anzugeben, der mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten 

beauftragt wurde; 

3) als Angabe über den Bestandszeitraum ist der Zeitpunkt der Antragstellung 

anzugeben. 

Meldepflichtige ausländische Rechtsträger haben gemäß § 3 Abs. 7 WiEReG einen 

berufsmäßigen Parteienvertreter mit Sitz im Inland, der auch Zustellungsbevollmächtigter 

sein muss, mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten zu beauftragen. 

Vor der Beurkundung oder Aufnahme einer Notariatsurkunde zum Zwecke des Erwerbs eines 

im Inland gelegenen Grundstücks haben meldepflichtige ausländische Rechtsträger dem 

Notar vor der Beurkundung beweiskräftige Unterlagen zu ihren wirtschaftlichen Eigentümern 

vorzulegen und die Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 5 WiEReG 

nachzuweisen. Der Nachweis der Meldung kann auch dadurch erfolgen, dass der 

beurkundende Notar selbst einen Auszug gemäß § 9 WiEReG einholt (§ 3 Abs. 8 WiEReG). 

2.11 Subsidiäre Feststellung 

Eine subsidiäre Meldung der obersten Führungsebene gemäß § 2 Z 1 lit. b WiEReG ist nur 

dann zulässig, wenn kein wirtschaftlicher Eigentümer vorhanden ist (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b 

Variante 1 WiEReG) oder wenn nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten kein wirtschaftlicher 

Eigentümer ermittelt werden kann (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 2 WiEReG). Vor der 

subsidiären Meldung ist deshalb zu prüfen, ob entsprechend der in § 2 WiEReG genannten 

Kriterien kein wirtschaftliches Eigentum vorliegt. 

Gemäß § 2 Z 1 lit. b sublit. aa WiEReG gelten bei offenen Gesellschaften und 

Kommanditgesellschaften mit ausschließlich natürlichen Personen als Gesellschaftern die 

geschäftsführenden Gesellschafter als wirtschaftliche Eigentümer, sofern keine 

Anhaltspunkte vorliegen, dass die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer 

oder mehrerer anderer natürlichen Personen steht. 

Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, bei denen kein Mitglied einen Geschäftsanteil 

von mehr als 25% hält und keine Anhaltspunkte vorliegen, dass die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer 

anderer natürlichen Personen steht, gelten die Mitglieder der obersten Führungsebene 

(Vorstand bzw. Geschäftsleitung) als wirtschaftlicher Eigentümer (§ 2 Z 1 lit. b sublit. bb 

WiEReG). 
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Bei eigentümerlosen Gesellschaften gelten die natürlichen Personen, die der obersten 

Führungsebene angehören, als wirtschaftliche Eigentümer, sofern keine Anhaltspunkte 

vorliegen, dass die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer 

anderer natürlichen Personen steht (§ 2 Z 1 lit. b sublit. cc WiEReG). 

Bei Gesellschaften, über die ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde und das Gericht einen 

Masseverwalter bestellt hat, gilt der Masseverwalter als wirtschaftlicher Eigentümer, sofern 

keine oberste Führungsebene vorhanden ist. 

Unter dem Begriff der obersten Führungsebene ist dabei immer die oberste operative 

Führungsebene des meldepflichtigen Rechtsträgers zu verstehen. 

Besteht die oberste Führungsebene eines Rechtsträgers (zum Teil) aus juristischen 

Personen, sind die vertretungsbefugten natürlichen Personen der obersten Führungsebene 

dieser vertretungsbefugten juristischen Person als (subsidiäre) wirtschaftliche Eigentümer 

festzustellen. In einem solchen Fall ist daher nicht auf den wirtschaftlichen Eigentümer der 

vertretungsbefugten juristischen Person abzustellen. Ist zB bei einer GmbH & Co KG als 

meldepflichtiger Rechtsträger die GmbH-Komplementärin alleine mit der Geschäftsführung 

betraut und konnten keine wirtschaftlichen Eigentümer festgestellt werden, sind die 

Geschäftsführer der GmbH subsidiär als wirtschaftliche Eigentümer festzustellen und nicht 

deren eigene wirtschaftliche Eigentümer. 

 

2.11.1 Ausschöpfung aller Möglichkeiten (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 

2 WiEReG)  

Wenn meldepflichtige Rechtsträger nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten keine natürliche 

Person als wirtschaftlichen Eigentümer feststellen und überprüfen können, so sind die 

natürlichen Personen, die der obersten Führungsebene des Rechtsträgers angehören, 

subsidiär als wirtschaftliche Eigentümer an das Register zu melden. Die Feststellung und 

Überprüfung eines subsidiären wirtschaftlichen Eigentümers ist nur in letzter Konsequenz 

und nach Ausschöpfung aller anderen Mittel zur Feststellung der Identität des 

wirtschaftlichen Eigentümers zulässig. Die vom meldepflichtigen Rechtsträger durchgeführten 

Schritte sind zu dokumentieren, um dies gegenüber der Registerbehörde nachweisen zu 

können. 

Für die Erfüllung der Sorgfaltspflicht des § 3 WiEReG ist der meldepflichtige Rechtsträger 

unter Umständen auf die Mitwirkung seiner rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentümer 

angewiesen. Daher sind diese gemäß § 4 WiEReG verpflichtet, alle erforderlichen Dokumente 



49 

 

und Informationen zur Verfügung zu stellen. Verweigern die rechtlichen und/oder 

wirtschaftlichen Eigentümer die Herausgabe der erforderlichen Dokumente, hat der 

meldepflichtige Rechtsträger seine Eigentümer auf deren Mitwirkungspflicht gemäß § 4 

WiEReG und auf die für ihn vorgesehenen Strafbestimmungen gemäß § 15 WiEReG 

nachweislich hinzuweisen. 

Für die weitere Vorgehensweise relevant ist in diesem Zusammenhang die Unterscheidung, 

ob die konkret erforderlichen Dokumente und Informationen öffentlich verfügbar sind oder 

nicht.  

Sind diese öffentlich verfügbar, so sind diese in einem solchen Fall vom meldepflichtigen 

Rechtsträger auch ohne Mitwirkung der Eigentümer zu beschaffen (siehe dazu auch Punkt 

3.2 (Pflichten der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentümer)), um so die wirtschaftlichen 

Eigentümer feststellen und überprüfen zu können.  

Sind diese nicht öffentlich verfügbar und ist es dem meldepflichtigen Rechtsträger aufgrund 

der fehlenden Mitwirkung der Eigentümer und trotz Ausschöpfung aller anderen Mittel in 

letzter Konsequenz nicht möglich, seine wirtschaftlichen Eigentümer festzustellen, sind – da 

in jedem Fall eine Meldung an das Register abzugeben ist – die Mitglieder der obersten 

Führungsebene als subsidiäre wirtschaftliche Eigentümer an das Register zu melden und im 

Meldeformular die Auswahl „Ausschöpfung aller Möglichkeiten“ zu treffen. Siehe hierzu 

Punkt 4 (Meldung der Daten durch die Rechtsträger). 

Festzuhalten bleibt in diesem Zusammenhang, dass diese Vorgehensweise kein Präjudiz für 

die Erfüllung der Sorgfaltspflichten der Verpflichteten nach anderen Aufsichtsgesetzen (bspw. 

FM-GwG) bildet. 

2.11.2 Verdachtsmomente 

Es ist festzuhalten, dass der Begriff der Verdachtsmomente im Sinne des § 2 Z 1 lit. b 

Einleitungssatz WiEReG keine Bedeutung für meldepflichtige Rechtsträger hat. Der Begriff 

der Verdachtsmomente ist nur für Verpflichtete relevant, für die in ihren jeweiligen 

berufsspezifischen Sorgfaltspflichten auf die Definition des § 2 WiEReG verwiesen wird. 
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3 Sorgfaltspflichten der Rechtsträger in Bezug auf ihre 

wirtschaftlichen Eigentümer 

3.1 Verpflichtung des Rechtsträgers zur Feststellung und 

Überprüfung seiner wirtschaftlichen Eigentümer 

Mit § 3 WiEReG werden die Sorgfaltspflichten der Rechtsträger in Bezug auf ihre 

wirtschaftlichen Eigentümer geregelt. Die Rechtsträger sind dazu verpflichtet, die Identität 

ihrer wirtschaftlichen Eigentümer festzustellen und angemessene Maßnahmen zur 

Überprüfung ihrer Identität zu ergreifen, so dass sie davon überzeugt sind zu wissen, wer 

ihre wirtschaftlichen Eigentümer sind. Dieser Punkt schließt die Ergreifung angemessener 

Maßnahmen ein, um die Eigentums- und Kontrollstruktur zu verstehen. Die Vorgehensweise 

zur Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer im Detail wird im Punkt 3 nachfolgend 

erläutert. 

Vereinfacht dargestellt sollte bei der Feststellung von direkten und indirekten wirtschaftlichen 

Eigentümern wie folgt vorgegangen werden: 

▪ Direkte wirtschaftliche Eigentümer: In einem ersten Schritt muss der 

meldepflichtige Rechtsträger seine direkten Eigentümer feststellen. Wenn eine natürliche 

Person mit mehr als 25% an dem Rechtsträger beteiligt ist oder mehr als 25% Anteile an 

Aktien oder Stimmrechten hält oder direkt Kontrolle (auch im Wege eines 

Treuhandschaftsvertrages; näheres zum Kontrollbegriff in Punkt 2.3 (Kontrolle)) auf den 

Rechtsträger ausübt, ist diese Person direkter wirtschaftlicher Eigentümer. Wenn eine 

natürliche Person mit weniger als 25% an dem Rechtsträger beteiligt ist oder einen Anteil 

von Aktien oder Stimmrechten von weniger als 25% am Rechtsträger hält und diesen 

auch nicht auf andere Weise kontrolliert, ist diese natürliche Person kein wirtschaftlicher 

Eigentümer im Sinne des § 2 WiEReG, sofern dieser Person nicht noch weitere Anteile 

über andere Beteiligungen zugerechnet werden können. 

▪ Indirekte wirtschaftliche Eigentümer: Wenn eine juristische Person einen 

Aktienanteil von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr als 25% am 

meldepflichtigen Rechtsträger hält, sind die Eigentümer dieser juristischen Person 

festzustellen. Wenn diese natürlichen Personen sind und eine Beteiligung von mehr als 

50% halten oder Kontrolle ausüben, so sind diese als indirekte wirtschaftliche Eigentümer 

festzustellen. Dabei ist zu beachten, dass Anteile oder Beteiligungen von 

unterschiedlichen Rechtsträgern mit weniger als 25 % zusammenzurechnen sind, wenn 



51 

 

diese von derselben natürlichen Person oder denselben natürlichen Personen kontrolliert 

werden. Es ist daher erforderlich, dass die vollständige Eigentums- und Kontrollstruktur 

soweit verstanden wird, dass indirekte wirtschaftliche Eigentümer und oberste 

Rechtsträger festgestellt werden können. Daher kann erforderlich sein, die Eigentümer 

der jeweiligen juristischen Person auch dann zu prüfen, wenn die Beteiligung weniger als 

25 % am Rechtsträger ausmacht. 

Die Pflicht zur Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 3 

Abs. 1 WiEReG trifft den meldepflichtigen Rechtsträger und die jeweiligen Organe des 

Rechtsträgers. 

3.2 Pflichten der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentümer 

Mit § 4 WiEReG wird eine rechtliche Erleichterung für den meldepflichtigen Rechtsträger 

geschaffen, indem dessen rechtliche und wirtschaftliche Eigentümer dazu verpflichtet 

werden, dem meldepflichtigen Rechtsträger alle für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten 

erforderlichen Dokumente und Informationen zur Verfügung zu stellen. Die Information über 

die wirtschaftlichen Eigentümer allein durch diese ist nicht ausreichend, da der Rechtsträger 

in die Lage versetzt werden muss, seine Sorgfaltspflichten gemäß § 3 Abs. 1 WiEReG zu 

erfüllen, die eine Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer erfordern. 

Für den Fall, dass rechtliche und/oder wirtschaftliche Eigentümer ihrer Verpflichtung gemäß 

§ 4 WiEReG nicht vollständig nachkommen, ist zu unterscheiden, ob die konkret 

erforderlichen Dokumente und Informationen öffentlich verfügbar sind oder nicht.  

Öffentlich verfügbare Dokumente und Informationen sind vom meldepflichtigen Rechtsträger 

auch ohne Mitwirkung der Eigentümer zu beschaffen.  

Wird hingegen die Herausgabe von nicht öffentlich zugänglichen Dokumenten und 

Informationen verweigert und ist es dem meldepflichtigen Rechtsträger aufgrund der 

fehlenden Mitwirkung der Eigentümer und trotz Ausschöpfung aller anderen Mittel in letzter 

Konsequenz nicht möglich, seine wirtschaftlichen Eigentümer festzustellen und zu 

überprüfen, ist eine subsidiäre Meldung der obersten Führungsebene gemäß § 2 Z 1 lit. b 

WiEReG in Betracht zu ziehen (siehe Punkt 2.11 Subsidiäre Feststellung).
1
  

 

1
 Für Verpflichtete des FM-GwG ist idZ jedoch auf § 7 Abs. 7 FM-GwG hinzuweisen; vgl. dazu auch das 

FMA Rundschreiben Sorgfaltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung 

01/2022 (Stand: 23.02.2022), Rz 301ff (insbesondere Rz 302). 
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Dies kann z.B. bei solchen Dokumenten und Informationen der Fall sein, welche 

ausschließlich von einem übergeordneten Rechtsträger bzw. direkt von den Eigentümern 

verwahrt werden und daher nicht auf alternativem Wege beschafft werden können oder 

wenn kein Nachweis über abweichende Stimmrechts- oder Kontrollverhältnisse eingeholt 

werden kann, weil beispielsweise bei übergeordneten ausländischen Rechtsträgern die 

relevante Beteiligungsstruktur nicht nachvollzogen werden kann und/oder die im Einzelfall 

erforderliche Bestätigung des übergeordneten bzw. obersten Rechtsträgers (vgl. hierzu die 

Aufzählung in Punkt 6.3 (Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern)) 

verweigert wird. 

3.3 Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen 

Eigentümer durch berufsmäßige Parteienvertreter 

Rechtsträger können gemäß § 5 Abs. 2 WiEReG auch berufsmäßige Parteienvertreter gemäß 

§ 5 Abs. 1 Z 2 USPG zur Meldung ihrer wirtschaftlichen Eigentümer beauftragen. Zusätzlich 

können Rechtsträger berufsmäßige Parteienvertreter auch mit der Feststellung und 

Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer beauftragen. Ist dies der Fall, so ist dies gemäß 

§ 5 Abs. 1 Z 4 lit. a WiEReG bei der Meldung anzugeben. Wenn ein berufsmäßiger 

Parteienvertreter hingegen nur unterstützend tätig geworden ist, so darf nicht angegeben 

werden, dass die wirtschaftlichen Eigentümer durch den berufsmäßigen Parteienvertreter 

festgestellt und überprüft wurden. 

3.4 Angemessene Maßnahmen zur Überprüfung von 

wirtschaftlichen Eigentümern 

Meldepflichtige Rechtsträger haben im Rahmen ihrer Sorgfaltspflichten „angemessene 

Maßnahmen“ zur Überprüfung der Identität ihres wirtschaftlichen Eigentümers zu ergreifen. 

Dies schließt auch angemessene Maßnahmen mit ein, um seine Eigentums- und 

Kontrollstruktur zu verstehen. Damit ist gemeint, dass in Fällen eines indirekten 

wirtschaftlichen Eigentums der meldepflichtige Rechtsträger auch verstehen muss, woraus 

sich die Stellung seines indirekten wirtschaftlichen Eigentümers ableitet. Dabei stellt die 

Kenntnis über die Zwischenglieder der Kette zwischen meldepflichtigem Rechtsträger und 

wirtschaftlichem Eigentümer ein notwendiges Element dar. 

In diesem Punkt werden die Maßnahmen beschrieben, bei deren Einhaltung davon 

auszugehen ist, dass angemessene Maßnahmen zur Überprüfung der wirtschaftlichen 

Eigentümer iSd § 3 Abs. 1 WiEReG ergriffen wurden. Auch eine andere Vorgehensweise kann 
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angemessen sein, dies ist jedoch im Einzelfall zu beurteilen. Dies betrifft sowohl Fälle, bei 

denen die wirtschaftlichen Eigentümer durch den Rechtsträger selbst, als auch jene Fälle, bei 

denen die wirtschaftlichen Eigentümer durch einen berufsmäßigen Parteienvertreter 

festgestellt und überprüft wurden. 

Schritt 1: Ermittlung der relevanten Beteiligungsstruktur 

In einem ersten Schritt sollte die relevante Beteiligungsstruktur ermittelt werden. Bei 

Gesellschaften mit inländischen Eigentümerstrukturen kann dies entweder durch 

• die Einholung von Auszügen aus dem Firmenbuch, Vereinsregister oder 

Ergänzungsregister für alle relevanten Beteiligungsebenen oder 

• durch Einholung eines oder allenfalls mehrerer erweiterter Auszüge aus dem 

Register erfolgen. 

Die Einholung eines erweiterten Auszugs gemäß § 9 Abs. 5 WiEReG wird für berufsmäßige 

Parteienvertreter empfohlen, da dieser eine Darstellung der relevanten inländischen 

Beteiligungsstruktur, errechnete wirtschaftliche Eigentümer und oberste Rechtsträger 

enthält und direkt und indirekt gehaltene Anteile hierbei automatisch zusammengerechnet 

werden. Dies trifft unabhängig davon zu, ob bereits eine Meldung an das Register erstattet 

wurde. 

Für den Rechtsträger selbst ist die Einholung der Dokumente gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a 

bis f WiEReG angemessen. Werden die wirtschaftlichen Eigentümer durch einen 

berufsmäßigen Parteienvertreter festgestellt und überprüft, so ist bei der Geschäftsführung 

des Rechtsträgers nachzufragen, ob für die Beurteilung des wirtschaftlichen Eigentums 

relevante von der Beteiligungsstruktur abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse 

bestehen. Siehe hierzu Punkt 6.2 (Anforderungen an die Dokumente). 

Für inländische Zwischenebenen und oberste Rechtsträger ist die Einholung der 

Dokumente gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a bis f WiEReG angemessen. Diese können auch 

durch Einsicht in ein gültiges Compliance-Package der jeweiligen Rechtsträger eingeholt 

werden. Siehe hierzu Punkt 6.3 (Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern). 

Wenn Beteiligungsstränge ins Ausland verlaufen, wird in einem erweiterten Auszug aus 

dem Register nur die erste ausländische Ebene der relevanten Beteiligungsstruktur 

dargestellt. In diesen Fällen ist die relevante ausländische Beteiligungsstruktur auf Basis von 

landesüblichen beweiskräftigen Nachweisen, insbesondere (ausländischen, dem 

österreichischen Firmenbuch vergleichbaren) Registerauszügen, zu ermitteln und zu 

dokumentieren (bspw. durch Anfertigung eines Organigramms). Angemessen ist jedenfalls 
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die Einholung der Dokumente gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a bis c WiEReG. Siehe hierzu Punkt 

6.4 (Dokumente zu übergeordneten ausländischen Rechtsträgern). Ist für die letzte 

inländische Ebene ein vollständiges und gültiges Compliance-Package aus dem Register 

abrufbar, so kann die Feststellung und Überprüfung der betreffenden wirtschaftlichen 

Eigentümer anhand der in diesem Compliance-Package enthaltenen Dokumente und 

Nachweise unter sinngemäßer Anwendung von § 11 Abs. 2a WiEReG erfolgen. 

Schritt 2: Prüfung, ob Abweichungen aufgrund von Stimmrechten oder 

Kontrollverhältnissen vorliegen 

In einem zweiten Schritt ist zu prüfen, ob relevante Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse 

vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung oder dem Anteil an Aktien abweichen, die für 

die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer relevant sind. Auf diese 

Weise können noch weitere wirtschaftliche Eigentümer (siehe Punkt 2.3 (Kontrolle)) 

hinzukommen.  

Ob von den Beteiligungsverhältnissen abweichende Stimmrechts- oder Kontrollverhältnisse 

vorliegen, sollte gemäß den Punkten 6.2.5 (Treuhandschaften), 6.2.6 (Sonstige Nachweise 

und Dokumente), 6.3 (Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern) und 6.4 

(Dokumente zu übergeordneten ausländischen Rechtsträgern) ermittelt werden. 

Schritt 3: Dokumentation 

Die für die Feststellung und Überprüfung erforderlichen Kopien der Dokumente und 

Informationen, sind gemäß § 3 Abs. 2 WiEReG bis mindestens fünf Jahre nach dem Ende des 

wirtschaftlichen Eigentums der natürlichen Person aufzubewahren (siehe Punkt 3.5 

Aufbewahrungspflichten der Rechtsträger).  

Der meldepflichtige Rechtsträger kann die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen 

Eigentümer anstelle der Einsicht in die oben genannten Dokumente auch durch Einsicht in 

einen Aktenvermerk gemäß § 5a Abs. 3 WiEReG vornehmen. Daher erfüllt jedenfalls auch die 

Aufbewahrung eines Aktenvermerks, der die Voraussetzungen des § 5a Abs. 3 WiEReG 

erfüllt, die Aufbewahrungspflicht gemäß § 3 Abs. 2 WiEReG. Abweichend von § 5a Abs. 3 

WiEReG kann ein Aktenvermerk für diese Zwecke unabhängig von dem Vorliegen von 

berechtigten Gründen verwendet werden. Zu beachten gilt, dass Aktenvermerke aber 

jedenfalls von den gemäß § 5a Abs. 3 WiEReG zu deren Anfertigung berechtigten Personen 

(berufsmäßigen Parteienvertretern oder geeigneten Dritten, siehe Punkt 6.5 

(Aktenvermerke)) ausgestellt werden müssen, um zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten und 
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der Aufbewahrungspflichten nach § 3 Abs. 1 und 2 WiEReG herangezogen werden zu 

können. 

3.5 Aufbewahrungspflichten der Rechtsträger 

Die meldepflichtigen Rechtsträger haben gemäß § 3 Abs. 2 WiEReG Kopien der Dokumente 

und Informationen, die für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten gemäß § 3 Abs. 1 WiEReG 

erforderlich sind, bis mindestens fünf Jahre nach dem Ende des wirtschaftlichen Eigentums 

der natürlichen Person aufzubewahren. Dies beinhaltet alle relevanten Nachweise über die 

Eigentums- und Kontrollverhältnisse der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentümer des 

meldepflichtigen Rechtsträgers sowie alle relevanten Dokumente, die zur Überprüfung der 

Identität der wirtschaftlichen Eigentümer herangezogen wurden. 

Durch die Übermittlung eines vollständigen Compliance-Packages für einen Rechtsträger 

(siehe Punkt Erstellung von Compliance-Packages) gilt die Aufbewahrungspflicht gemäß § 3 

Abs. 2 WiEReG als erfüllt. Wesentlich ist daher, dass das Compliance-Packages im Zeitpunkt 

der Übermittlung vollständig ist. Das bedeutet, dass die Aufbewahrungspflicht für die Dauer 

der Gültigkeit des Compliance-Packages auch dann als erfüllt anzusehen ist, wenn innerhalb 

der Gültigkeitsdauer ein verwiesenes Compliance-Package ungültig wird. 

Es bestehen keine Bedenken, wenn der Verpflichtung gemäß § 3 Abs. 2 WiEReG dadurch 

entsprochen wird, dass sich die meldepflichtigen Rechtsträger zum Zwecke der 

Aufbewahrung der Unterlagen eines in § 5a Abs. 3 WiEReG genannten geeigneten Dritten 

bedienen, welcher die in § 3 Abs. 2 WiEReG genannten Kopien der Dokumente und 

Informationen im Auftrag des meldepflichtigen Rechtsträgers für diesen verwahrt. In diesen 

Fällen hat der gemäß § 3 Abs. 2 WiEReG verpflichtete Rechtsträger angemessene Schritte zu 

unternehmen, um zu gewährleisten, dass der geeignete Dritte ihm unverzüglich auf sein 

Ersuchen die für ihn verwahrten Informationen und Unterlagen weiterleiten kann. Die 

endgültige Verantwortung für die Erfüllung der Aufbewahrungspflichten verbleibt bei dem 

Rechtsträger, der auf den geeigneten Dritten zurückgreift. 

3.6 Zeitpunkt der Sorgfaltspflichten 

Die meldepflichtigen Rechtsträger haben gemäß § 3 Abs. 3 WiEReG die Sorgfaltspflichten 

gemäß § 3 Abs. 1 WiEReG zumindest jährlich durchzuführen und zu prüfen, ob die an das 

Register gemeldeten wirtschaftlichen Eigentümer noch aktuell sind. Der genaue Zeitpunkt 

kann grundsätzlich durch die Rechtsträger festgelegt werden (beispielsweise anlässlich der 

Jahresabschlussprüfung) wobei der maximale Abstand zwischen der Durchführung der 

Sorgfaltspflichten ein Jahr beträgt.  



56 

 

§ 5 Abs. 1 letzter Satz WiEReG legt zudem fest, dass Rechtsträger, die nicht gemäß § 6 

WiEReG von der Meldepflicht befreit sind, binnen vier Wochen nach der Fälligkeit der 

jährlichen Überprüfung gemäß § 3 Abs. 3 WiEReG die bei der Überprüfung festgestellten 

Änderungen zu melden oder die gemeldeten Daten zu bestätigen haben (jährliche 

Meldepflicht). Die Bestätigung der gemeldeten Daten erfolgt durch Abgabe einer neuen 

Meldung, allerdings ohne dass die in das Meldeformular vorgeladenen Daten abgeändert 

werden. 

Rechtsträger, die nach § 6 WiEReG meldebefreit sind, müssen keine jährliche Meldung 

abgeben. Sie müssen aber im Rahmen der Durchführung ihrer jährlichen Sorgfaltspflichten 

(§ 3 Abs. 1 WiEReG) überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Meldebefreiung weiter 

vorliegen. 

Rechtsträger, die eine subsidiäre Meldung mit automatischer Datenübernahme (nach 

§ 5 Abs. 5 WiEReG) abgegeben haben, unterliegen weiterhin der jährlichen 

Meldeverpflichtung. Diese müssen zumindest einmal jährlich überprüfen, ob die 

Voraussetzungen für die subsidiäre Meldung noch vorliegen. Liegen diese weiterhin vor, so 

ist dieser Umstand bei der Meldung zu bestätigen und anzugeben ob nach Ausschöpfung 

aller Möglichkeiten die wirtschaftlichen Eigentümer nicht festgestellt und überprüft werden 

konnten (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit b Variante 1 oder Variante 2 WiEReG). Siehe hierzu die 

Ausführungen zur subsidiären Meldung in Punkt 4 (Meldung der Daten durch die 

Rechtsträger). 

Die Fälligkeit der jährlichen Meldung bestimmt sich grundsätzlich nach dem Datum der 

letzten jährlichen Überprüfung gemäß § 3 Abs. 3 WiEReG.  

Beispiel: die Erstmeldung sowie erstmalige Feststellung und Überprüfung der 

wirtschaftlichen Eigentümer erfolgte am 1. August 2023. Die Fälligkeit der jährlichen 

Überprüfung ist im Jahr 2024 der 1. August 2024. Die Meldung hat binnen vier Wochen nach 

der Fälligkeit der jährlichen Überprüfung zu erfolgen, dh. bis zum 29. August 2024. Wird die 

jährliche Überprüfung früher durchgeführt, so hat dies keine Verkürzung der Meldefrist zur 

Folge, da sich diese nach der Fälligkeit der jährlichen Überprüfung bestimmt. Es sollte 

allerdings darauf geachtet werden, dass die Meldung zeitnah nach dem Abschluss der 

jährlichen Überprüfung übermittelt wird, damit nicht aufgrund zwischenzeitlich eingetretener 

Änderungen eine unrichtige Meldung abgegeben wird. 
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Mit der Retournierung des vom Klienten firmenmäßig gefertigten standardisierten Formulars 

„Auftrag zur Meldung an das Register der wirtschaftlichen Eigentümer“ kann der Vorgang der 

Überprüfung jedenfalls als abgeschlossen betrachtet werden. 

Da der Zeitpunkt der jährlichen Überprüfung nicht im Register gespeichert wird und diese 

vor bzw. spätestens am Tag der Meldung stattgefunden haben muss, ist für das 

automatisationsunterstützte Zwangsstrafenverfahren der Tag der (letzten manuell 

vorgenommenen) Meldung heranzuziehen, damit jedenfalls die gesetzlich vorgesehene Frist 

gewahrt bleibt.  

Da grundsätzlich keine Bedenken gegen eine Vorverlegung der jährlichen Überprüfung 

bestehen, erfüllt auch eine Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer im Zuge einer 

Änderungsmeldung die Voraussetzungen der jährlichen Überprüfung. Erfolgt daher im obigen 

Beispiel eine Überprüfung und Änderungsmeldung am 10. Mai 2024, so ist die Frist für die 

jährliche Überprüfung ab diesem Meldedatum neu zu berechnen. Dies ist auch bei der 

Androhung und Verhängung von Zwangsstrafen entsprechend zu berücksichtigen. 

Die Androhung und Verhängung einer Zwangsstrafe ist gemäß § 16 Abs. 3 WiEReG an einen, 

dem Finanzamt Österreich oder dem Finanzamt für Großbetriebe in einem Verfahren 

betreffend Abgaben gemäß § 213 Abs. 1 BAO bekannt gegebenen 

Zustellungsbevollmächtigten zuzustellen. Dieser gilt solange als zur Empfangnahme der 

Androhung und Verhängung einer Zwangsstrafe ermächtigt, als nicht ein anderer 

Zustellungsbevollmächtigter für Angelegenheiten dieser Bestimmung namhaft gemacht wird. 

Nur wenn kein Zustellungsbevollmächtigter vorhanden ist, so sind die Androhung und 

Verhängung einer Zwangsstrafe an den Rechtsträger selbst zuzustellen. 

4 Meldung der Daten durch die Rechtsträger 

Sofern der Rechtsträger nicht von der Meldepflicht befreit ist (§ 6 WiEReG), ist dieser gemäß 

§ 5 WiEReG dazu verpflichtet, seine wirtschaftlichen Eigentümer an die Registerbehörde zu 

melden. Dabei sind einerseits Daten zu direkten und indirekten wirtschaftlichen Eigentümern, 

als auch zu den obersten Rechtsträgern über das Meldeformular im 

Unternehmensserviceportal zu übermitteln.  

Im elektronischen Meldeformular finden sich unter dem Punkt ,,Art der Meldung“ folgende 

Auswahlmöglichkeiten: 

• Meldung von wirtschaftlichen Eigentümern 

• Subsidiäre Meldung der obersten Führungsebene und 
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• Subsidiäre Meldung der obersten Führungsebene mit automatischer Datenübernahme 

Auf der Formularseite Angaben zur Meldung kann festgelegt werden, ob mit der Meldung 

auch ein Compliance-Package übermittelt werden soll (siehe Punkt 6 (Erstellung von 

Compliance-Packages)). 

Anzumerken ist, dass die ,,Subsidiäre Meldung der obersten Führungsebene mit 

automatischer Datenübernahme“ eine Meldung mit automatischer Übernahme der 

vertretungsbefugten Personen aus dem Firmenbuch gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG ermöglicht. 

Bei Auswahl dieser Option können keine Daten der subsidiären wirtschaftlichen Eigentümer 

(Mitglieder der obersten Führungsebene) eingegeben werden, da diese und allfällige 

Änderungen aus dem Firmenbuch automatisch übernommen werden. 

Wenn eine der beiden Varianten zur subsidiären Meldung der obersten Führungsebene 

ausgewählt wird, so ist verpflichtend anzugeben, ob die Meldung „nach Ausschöpfung aller 

Möglichkeiten gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 2 WiEReG“ erfolgt. Dies kann 

insbesondere dann der Fall sein, wenn die zur Feststellung und Überprüfung der 

wirtschaftlichen Eigentümer erforderlichen Dokumente oder Informationen nicht eingeholt 

werden konnten, beispielsweise, weil die Übermittlung solcher Dokumente durch rechtliche 

und/oder wirtschaftliche Eigentümer verweigert wurde.  Diese Option ist jedoch nicht 

auszuwählen, wenn festgestellt und überprüft werden konnte, dass kein direkter oder 

indirekter wirtschaftlicher Eigentümer vorhanden ist, beispielsweise, weil keine ausreichende 

Beteiligung vorliegt (kein wirtschaftlicher Eigentümer vorhanden gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b 

Variante 1 WiEReG). 

4.1 Fristen für die Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer 

Die meldepflichtigen Rechtsträger haben die erstmalige Meldung der wirtschaftlichen 

Eigentümer binnen vier Wochen nach der erstmaligen Eintragung in das jeweilige 

Stammregister (Firmenbuch, Vereinsregister oder Ergänzungsregister für sonstige 

Betroffene) oder bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen nach der Begründung der 

Verwaltung im Inland bzw. nach der Aufnahme einer Geschäftsbeziehung oder dem Erwerb 

einer Liegenschaft im Inland zu übermitteln. Änderungen der gemeldeten Angaben sind 

binnen vier Wochen nach Kenntnis der Änderung zu übermitteln (§ 5 Abs. 1 WiEReG). 

Bei Daten des Rechtsträgers selbst, die im jeweiligen Stammregister eingetragen sind, ist 

jedenfalls Kenntnis ab deren Eintragung im jeweiligen Stammregister anzunehmen. Entfalten 

Umstände bereits vor Eintragung in das Stammregister eine Wirkung auf die wirtschaftlichen 
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Eigentümer eines Rechtsträgers, so ist für den Beginn der Meldefrist auf den Beginn der 

Wirksamkeit abzustellen.  

Bei Vorliegen einer Meldebefreiung gemäß § 6 entfällt die Verpflichtung zur Meldung der 

Änderungen, wenn die Eintragung im jeweiligen Stammregister binnen vier Wochen 

beantragt wird.  

Rechtsträger, die nicht gemäß § 6 von der Meldepflicht befreit sind, haben binnen vier 

Wochen nach der Fälligkeit der jährlichen Überprüfung gemäß § 3 Abs. 3, die bei der 

Überprüfung festgestellten Änderungen zu melden oder die gemeldeten Daten zu bestätigen 

(jährliche Meldepflicht). 

Die Fälligkeit der Meldung im Rahmen der jährlichen Meldepflicht bestimmt sich nach dem 

Datum der letztmaligen jährlichen Überprüfung gemäß § 3 Abs. 3 WiEReG (s. dazu Punkt 3.6 

(Zeitpunkt der Sorgfaltspflichten)). Es bestehen keine Bedenken, wenn der Zeitpunkt der 

Meldung aus organisatorischen Gründen vorverlegt wird. Die Meldung muss jedoch 

spätestens vier Wochen nach Fälligkeit der jährlichen Überprüfung gemäß § 3 Abs. 3 WiEReG 

durchgeführt werden. 

4.2 Direkte wirtschaftliche Eigentümer 

Die folgenden Daten von direkten wirtschaftlichen Eigentümern sind zu ermitteln und zu 

melden (§ 5 Abs. 1 Z 1 WiEReG): 

▪ Name; 

▪ sofern diese über keinen Wohnsitz im Inland verfügen, die Nummer und die Art des 

amtlichen Lichtbildausweises; 

▪ Geburtsdatum und Geburtsort; 

▪ Staatsangehörigkeit; 

▪ Wohnsitz; 

▪ Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses. 

Bei Personen mit einem gemeldeten Hauptwohnsitz im Inland ist nur die Angabe von 

Vorname, Nachname und Geburtsdatum erforderlich. Bei diesen Personen werden allfällige 

Änderungen der oben genannten Angaben durch einen Abgleich mit dem ZMR automatisch 

übernommen. Eine Aktualisierung ist nur dann erforderlich, wenn die Person ihren 

Hauptwohnsitz im Inland aufgibt. 
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Wenn kein Hauptwohnsitz in Österreich besteht, muss zusätzlich auch noch ein Nachweis der 

Identität (Kopie eines Lichtbildausweises) hochgeladen werden (§ 5 Abs. 2 WiEReG). 

4.3 Indirekte wirtschaftliche Eigentümer 

Für indirekte wirtschaftliche Eigentümer müssen zusätzlich die folgenden Informationen über 

die obersten Rechtsträger gemeldet werden (§ 5 Abs. 1 Z 2 WiEReG): 

▪ sofern es sich bei einem obersten Rechtsträger um einen Rechtsträger gemäß § 1 

WiEReG handelt, die Stammzahl sowie den Anteil an Aktien, Stimmrechten oder die 

Beteiligung des wirtschaftlichen Eigentümers am obersten Rechtsträger; 

▪ sofern es sich bei einem obersten Rechtsträger um einen mit § 1 WiEReG vergleichbaren 

Rechtsträger mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland handelt, den 

Namen und den Sitz des Rechtsträgers, die Rechtsform, die der Stammzahl und dem 

Stammregister entsprechenden Identifikatoren sowie den Anteil an Aktien, Stimmrechten 

oder die Beteiligung des wirtschaftlichen Eigentümers am obersten Rechtsträger, sowie 

gegebenenfalls den Begünstigtenkreis im Fall eines ausländischen obersten Rechtsträgers 

gemäß § 2 Z 2 und 3 WiEReG. 

4.4 Erhöhte Transparenz von Treuhandschaften 

4.4.1 Meldung von Treuhandschaften bei Stiftungen, Trusts und 

vergleichbaren Rechtsträgern  

Gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 lit. c und d WiEReG ist bei Meldungen, die nach dem 30. Juni 2024 an 

das Register übermittelt werden, zwingend anzugeben, wenn ein Stifter oder ein 

Begünstigter treuhändig auftritt. Zu beachten ist, dass Treuhandschaften gemäß § 5 Abs. 1 

Z 3 lit. c und d WiEReGimmer zu melden sind. Es kommt nicht darauf an, ob die 

Treuhandschaft zum wirtschaftlichen Eigentum einer anderen natürlichen Person führt. Der 

dahinterstehende Treugeber ist ebenfalls als wirtschaftlicher Eigentümer mit Art: „Treugeber 

- Stifter“ bzw. „Treugeber – Begünstigter“ zu melden, wenn er aufgrund der vertraglichen 

Vereinbarung Kontrolle auf die Stiftung ausüben kann (siehe auch Punkt 2.7.1 (Stifter)). 

Dasselbe gilt auch für Funktionsträger von Trusts oder trustähnlichen Vereinbarungen, da 

auch ein Settlor oder ein Begünstigter eines Trusts ein Treuhänder sein kann. 

Zu beachten ist auch, dass diese Vorgaben auch dann zur Anwendung gelangen, wenn ein 

solcher Sachverhalt bei einem obersten Rechtsträger vorliegt. 
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4.4.2 Angabe, ob ein für die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums 

relevantes Treuhandschaftsverhältnis vorliegt 

Durch die Einführung des § 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG sollen Treuhandschaften innerhalb der 

Beteiligungskette transparent gemacht werden und so die Aussagekraft von Auszügen aus 

dem Register erhöht werden. Relevant im Sinne dieser Bestimmung sind jene 

Treuhandschaften, aufgrund derer eine natürliche Person wirtschaftlicher Eigentümer des zu 

meldenden Rechtsträgers wird oder durch die eine Kontrolle zwischen Rechtsträgern in der 

Eigentümerkette hergestellt wird, und dadurch eine natürliche Person wirtschaftlicher 

Eigentümer des zu meldenden Rechtsträgers wird oder sich Art oder Umfang des 

wirtschaftlichen Eigentums ändern. Dies bedeutet, dass dieser Umstand jedenfalls immer 

dann zutrifft, wenn ein wirtschaftlicher Eigentümer Treugeber ist. 

Die Bestimmung gilt für Meldungen, die nach dem 30. Juni 2024 an das Register übermittelt 

werden. Für nähere Informationen siehe Punkt 2.3.3 (Herstellung von Kontrolle durch 

Treuhandschaftsverträge). 

 

4.5 Identitätsnachweis der wirtschaftlichen Eigentümer 

Bei direkten oder indirekten wirtschaftlichen Eigentümern mit Hauptwohnsitz im Inland ist 

kein Identitätsnachweis notwendig, da mit der Eingabe des vollständigen Namens und des 

Geburtsdatums ein automatisationsunterstützter Abgleich mit dem Zentralen Melderegister 

erfolgt und die angegebenen Personen so eindeutig identifiziert werden können. In diesen 

Fällen ist es nicht erforderlich und technisch auch nicht möglich, einen Identitätsnachweis als 

Anhang zur Meldung anzugeben. 

Bei direkten oder indirekten wirtschaftlichen Eigentümern ohne Hauptwohnsitz im Inland 

muss gemäß § 5 Abs. 2 WiEReG der bei der Eingabe der Daten des wirtschaftlichen 

Eigentümers angegebene Lichtbildausweis zusätzlich zu den persönlichen Daten des 

wirtschaftlichen Eigentümers hochgeladen werden. Dies dient einerseits zum Zweck der 

eindeutigen Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer und trägt andererseits auch zur 

Verbesserung der Datenqualität bei der Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer bei. Es 

bestehen keine Bedenken, wenn bei einer Meldung von Änderungen oder einer Meldung zur 

Bestätigung der gemeldeten Daten nach der jährlichen Überprüfung keine neue Kopie des 

amtlichen Lichtbildausweises eingeholt und übermittelt wird, sofern der im Register 

gespeicherte amtliche Lichtbildausweis gültig ist. 
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Bei subsidiären Meldungen der obersten Führungsebene mit automatischer Datenübernahme 

gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG ist kein Identitätsnachweis zu erbringen, da in diesem Fall auf die 

im Firmenbuch eingetragenen Daten abgestellt wird. Sollten im Firmenbuch meldepflichtige 

Daten gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 WiEReG nicht eingetragen sein, wie z.B. die vollständige 

Wohnsitzanschrift, die Staatsangehörigkeit oder der Geburtsort, so besteht dennoch keine 

Verpflichtung zur Abgabe einer subsidiären Meldung ohne automatische Datenübernahme, 

da gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG nur der Umstand der subsidiären Ermittlung zu melden ist. 

Es kann sich der Umstand ergeben, dass vom Rechtsträger eine natürliche Person ohne 

Wohnsitz im Inland als wirtschaftlicher Eigentümer festgestellt wird und diese die 

Übermittlung einer Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises verweigert. In solchen Fällen 

hat der Rechtsträger den wirtschaftlichen Eigentümer nachweislich unter Hinweis auf die 

Verpflichtung der Eigentümer gemäß § 4 WiEReG und die für den meldepflichtigen 

Rechtsträger vorgesehenen Strafbestimmungen gemäß § 15 WiEReG bei einer Verletzung 

der Meldeverpflichtung aufzufordern, eine Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises zu 

übermitteln. Verweigert der wirtschaftliche Eigentümer weiterhin die Übermittlung einer 

Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises, dann kann die tatsächliche Existenz des 

wirtschaftlichen Eigentümers auf andere Art und Weise nachgewiesen werden. Ein solcher 

Nachweis kann zB durch eine beglaubigte Abschrift des Lichtbildausweises oder durch einen 

Auszug aus behördlich geführten Registern erfolgen (zB personenbezogene Angaben zum 

wirtschaftlichen Eigentümer aus dem Melderegister, Personenregister, Zensusbehörde oder 

ein beweiskräftiger Nachweis des obersten Rechtsträgers aus einem dem Firmenbuch 

vergleichbaren Register, sofern dieser die vollständigen Angaben zum wirtschaftlichen 

Eigentümer enthält). Die entsprechenden Nachweise sind anstelle der Ausweiskopie als 

sonstiger Nachweis der Identität hochzuladen. 

Es ist allerdings zu beachten, dass das Fehlen einer Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises 

bei wirtschaftlichen Eigentümern ohne Hauptwohnsitz im Inland grundsätzlich den objektiven 

Tatbestand der Verletzung der Meldeverpflichtung gemäß § 15 Abs. 1 und 2 WiEReG 

verwirklicht. Allerdings wird bei Einhaltung der oben beschriebenen Vorgehensweise in aller 

Regel für die Organe des meldepflichtigen Rechtsträgers weder von Vorsatz noch von grober 

Fahrlässigkeit auszugehen sein. In Betracht kommt jedoch eine strafrechtliche 

Verantwortlichkeit des seiner Verpflichtung nach § 4 WiEReG nicht nachkommenden 

rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentümers als Beitragstäter. Überdies können die 

Finanzvergehen nach dem WiEReG gemäß § 28a FinStrG auch zu einer Verbandsgeldbuße 

nach dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz – VbVG führen. 
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4.6 Verstorbene wirtschaftliche Eigentümer 

4.6.1 Wirtschaftlicher Eigentümer ist zum Meldezeitpunkt schon 

verstorben 

Ist ein wirtschaftlicher Eigentümer bei der Meldung an das Register bereits verstorben, ist 

dieser dennoch als wirtschaftlicher Eigentümer an das Register zu melden. Diesfalls müssen 

nur Vor- und Zuname, das Vorliegen eines Treuhandschaftsverhältnisses sowie Art und 

Umfang des wirtschaftlichen Interesses des bereits verstorbenen wirtschaftlichen 

Eigentümers gemeldet werden (§ 5 Abs. 1 Z 1 Schlusssatz WiEReG). Sobald das 

Verlassenschaftsverfahren abgeschlossen ist und die Erben die Gesellschaftsanteile 

übertragen bekommen haben, dann sind diese anstelle der verstorbenen Person als 

wirtschaftliche Eigentümer an das Register zu melden, sofern diese über einen 

ausreichenden Teil von Aktien, Beteiligungen oder Stimmrechten an dem Rechtsträger 

verfügen oder auf diesen Kontrolle ausüben. 

Als dokumentarischer Nachweis dafür, dass der wirtschaftliche Eigentümer bereits verstorben 

ist, dienen beispielsweise die Sterbeurkunde oder ein Einantwortungsbeschluss. Es ist jedoch 

nicht erforderlich und technisch auch nicht möglich, den entsprechenden Nachweis 

gemeinsam mit der Meldung elektronisch zu übermitteln. Der entsprechende Nachweis ist 

lediglich im Falle einer Prüfung durch die Registerbehörde vorzuweisen. 

4.6.2 Wirtschaftlicher Eigentümer verstirbt nach der Meldung 

Sofern es sich bei dem wirtschaftlichen Eigentümer um eine Person handelt, die mit einem 

Hauptwohnsitz im Inland an das Register gemeldet wurde und diese Person verstirbt, 

werden die Daten automatisch aus dem Zentralen Melderegister übernommen und es ist 

keine Änderungsmeldung erforderlich. Keine automatisierte Übernahme kann dann erfolgen, 

wenn eine Person mit Wohnsitz im Ausland verstirbt und dies daher nicht im Zentralen 

Personenstandsregister erfasst wird. In diesen Fällen ist der Rechtsträger verpflichtet, binnen 

vier Wochen ab Kenntnis des Todes eine Änderungsmeldung an das Register vorzunehmen. 

Bei der Änderungsmeldung ist für den wirtschaftlichen Eigentümer bei der Auswahl für den 

Wohnsitz der Punkt „verstorben“ auszuwählen. 

Davon zu unterscheiden sind jedoch Fälle, in denen das wirtschaftliche Eigentum einer 

natürlichen Person durch die Ausübung einer Funktion kraft Bestellung begründet wird, wie 

z.B. bei subsidiär gemeldeten Mitgliedern der obersten Führungsebene oder bei Mitgliedern 

des Stiftungsvorstands einer Privatstiftung. Bei bestellten Funktionsträgern erlischt die 

Funktion und damit das wirtschaftliche Eigentum mit ihrem Ableben, sodass diese 
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wirtschaftlichen Eigentümer mit Änderungsmeldung binnen vier Wochen ab Kenntnis des 

Todes aus dem Register zu löschen sind. Werden neue Funktionsträger an ihrer Stelle 

bestellt, so ist deren Meldung als wirtschaftliche Eigentümer binnen vier Wochen ab der 

rechtswirksamen Bestellung nur dann erforderlich, sofern keine automatische 

Datenübernahme aus dem Firmenbuch erfolgt (wie z.B. bei der Neubestellung eines 

Stiftungsvorstandsmitglieds einer Privatstiftung). 

Der ruhende Nachlass ist eine juristische Person (§ 546 ABGB) und wird durch 

erbantrittserklärte Erben oder einen gerichtlich bestellten Verlassenschaftskurator vertreten. 

Der ruhende Nachlass ist allerdings kein Rechtsträger im Sinne des § 1 Abs. 2 WiEReG. 

Dieser ist selbst nicht meldepflichtig und kann auch kein oberster Rechtsträger sein. Für die 

Dauer des Verlassenschaftsverfahrens bleibt der Verstorbene grundsätzlich wirtschaftlicher 

Eigentümer. Wenn der ruhende Nachlass in das Firmenbuch eingetragen wird, so führt dies 

zu einer automatischen Beendigung einer Meldebefreiung gemäß § 6 Abs. 1 und 2 WiEReG 

aufgrund der Eintragung einer juristischen Person als Gesellschafter (der ruhende Nachlass). 

In solchen Fällen ist daher eine Meldung gemäß § 5 WiEReG vorzunehmen. 

Nach Abschluss des Verlassenschaftsverfahrens und dem dadurch bewirkten Übergang der 

Rechte des ruhenden Nachlasses auf den Erben im Falle der Einantwortung (§ 547 ABGB) 

oder einen Gläubiger im Falle der Überlassung an Zahlung statt (§ 798 ABGB) ist der 

Rechtsträger verpflichtet, den oder die neuen wirtschaftlichen Eigentümer an das Register zu 

melden, sofern der Rechtsträger nicht von der Meldepflicht befreit ist. 

Wird die Verlassenschaftsabhandlung im Ausland durchgeführt oder im Inland aufgrund einer 

Rechtswahl des Verstorbenen nach einem ausländischen Erbstatut, hat der Rechtsträger 

ebenfalls nach dem Rechtsübergang auf den oder die Erben binnen vier Wochen ab Kenntnis 

den oder die neuen wirtschaftlichen Eigentümer an das Register zu melden. 

Es kann aber auch nach dem Tod des wirtschaftlichen Eigentümers dazu kommen, dass 

andere natürliche Personen als wirtschaftliche Eigentümer an das Register zu melden sind, 

da diese Kontrolle auf andere Weise ausüben oder Rechte des Verstorbenen nicht an den 

ruhenden Nachlass übergehen und daher andere Personen zu wirtschaftlichen Eigentümern 

werden.  

Wenn der ruhende Nachlass durch die erbantrittserklärten Erben vertreten wird, dann ist zu 

prüfen, ob diese Kontrolle ausüben können, da in dieser Zeit auch 

Geschäftsführerbestellungen oder auch Bestellungen oder Abbestellungen der 

Aufsichtsorgane fallen können. Im Einzelfall können daher erbantrittserklärte Erben 
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wirtschaftliche Eigentümer im Hinblick auf die im ruhenden Nachlass befindlichen Geschäfts- 

oder Kapitalanteile werden. 

4.7 Finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit 

Sind mehrere Organe eines meldepflichtigen Rechtsträgers zur Erfüllung der Meldepflichten 

berufen, so richtet sich die finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit für Finanzvergehen und 

Finanzordnungswidrigkeiten gemäß § 15 WiEReG in erster Linie nach der internen Aufteilung 

der Zuständigkeiten. Fehlt eine solche oder ist sie für diesen Bereich nicht eindeutig, so 

haften alle vertretungsbefugten Organe. 

5 Befreiung von der Meldepflicht 

Die Befreiung von der Meldepflicht gemäß § 6 WiEReG sieht eine Verringerung der 

Verwaltungslasten für die meldepflichtigen Rechtsträger in jenen Fällen vor, wenn Daten 

automatisiert aus bereits vorhandenen Registern wie zB dem Firmenbuch übernommen 

werden können. 

Liegt eine Befreiung der Meldepflicht vor, so wird dies vom System automatisch erkannt und 

im Meldeformular angegeben. Den Rechtsträgern steht es frei, trotz Befreiung von der 

Meldepflicht, jederzeit selbst eine Meldung vorzunehmen. In diesen Fällen muss der 

Rechtsträger im Meldeformular aktiv auf die Befreiung der Meldepflicht verzichten, bevor 

eine Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer abgegeben werden kann. 

Zu beachten ist, dass die Meldebefreiung wegfällt, wenn eine andere Person Kontrolle auf 

den Rechtsträger ausübt. Ein Wegfall der Meldebefreiung ist jedenfalls immer dann gegeben, 

wenn sich einer der bei der Überprüfung festgestellten wirtschaftlichen Eigentümer des 

meldebefreiten Rechtsträgers nicht unter den automatisationsunterstützt übernommenen 

wirtschaftlichen Eigentümern befindet. Der Wegfall der Meldebefreiung kann nicht 

automatisationsunterstützt erkannt werden, da dieser durch Umstände eintritt, die nicht im 

Firmenbuch, Vereinsregister oder Ergänzungsregister eingetragen sind. 

Die Meldebefreiung fällt hingegen nicht weg, wenn zu viele Personen als wirtschaftliche 

Eigentümer aus dem Firmenbuch übernommen werden, sofern sich die tatsächlichen 

wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne des § 2 WiEReG darunter befinden.  

Insbesondere bei Personengesellschaften kann es sein, dass in das Register mehr Personen 

als wirtschaftliche Eigentümer übernommen werden, als auf Basis der Kapitalanteile im 

Gesellschaftsvertrag ermittelt werden können. Sofern sich die tatsächlichen wirtschaftlichen 

Eigentümer unter den automatisch übernommen befinden, wird diese Ungenauigkeit aus 
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Gründen der Verwaltungsvereinfachung akzeptiert. In solchen Fällen besteht auch keine 

Verpflichtung zur Setzung eines Vermerks gemäß § 11 Abs. 3 WiEReG siehe Punkt 8. 

(Setzung von Vermerken). 

Eine Befreiung von der Meldepflicht bedeutet jedoch keine Befreiung von den 

Sorgfaltspflichten gemäß § 3 WiEReG. Im Rahmen der jährlichen Sorgfaltspflichten hat der 

Rechtsträger zu prüfen, ob nicht Umstände eingetreten sind, die zu einem Wegfall der 

Meldebefreiung geführt haben (z.B. Ausübung von Kontrolle, beispielsweise durch einen 

Dritten/Treugeber aufgrund eines Treuhandschaftsverhältnisses). Eine solche Überprüfung 

kann etwa durch die Bestätigung der Gesellschafter erfolgen, dass keine abweichenden 

Eigentumsverhältnisse, Stimm-, oder Kontrollrechte bzw. relevante Treuhandschaften 

vorliegen. 

Wurde aufgrund der Meldebefreiung keine Meldung abgegeben obwohl diese gemäß § 6 

WiEReG wegfällt, da eine andere natürliche Person direkt oder indirekt Kontrolle auf die 

Geschäftsführung ausübt, liegt eine Pflichtverletzung gemäß § 15 WiEReG vor. 

6 Erstellung von Compliance-Packages 

6.1 Allgemeines 

Beginnend mit 10. November 2020 können die Dokumente, die für die Feststellung und 

Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer erforderlich sind, auf freiwilliger Basis an das 

Register übermittelt und von Verpflichteten für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten 

eingesehen und verwendet werden (Compliance-Package). 

Gemäß § 5a Abs. 1 WiEReG können alle für die Feststellung und Überprüfung der Identität 

der wirtschaftlichen Eigentümer erforderlichen Informationen, Daten und Dokumente durch 

einen berufsmäßigen Parteienvertreter im elektronischen Wege über das 

Unternehmensserviceportal an die Registerbehörde übermittelt werden, wenn dieser die 

wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers gemäß den Anforderungen des WiEReG 

festgestellt und überprüft hat. Das Compliance-Package ist für die Dauer von zwölf Monaten 

nach der letzten Meldung, bei der ein Compliance-Package übermittelt wurde, gültig. 

Neben der Abgabe einer Meldung mit einem Compliance-Package kann auch eine Ergänzung 

eines bestehenden Compliance-Packages vorgenommen werden. Mit einer Ergänzung 

können die folgenden Änderungen an einem bestehenden Compliance-Package 

vorgenommen werden: 
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• Änderung der E-Mail-Adressen für Rückfragen zur Meldung bzw. einem Compliance-

Package 

• Einschränkung oder Aufhebung der Einschränkung eines Compliance-Packages sowie 

die Änderung der Verpflichteten, die jedenfalls Einsicht in das Compliance-Package 

erhalten sollen, und die Änderung der E-Mail-Adressen zur Übermittlung von 

Anfragen für Freigaben 

• Änderung des Organigramms 

• Hinzufügen oder Entfernen von übermittelten Dokumenten des Rechtsträgers oder 

Änderung der über diese Dokumente gespeicherten Daten 

• Hinzufügen oder Entfernen von relevanten inländischen und ausländischen 

übergeordneten Rechtsträgern oder Änderung der über diese gespeicherten Daten 

und 

• Hinzufügen oder Entfernen von Verweisen auf die Compliance-Packages 

übergeordneter Rechtsträger 

 

Bei einer Ergänzung eines bestehenden Compliance-Packages wird die Einhaltung der Frist 

von sechs Wochen bei Existenz- und Eigentumsnachweisen von ausländischen relevanten 

übergeordneten Rechtsträgern nur im Hinblick auf die neu hinzugefügten Nachweise 

überprüft (zu begründeten Ausnahmefällen im Hinblick auf die Frist von sechs Wochen siehe 

Punkt 6.2 (Anforderungen an die Dokumente)). Eine Ergänzung eines bestehenden 

Compliance-Packages führt nicht zu einer Verlängerung der Gültigkeit.  

6.2 Anforderungen an die Dokumente 

Im Folgenden werden die Anforderungen an jene Informationen, Daten und Dokumente 

dargestellt, welche im Rahmen des Compliance-Packages an die Registerbehörde zu 

übermitteln sind. Dokumente, die an das Register übermittelt werden, müssen gemäß § 5a 

Abs. 4 WiEReG immer aktuell sein. Dies ist insbesondere auch bei Dokumenten in Bezug auf 

die inländischen Ebenen zu beachten, bei denen grundsätzlich keine Anforderung 

dahingehend besteht, dass diese im Zeitpunkt der Meldung nicht älter als sechs Wochen sein 

dürfen. Die Beurteilung, ob ein Dokument aktuell ist, obliegt dem berufsmäßigen 

Parteienvertreter, der das Compliance-Package an das Register übermittelt. Sofern dem 

Parteienvertreter keine gegenteiligen Umstände bekannt sind, so darf dieser annehmen, dass 

diese aktuell sind, wenn der Rechtsträger dies gemäß § 5a Abs. 5 WiEReG bestätigt. 
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Auszüge aus ausländischen Handels-, Gesellschafts- oder Trustregistern dürfen gemäß § 5a 

Abs. 4 WiEReG nur dann an das Register übermittelt werden, wenn diese im Zeitpunkt der 

Meldung nicht älter als sechs Wochen sind. Relevant ist das jeweilige Datum, an dem der 

Auszug erstellt wurde.  

In begründeten Ausnahmefällen können auch Auszüge aus ausländischen Handels-, 

Gesellschafts- oder Trustregistern, die älter als sechs Wochen sind, herangezogen werden, 

wenn dies aufgrund der faktischen Umstände notwendig ist (z.B. wegen des Postlaufes oder 

weil dem Parteienvertreter erst auf Nachfrage die zusätzlich notwendigen Unterlagen vom 

Rechtsträger zur Verfügung gestellt wurden; der Notwendigkeit von Übersetzungen oder 

Beglaubigungen). Der Parteienvertreter hat jedenfalls auch in diesen Fällen darauf Bedacht 

zu nehmen, dass es sich um beweiskräftige Unterlagen handelt, anhand deren die Identität 

und die Eigentums- und Kontrollstruktur der betreffenden Rechtsträger festgestellt und 

überprüft werden kann. 

Kein begründeter Ausnahmefall kann jedoch bei Auszügen vorliegen, die einfach (im Hinblick 

auf den mit der Beschaffung verbundenen Organisations- bzw. Kostenaufwand) eingeholt 

werden können und nicht übersetzt werden müssen, wie dies regelmäßig bei Auszügen in 

deutscher oder englischer Sprache aus öffentlich zugänglichen Registern der Fall sein wird. 

Wenn einzelne Dokumente im Rahmen einer Ergänzungsmeldung (§ 5a Abs. 8 WiEReG) 

übermittelt werden, berührt dies die ursprüngliche Aktualität der bereits zuvor 

übermittelten/gespeicherten Dokumente nicht.  

Gemäß § 5a Abs. 5 WiEReG ist die Bestätigung der Geschäftsführung des Rechtsträgers 

jedenfalls vor der Übermittlung der Meldung oder Ergänzung einzuholen, diese ist jedoch 

nicht an das Register zu übermitteln. Vor Abgabe der WiEReG Meldung kann die Bestätigung 

der Geschäftsführung des Rechtsträgers gemäß § 5a Abs. 5 WiEReG nach Eingabe aller 

Daten und Übernahme der Dokumente im Meldeformular als Auftrag zur Meldung an das 

Register der wirtschaftlichen Eigentümer erstellt und somit noch vor der Übermittlung der 

Meldung eingeholt werden.  

Auf der Formularseite „Compliance-Package“ des Meldeformulars „WiEReG - Meldung durch 

Parteienvertreter“ sind insgesamt vier Kategorien für den Upload der zu übermittelnden 

Informationen, Daten und Dokumente vorgesehen, nämlich die Angaben zur 

Beteiligungsstruktur (Organigramm), Dokumente des meldenden Rechtsträgers, Dokumente 

von relevanten übergeordneten inländischen Ebenen sowie Dokumente von relevanten 

übergeordneten ausländischen Ebenen. Dabei sind den zu übermittelnden Informationen, 
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Daten und Dokumenten mithilfe einer Dropdown-Liste die jeweils passenden 

Dokumentenarten zuzuordnen, worauf in den im Folgenden dargestellten Unterpunkten 

näher eingegangen wird. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Meldeformular zum Compliance-Package keine 

Warnmeldung erfolgt, sollten einzelne Dokumente, welche gemäß § 5a WiEReG für 

bestimmte Rechtsträger zwingend zu übermitteln sind, nicht unter der entsprechenden 

Dokumentenart hochgeladen und übermittelt werden. Es liegt in der Verantwortung des 

meldenden Parteienvertreters, die Vollständigkeit des Compliance-Packages anhand der 

gesetzlichen Bestimmungen zu überprüfen. 

6.2.1 Allgemeine Anforderungen an die Dokumente 

Soweit es sich bei den Dokumenten um Urkunden handelt, muss es sich gemäß § 5a Abs. 2 

WiEReG um beweiskräftige Urkunden handeln, die gemäß dem am Sitz der juristischen 

Personen landesüblichen Rechtsstandard verfügbar sind.  

Dokumente können dem berufsmäßigen Parteienvertreter im Original, in Kopie oder in 

elektronischer Form vorgelegt werden, sofern es sich um beweiskräftige Urkunden handelt, 

die gemäß dem am Sitz der juristischen Personen landesüblichen Rechtsstandard verfügbar 

sind. Ein elektronisch übermitteltes Dokument ist nur bei Vorliegen einer elektronischen 

Signatur ein Originaldokument. Eine Kopie ist gemäß § 5a Abs. 2 WiEReG jedenfalls nicht 

ausreichend, wenn sich 

• der Sitz eines relevanten übergeordneten ausländischen Rechtsträgers im Zeitpunkt 

der Übermittlung des Compliance-Packages in einem Drittland mit hohem Risiko (§ 2 

Z 16 FM-GwG) befindet oder 

• Zweifel an der Echtheit einer Urkunde bestehen. 

In diesen beiden Fällen müssen die betreffenden Urkunden dem berufsmäßigen 

Parteienvertreter im Original oder in einer beglaubigten Kopie vorliegen. Wenn beispielsweise 

einer von mehreren übergeordneten Rechtsträger seinen Sitz in einem Drittland mit hohem 

Risiko hat, so besteht dieses Erfordernis nur für die Urkunden, die diesen übergeordneten 

Rechtsträger betreffen. Für die übrigen, in dem Compliance-Package enthaltenen Urkunden 

besteht dieses Erfordernis nur dann, wenn Zweifel an deren Echtheit bestehen. 

Nach erfolgter Prüfung durch den Parteienvertreter sind Kopien der vorgelegten 

Originaldokumente anzufertigen, mit dem Vermerk „Original vorgelegt am:“ unter Angabe 

des Datums und eines Hinweises auf einen nachvollziehbar erkennbaren Vermerkersteller zu 

versehen und an das Register zu übermitteln.  
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Eine beglaubigte Abschrift (beglaubigte Kopie) ist die Bestätigung durch eine mit 

öffentlichem Glauben versehene Urkundsperson (z.B. Notar/in), einem Gericht oder der 

ausstellenden Behörde, dass die Kopie einer Urkunde mit dem Original übereinstimmt. Eine 

Beglaubigung der Echtheit der Unterschrift erhöht die Beweiskraft der Urkunde. 

Beglaubigungen von öffentlichen Urkunden im internationalen Rechtsverkehr haben 

grundsätzlich in der Form einer Legalisation (diplomatische Beglaubigung) zu erfolgen. Diese 

erfordert eine Zwischenbeglaubigung durch das Außenministerium des jeweiligen Drittstaates 

und eine Beglaubigung durch den befugten Konsularbeamten/in der österreichischen 

Botschaft des Staates, aus dem die Urkunde stammt. 

Bei Staaten, die das Haager Beglaubigungsübereinkommen unterzeichnet haben, tritt die 

Apostille an die Stelle der Legalisation. Sie ist ebenfalls eine Echtheitsbestätigung, wird 

jedoch von einer dazu bestimmten Behörde des Staates, durch den die Urkunde ausgestellt 

wurde, erteilt und bedarf keiner weiteren Bestätigung (Für die jeweils zuständigen Behörden 

siehe BGBl Nr. 27/1968, zuletzt geändert durch BGBl III Nr. 168/2016; für nähere 

Informationen zur Beglaubigung bzw. Apostille siehe die Homepage des Österreichischen 

Außenministeriums). 

Sofern Dokumente nicht in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sind, so sind – 

unabhängig davon, ob sich der Sitz eines relevanten übergeordneten ausländischen 

Rechtsträgers im Zeitpunkt der Übermittlung des Compliance-Packages in einem Drittland 

mit hohem Risiko befindet oder Zweifel an der Echtheit der betreffenden Urkunde bestehen – 

zusätzlich zu der (beglaubigten) Kopie eine beglaubigte Übersetzungen des Dokuments oder 

jedenfalls der relevanten Teile in deutscher oder englischer Sprache mit dem Compliance-

Package an das Register zu übermitteln. Bei einer beglaubigten Übersetzung bestätigt der 

Übersetzer seine Übersetzung anhand der Originale und garantiert deren Richtigkeit und 

Vollständigkeit mit einer Beglaubigungsformel, einem Stempel und seiner Unterschrift. 

Als Legalisation wird auch die Beglaubigung der Unterschrift des Übersetzers nach erfolgter 

Übersetzung und Bestätigung durch den Übersetzer bezeichnet. Diese erhöht die Beweiskraft 

der Beglaubigung der Übersetzung, ist aber nicht erforderlich. 

6.2.2 Organigramm 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 1 WiEReG ist bei offenen Gesellschaften, Kommanditgesellschaften, 

Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Europäischen 

Gesellschaften (SE) und Europäischen wirtschaftlichen Interessensvereinigungen ein 

Organigramm zu übermitteln, aus welchem sich die relevante Eigentums- und 
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Kontrollstruktur ergibt. Hierfür ist es nicht erforderlich, dass das Organigramm konkret für 

den meldenden Rechtsträger erstellt wurde. Es ist ausreichend, wenn aus dem Organigramm 

die Beteiligungsverhältnisse und für das wirtschaftliche Eigentum relevante Stimmrechte, 

Kontroll- oder Treuhandschaftsbeziehungen ersichtlich sind. Als relevant sind jedenfalls 

Beteiligungen, Stimmrechte oder Treuhandschaftsbeziehungen mit mehr als 25% (erste 

Beteiligungsebene) bzw. mehr als 50% (ab der zweiten Beteiligungsebene) oder 

Kontrollverhältnisse anzusehen. Unter diesen Schwellenwerten sind Beteiligungen, 

Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse (z.B. Treuhandschaftsbeziehungen) dann relevant, 

wenn diese für den meldenden Rechtsträger für die Beurteilung des Erfordernisses einer 

Zusammenrechnung derselben erforderlich sind. 

Besondere Anforderungen an das Design oder das Layout des Organigramms bestehen nicht. 

Wenn sich die relevante Eigentums- und Kontrollstruktur bereits aus dem erweiterten Auszug 

ergibt, ist auch eine Kopie des Auszugs mit der Darstellung der relevanten 

Beteiligungsstruktur ausreichend. 

Da gemäß § 5a Abs. 5 WiEReG der berufsmäßige Parteienvertreter eine firmenmäßig 

gezeichnete Bestätigung der Geschäftsführung des Rechtsträgers einzuholen hat, ist eine 

firmenmäßige Unterzeichnung des Organigramms nicht erforderlich. 

Auch bei der Abgabe einer subsidiären Meldung gemäß § 5 WiEReG und einer subsidiären 

Meldung mit automatischer Datenübernahmen gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG ist ein 

Organigramm zu übermitteln. Diesfalls sind die Beteiligungsverhältnisse und für das 

wirtschaftliche Eigentum relevante Stimmrechte, Kontroll- oder Treuhandschaftsbeziehungen 

insoweit aufzunehmen, als diese für die Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen für 

eine subsidiäre Meldung gemäß § 2 Z 1 lit. b WiEReG relevant sind. 

In den Fällen, in denen die Übermittlung eines Organigramms nicht verpflichtend vorgesehen 

ist, bestehen keine Bedenken gegen die freiwillige Übermittlung eines Organigramms, wenn 

dieses für die Feststellung und Überprüfung des wirtschaftlichen Eigentums hilfreich ist. 

Im Meldeformular zum Compliance-Package ist das Organigramm im Bereich „Angaben zur 

Beteiligungsstruktur“ hochzuladen. Für Rechtsträger gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 4, 9 und 10 

WiEReG handelt es sich dabei um ein Pflichtfeld. 

6.2.3 Anforderungen an bestimmte Rechtsträger 

6.2.3.1 Personengesellschaften 

Bei offenen Gesellschaften (OG) und Kommanditgesellschaften (KG) handelt es sich um 

gemäß den §§ 105 ff Unternehmensgesetzbuch (UGB) gegründete Personengesellschaften, 
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die im öffentlich zugänglichen Firmenbuch eingetragen werden und rechtsfähig sind. Sie 

können also Träger von Rechten und Pflichten sein, Verbindlichkeiten eingehen und auch 

klagen und geklagt werden. 

Eine eingetragene Personengesellschaft besteht aus mindestens zwei Gesellschaftern, die im 

Falle der OG persönlich, unbeschränkt und solidarisch haften. Bei der KG haftet zumindest 

ein Gesellschafter unbeschränkt (Komplementär), während die Haftung zumindest eines 

anderen Gesellschafters gemäß § 171 UGB auf seine Haftsumme eingeschränkt ist 

(Kommanditist).  

Da bei Personengesellschaften die Kapitalanteile der Gesellschafter nicht im Firmenbuch 

eingetragen sind, sollte gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a WiEReG bei Personengesellschaften in 

erster Linie der Gesellschaftsvertrag bzw. das Gründungsdokument als Nachweis der 

jeweiligen Kapitalanteile übermittelt werden. 

Im Falle eines mündlichen Gesellschaftsvertrages ist eine schriftliche Erklärung aller 

Gesellschafter über den für das wirtschaftliche Eigentum relevanten Inhalt des Vertrages zu 

übermitteln. Der relevante Inhalt umfasst jedenfalls die Kapitalanteile, Stimmrechte sowie 

sonstige Kontrollverhältnisse. Die Erklärung ist von allen Gesellschaftern zu zeichnen. 

Sollte der schriftlich oder mündlich abgeschlossene Gesellschaftsvertrag bzw. das 

Gründungsdokument keine Regelung über die Kapitalanteile enthalten, so ist ein anderer 

Nachweis über die Beteiligungsverhältnisse zu übermitteln. Geeignet ist diesfalls 

beispielsweise eine von allen Gesellschaftern unterzeichnete Erklärung oder eine 

firmenmäßig gezeichnete Erklärung der Gesellschaft über die Beteiligungsverhältnisse oder 

die Anwendung des § 109 Abs. 1 zweiter Satz UGB. 

Gesellschaftsverträge bzw. Gründungsdokumente von Personengesellschaften sind im 

Meldeformular zum Compliance-Package unter den eigens dafür vorgesehenen 

Dokumentenarten „Gesellschaftsvertrag“ bzw. „Gründungsdokument“ hochzuladen. Für 

schriftliche Erklärungen der Gesellschafter im Falle eines mündlichen Gesellschaftsvertrages 

ist die Dokumentenart „sonstiges Dokument“ zu verwenden. In jenen Fällen, in denen der 

Gesellschaftsvertrag bzw. das Gründungsdokument keine Regelungen über die Kapitalanteile 

enthält, ist der separat zu beschaffende Nachweis über die Beteiligungsverhältnisse (s. oben) 

unter der Dokumentenart „Nachweis über Beteiligungsverhältnisse“ zu übermitteln. In dem 

Feld „Beschreibung des Dokuments“ können zusätzliche Hinweise bzw. detailliertere Angaben 

zum übermittelten Dokument gemacht werden. 
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6.2.3.2 Aktiengesellschaften und Europäische Gesellschaften 

Bei einer Aktiengesellschaft (AG) handelt es sich gemäß dem Aktiengesetz (AktG) um eine 

juristische Person, die selbst Träger von Rechten und Pflichten ist. Sie ist eine 

Kapitalgesellschaft mit einem Mindestgrundkapital von EUR 70.000, das in Aktien geteilt ist.  

Eine AG, deren Aktien nicht börsennotiert sind oder über ein multilaterales Handelssystem 

(MTF) gehandelt werden, darf gemäß § 9 AktG nur Namensaktien ausgeben und muss ein 

Aktienbuch führen (§ 61 AktG).  

Börsennotierte AGs und Gesellschaften, deren Aktien über ein multilaterales Handelssystem 

(MTF) gehandelt werden, dürfen gemäß § 10 AktG auch Inhaberaktien ausgeben. Sämtliche 

Inhaberaktien sind jedoch in einer Globalurkunde zu verbriefen und bei einer 

Wertpapiersammelbank (Zentralverwahrer) zu hinterlegen.  

Bei der Europäischen Gesellschaft (SE) handelt es sich um eine Sonderform der 

Aktiengesellschaft, deren innere Organisation gemäß § 34 SE-Gesetz dualistisch (Vorstand 

und Aufsichtsrat) oder monistisch (Verwaltungsrat) ausgestaltet werden kann. Bei der SE 

bestehen besondere Anforderungen an die Gründung, da diese nur durch den 

grenzüberschreitenden Zusammenschluss von AG oder SE durch Verschmelzung, Gründung 

einer Holding SE oder Umwandlung erfolgen kann. 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. b WiEReG sind bei AG und SE ein Nachweis über für das 

wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilsrechte und Aktien sowie die Satzung, soweit sich 

aus dieser abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben, zu übermitteln. 

Der Nachweis über für das wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilsrechte und Aktien kann 

insbesondere durch folgende Unterlagen erbracht werden: 

Bei börsennotierten Aktiengesellschaften: 

• Ein Ausdruck (Screenshot) der Börseninformation von internationalen 

Informationsdienstleistern wie Bloomberg, Thomson Reuters, SIX Financial 

Information, Fact-Set Research Systems, Morningstar oder ähnliche 

Bei Aktiengesellschaften, deren Aktien nicht börsennotiert sind: 

• Auszug aus dem Aktienbuch, firmenmäßig gezeichnet oder 

• ein notarielles Protokoll der letzten Hauptversammlung, sofern dies aktuell ist und 

sich aus diesem alle relevanten Aktionäre ergeben, oder eine notarielle Bestätigung 

über die relevanten Aktionäre 

Bei nicht börsennotierten Aktiengesellschaften mit Inhaberaktien: 
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• Depotbestätigung jener Wertpapiersammelbank nach § 1 Abs. 3 Depotgesetz, bei 

welcher die Inhaberaktien bzw. die entsprechenden Sammelurkunden gemäß 

§ 10a AktG für den Aktionär hinterlegt sind. Aus dem Dokument muss ersichtlich sein, 

für wen die Inhaberaktien (welcher Art und in welcher Menge, in Stück oder Prozent) 

verwahrt werden 

Die oben genannten Nachweise über für das wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilrechte 

und Aktien von Aktiengesellschaften und Europäischen Gesellschaften (SE) sind im 

Meldeformular zum Compliance-Package unter der Dokumentenart „Nachweis über 

Anteilsrechte und Aktien“ hochzuladen. In jenen Fällen, in welchen auch die Satzung der 

Gesellschaft zu übermitteln ist, hat deren Übermittlung unter der Dokumentenart „Satzung“ 

zu erfolgen. In dem Feld „Beschreibung des Dokuments“ können zusätzliche Hinweise bzw. 

detailliertere Angaben zum übermittelten Dokument gemacht werden. 

6.2.3.3 Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Bei einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) handelt es sich gemäß dem GmbH-

Gesetz (GmbHG) um eine juristische Person, die selbst Trägerin von Rechten und Pflichten 

ist. Sie ist eine Kapitalgesellschaft mit einem Mindeststammkapital von 35.000 Euro, wovon 

bei der Gründung im Regelfall zumindest die Hälfte (17.500 Euro) bar einzuzahlen ist. Die 

Beteiligungsverhältnisse sind aus dem österreichischen Firmenbuch ersichtlich. 

Für neu zu gründende Gesellschaften mit beschränkter Haftung kann die 

Gründungsprivilegierung gemäß § 10b GmbHG in Anspruch genommen werden: Neben dem 

Stammkapital, das auch bei einer gründungsprivilegierten GmbH nominell zumindest 35.000 

Euro betragen muss, sind gründungsprivilegierte Stammeinlagen von zumindest 10.000 Euro 

festzulegen; davon ist zumindest die Hälfte (5.000 Euro) sofort bar einzuzahlen. Während 

der Dauer der Gründungsprivilegierung, die maximal zehn Jahre betragen kann, ist die 

Haftung der Gesellschafter auf den Betrag der gründungsprivilegierten Stammeinlagen 

beschränkt; das gilt auch für den Fall, dass in dieser Zeit ein Insolvenzverfahren eröffnet 

wird. Spätestens nach zehn Jahren ist dann das reguläre Stammkapital zumindest zur Hälfte 

(17.500 Euro) einzuzahlen. 

Bei einer GmbH ist es nicht erforderlich, einen Gesellschaftsvertrag zu übermitteln, wenn sich 

aus diesem keine von den im Firmenbuch eingetragenen Beteiligungsverhältnissen 

abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben. Das Vorliegen dieser 

Voraussetzung sollte durch Einsicht in den Gesellschaftsvertrag bzw. durch entsprechende 

firmenmäßig gefertigte Bestätigungen der Geschäftsführung (siehe Punkt 6.3 (Dokumente zu 

übergeordneten inländischen Rechtsträgern)) festgestellt werden. 
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Wenn abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse vorliegen, so ist gemäß § 5a 

Abs.1 Z 2 lit. c WiEReG der Gesellschaftsvertrag zu übermitteln. Dieser ist in solchen Fällen 

im Meldeformular zum Compliance-Package unter der Dokumentenart „Gesellschaftsvertrag“ 

zu übermitteln. 

6.2.3.4 Flexible Kapitalgesellschaften 

Die mit 1. Jänner 2024 neu eigeführte österreichische Kapitalgesellschaft Flexible 

Kapitalgesellschaft (FlexKapG) ist grundsätzlich mit einer Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung vergleichbar, weist jedoch einige Besonderheiten auf. So dürfen weniger als 25% 

des Stammkapitals als „Unternehmenswert-Anteile“ sein. Diese Unternehmenswert-Anteile 

verfügen über keine Stimmrechte und sind von der Gesellschaft in einem Anteilsbuch zu 

führen. Die konkrete Höhe der einzelnen Unternehmenswert-Anteile kann jedoch nicht aus 

dem Firmenbuch abgerufen werden. Darüber hinaus kann die Gesellschaft selbst sowohl 

Geschäfts- als auch Unternehmenswert-Anteile erwerben, die ebenfalls über keine 

Stimmrechte verfügen. Bei der Meldung ist insbesondere auf die Unterscheidung von 

Eigentum und Stimmrechten zu achten. Da Unternehmenswert-Anteile und eigene Anteile 

keine Stimmrechte haben, erhöhen sich die Stimmrechte der übrigen Gesellschafter 

entsprechend. Somit wird regelmäßig die Höhe der Geschäftsanteile und die Höhe der 

Stimmrechte divergieren und das wirtschaftliche Eigentum wird durch die Höhe der 

Stimmrechte bestimmt werden. 

Bei Flexiblen Kapitalgesellschaften sind im Rahmen des Compliance-Packages der 

Gesellschaftsvertrag, soweit sich aus diesem von § 39 Abs. 2 erster Satz GmbHG 

abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben, und das Anteilsbuch über die 

Unternehmenswert-Anteile oder ein anderer Nachweis über die Anteile der 

Unternehmenswert-Beteiligten, zu übermitteln, sofern Unternehmenswertanteile bestehen. 

6.2.3.5 Privatstiftungen gemäß § 1 PSG 

Bei einer Privatstiftung handelt es sich gemäß dem Privatstiftungsgesetz (PSG) um eine 

juristische Person, die selbst Trägerin von Rechten und Pflichten ist. Der Privatstiftung wird 

von dem Stifter Vermögen gewidmet, das zur Erfüllung eines erlaubten, vom Stifter 

bestimmten Zwecks dient. Die Privatstiftung hat keine rechtlichen Eigentümer und ist daher 

eine Stiftung im Sinne des Art. 3 Z. 6 lit. c der Richtlinie (EU) 2015/849 bzw. gemäß § 2 Z 3 

lit. a WiEReG. Eine Privatstiftung kann durch einen oder mehrere Stifter mittels eines 

Notariatsaktes gegründet werden, wobei zumindest ein Vermögen von EUR 70.000 in bar 

oder in Sachwerten der Stiftung zu widmen ist. 
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Gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. d WiEReG sind bei Privatstiftungen folgende Dokumente zu 

übermitteln: 

• Stiftungsurkunde  

• Stiftungszusatzurkunde (sofern vorhanden) 

• Alle weiteren Nachweise, die für die Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten 

der Privatstiftung gemäß WiEReG notwendig sind (z.B. Beschluss des 

Stiftungsvorstands oder eines anderen Stiftungsorgans, sofern mit diesem 

Begünstigte oder Einmalbegünstigte bestimmt werden) 

Bestehen berechtigte Gründe gegen eine Übermittlung einer der oben genannten Urkunden 

an das Register, so kann gemäß § 5a Abs. 3 WiEReG anstelle der Übermittlung der Urkunde, 

ein vollständiger Aktenvermerk an das Register übermittelt werden (siehe Punkt 6.5 

(Aktenvermerke)). 

Für Privatstiftungen sind im Meldeformular zum Compliance-Package insbesondere die 

beiden Dokumentenarten „Stiftungsurkunde“ und „Stiftungszusatzurkunde“ zur Übermittlung 

der entsprechenden Dokumente vorgesehen. Für alle weiteren Nachweise, die für die 

Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten der Privatstiftung notwendig sind, ist die 

Dokumentenart „sonstiger Nachweis über Begünstige“ auszuwählen. Um welches Dokument 

es sich dabei konkret handelt (z.B. Beschluss des Stiftungsvorstands über die Bestimmung 

von Begünstigten), ist im Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen 

Kommentars anzuführen. 

6.2.3.6 Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 sowie Stiftungen und Fonds 

aufgrund eines Landesgesetzes 

Bei den gemeinnützigen Stiftungen und Fonds handelt es sich um gemäß § 1 Abs. 1 Bundes-

Stiftungs- und Fondsgesetz 2015 – BStFG 2015 oder gemäß den jeweiligen Landesgesetzen 

eingerichtete juristische Personen. 

Gemeinnützige Stiftungen sind gemäß § 2 Abs. 1 BStFG 2015 durch eine Anordnung des 

Gründers dauernd gewidmete Vermögen mit Rechtspersönlichkeit, deren Erträgnisse der 

Erfüllung gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke dienen.  

Gemeinnützige Fonds sind gemäß § 2 Abs. 3 BStFG 2015 durch eine Anordnung des 

Gründers nicht auf Dauer gewidmete Vermögen mit Rechtspersönlichkeit, die der Erfüllung 

gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke dienen. 

Alle gemeinnützigen Landesstiftungen und -fonds sind in Landesregistern, Bundesstiftungen 

und -fonds sind im Bundesstiftungs- und Fondsregister erfasst. Das Bundesstiftungs- und 
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Fondsregister ist öffentlich einsehbar, die Landesregister sind größtenteils öffentlich 

einsehbar. Zudem sind alle gemeinnützigen Stiftungen und Fonds im Ergänzungsregister für 

sonstige Betroffenen eingetragen und somit durch die Ordnungsnummer des 

Ergänzungsregisters eindeutig identifizierbar. Mit dieser Ordnungsnummer können auch 

Auszüge aus dem Register der wirtschaftlichen Eigentümer abgerufen werden. 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. e WiEReG sind bei den genannten Stiftungen und Fonds folgende 

Dokumente zu übermitteln: 

▪ Stiftungsurkunde, 

▪ Gründungserklärung oder ein 

▪ vergleichbarer Nachweis (weitere Gründungsdokumente, Registerauszüge) 

Für Stiftungsurkunden und Gründungserklärungen sind im Meldeformular zum Compliance-

Package die jeweils gleichlautenden Dokumentenarten für deren Übermittlung vorgesehen. 

Vergleichbare Nachweise sind unter der Dokumentenart „sonstiges Dokument“ zu 

übermitteln, wobei im Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen 

Kommentars anzuführen ist, um welches Dokument es sich konkret handelt (z.B. 

Registerauszug). 

6.2.3.7 Trusts und trustähnliche Vereinbarungen 

Ein Trust entsteht, wenn eine natürliche oder juristische Person (der Settlor) ein Vermögen, 

eine Sache oder ein Recht (das Trustvermögen) einer zweiten Person (dem Trustee) 

zuwendet, welche die übertragenen Vermögenswerte in Zukunft nach den vom Settlor 

aufgestellten Regeln für einen oder mehrere Dritte (die Begünstigten/Beneficiaries) mit 

Wirkung gegen jedermann verwaltet oder verwendet.  

Trusts verfügen (idR) über keine eigene Rechtspersönlichkeit, lediglich der Trustee ist als 

Eigentümer des Trustvermögens aktiv- und passivlegitimiert. Als Gegenstand eines Trusts 

eignet sich jeder Vermögenswert, soweit an ihm Eigentum bestehen kann und er 

rechtsgeschäftlich übertragbar ist.  

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. f WiEReG sind bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen 

folgende Dokumente zu übermitteln: 

• Trusturkunde („Trust Deed“, „Trustinstrument“) 

• sonstige Dokumente, aus denen sich Begünstigte des Trusts ergeben (z.B. „Side 

Letters“) 
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• alle weiteren Nachweise, die für die Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten 

des Trusts oder der trustähnlichen Vereinbarung notwendig sind 

Bestehen berechtigte Gründe gegen eine Übermittlung einer der oben genannten Urkunden 

an das Register, so kann gemäß § 5a Abs. 3 WiEReG anstelle der Übermittlung der Urkunde, 

ein vollständiger Aktenvermerk an das Register übermittelt werden (siehe Punkt 6.3). 

Für Trusts und trustähnliche Vereinbarungen sind im Meldeformular zum Compliance-

Package insbesondere die Dokumentenarten „Trusturkunde“ und „Side Letter zu einer 

Trusturkunde“ zur Übermittlung der entsprechenden Dokumente vorgesehen. Für alle 

weiteren Nachweise, die für die Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten des Trusts 

oder der trustähnlichen Vereinbarung notwendig sind, ist die Dokumentenart „sonstiger 

Nachweis über Begünstige“ auszuwählen. Um welches Dokument es sich dabei konkret 

handelt, ist im Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen Kommentars 

anzuführen. 

6.2.4 Nicht ausdrücklich in § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG genannte Rechtsträger 

Für alle nicht ausdrücklich in § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG genannten Rechtsträger sind – außer 

in den unter den Punkten 6.2.5 (Treuhandschaften) und 6.2.6 (Sonstige Nachweise und 

Dokumente) . beschriebenen Fällen– grundsätzlich keine Dokumente zu übermitteln. Das gilt 

somit für folgende Rechtsträger: 

▪ Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften: Bei einer Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaft handelt es sich gemäß dem Genossenschaftsgesetz 

(GenG) um eine juristische Person, die selbst Trägerin von Rechten und Pflichten ist. 

Sie ist eine Personenvereinigung mit Rechtspersönlichkeit von nicht geschlossener 

Mitgliederzahl, die im Wesentlichen der Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft 

ihrer Mitglieder dienen, wie beispielsweise Kredit-, Einkauf-, Verkaufs-, Konsum-, 

Verwertungs-, Nutzungs-, Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaften. Das 

Eigenkapital der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften wird von den Mitgliedern 

durch die Einzahlung des im Geschäftsanteil vermerkten Betrages aufgebracht. 

▪ Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit: Unter einem Versicherungsverein 

auf Gegenseitigkeit versteht man nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 (VAG 

2016) eingerichteten einen Verein, der die Versicherung seiner Mitglieder nach dem 

Grundsatz der Gegenseitigkeit betreibt. Ein VVaG bedarf zur Aufnahme des 

Geschäftsbetriebs in Österreich einer Konzession der FMA. Im Namen des Vereins ist 

auszudrücken, dass Versicherung auf Gegenseitigkeit betrieben wird. Die Satzung 
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muss in Form eines Notariatsakts festgestellt werden. Versicherungsvereine auf 

Gegenseitigkeit sind in das Firmenbuch einzutragen. 

▪ Kleine Versicherungsvereine: Dabei handelt es sich um einen 

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit mit Sitz im Inland, der die Voraussetzungen 

gemäß § 68 Abs. 1 oder Abs. 1a VAG 2016 erfüllt, den Betrieb der 

Vertragsversicherung zum Gegenstand hat und eine Konzession nur innerhalb des 

Bundesgebietes erhalten hat. 

▪ Sparkassen: Sparkassen sind von Gemeinden oder von Sparkassenvereinen gemäß 

dem Sparkassengesetz (SpG) gegründete juristische Personen des privaten Rechts. 

Sie sind nach Maßgabe der ihnen auf Grund der Bestimmungen des 

Bankwesengesetzes (BWG) erteilten Konzession Kreditinstitute. Sparkassen sind 

Unternehmen kraft Rechtsform gemäß § 2 des Unternehmensgesetzbuches und sind 

im Firmenbuch einzutragen. 

▪ Europäische Genossenschaften: Bei der Europäischen Genossenschaft (SCE) 

handelt es sich um eine Sonderform der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft. Sie 

ist eine Rechtsform mit Rechtspersönlichkeit, deren Grundkapital in Geschäftsanteile 

zerlegt ist, wobei die Mitgliederanzahl und das Grundkapital veränderlich sind. Ihr 

Zweck ist es, den Bedarf ihrer Mitglieder zu decken und/oder deren wirtschaftliche 

und/oder soziale Tätigkeiten zu fördern; dies kann insbesondere durch den Abschluss 

von Vereinbarungen mit ihren Mitgliedern über die Lieferung von Waren oder die 

Erbringung von Dienstleistungen oder die Durchführung von Arbeiten im Rahmen der 

Tätigkeiten, die die Europäische Genossenschaft ausübt oder ausüben lässt. Ihre 

innere Organisation kann gemäß § 22 ff SCE-Gesetz dualistisch (Vorstand und 

Aufsichtsrat) oder monistisch (Verwaltungsrat) ausgestaltet werden. Bei der 

Europäischen Genossenschaft bestehen besondere Anforderungen an die Gründung, 

da diese nur durch den grenzüberschreitenden Zusammenschluss von 

Genossenschaften oder europäischen Genossenschaften durch Verschmelzung oder 

Umwandlung erfolgen kann. 

▪ Vereine gemäß § 1 VerG: Bei einem Verein handelt es sich gemäß § 1 

Vereinsgesetz (VerG) um einen freiwilligen, auf Dauer angelegten und auf Grund von 

Statuten organisierten Zusammenschluss mindestens zweier Personen zur Verfolgung 

eines bestimmten, gemeinsamen, ideellen Zwecks. Der Verein genießt 

Rechtspersönlichkeit (§ 2 Abs. 1). Das Vereinsvermögen darf nur im Sinne des 

Vereinszwecks verwendet werden. Die Mitglieder eines Vereins müssen nicht 

zwingend ein Kapital einbringen. Das Recht einen Verein zu bilden ist auch im 
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Verfassungsrang durch Art. 12 des Staatsgrundgesetzes von 1867 abgesichert. Jeder 

Verein ist im Zentralen Vereinsregister erfasst und seine Daten können öffentlich 

eingesehen werden. 

▪ Rechtsträger nach § 1 Abs. 2 Z 13 WiEReG: alle sonstigen Rechtsträger, deren 

Eintragung im Firmenbuch gemäß § 2 Z 13 FBG gesetzlich vorgesehen ist. Dabei 

handelt es sich in der Regel um juristische Personen des öffentlichen Rechts, deren 

Eintragung in das Firmenbuch in dem Gesetz vorgesehen ist, das deren 

Organisationsrecht enthält. 

6.2.5 Treuhandschaften 

Eine Treuhandschaft zeichnet sich dadurch aus, dass ein Treugeber einem Treuhänder das 

Vollrecht bzw. einzelne Herrschafts- und Verwaltungsrechte aufgrund eines zwischen ihnen 

vereinbarten Vertragsverhältnisses überträgt. Der Treuhänder kann gegenüber Dritten 

wirksam über das Treugut verfügen, ist im Innenverhältnis jedoch dem Treugeber 

verpflichtet, die übertragenen Rechte auf eine bestimmte Art und Weise auszuüben. 

Gemäß § 2 Z 1 lit. a WiEReG wird durch ein Treuhandschaftsverhältnis seitens des 

Treugebers Kontrolle begründet, was ihn zu einem wirtschaftlichen Eigentümer des 

betreffenden Rechtsträgers macht, wenn relevante Beteiligungsverhältnisse zugrunde liegen. 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. h WiEReG sind bei relevanten Treuhandschaften Nachweise und 

Erklärungen zu übermitteln. Relevant sind jene Treuhandschaften aufgrund derer eine 

natürliche Person wirtschaftlicher Eigentümer des zu meldenden Rechtsträgers wird, selbst 

wenn durch sie lediglich eine Kontrolle zwischen Rechtsträgern in der Eigentümerkette 

hergestellt wird. Ein Nachweis bzw. eine Erklärung ist insbesondere die 

Treuhandvereinbarung: 

• diese wird in der Regel mit einem Abtretungsanbot des Treuhänders an den 

Treugeber kombiniert und als Notariatsakts errichtet 

• ansonsten kann diese als zweiseitiges Rechtsgeschäft schriftlich oder mündlich 

abgeschlossen werden. Der Regelfall ist ein schriftlicher Vertrag, der sowohl vom 

Treugeber als auch vom Treuhänder unterfertigt ist. 

• Bei einem mündlichen Treuhandvertrag sollten die, für die Feststellung und 

Überprüfung des wirtschaftlichen Eigentums relevanten Inhalte, in einer Erklärung 

festgehalten werden, die vom Treuhänder und vom Treugeber unterfertigt ist. Bei 

getrennten Erklärungen des Treuhänders und des Treugebers ist darauf zu achten, 
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dass diese korrespondieren und sich die Rechtstellung des jeweiligen 

Vertragspartners daraus ableiten lässt. 

Im Meldeformular zum Compliance-Package sind Nachweise relevanter Treuhandschaften 

entweder als „Treuhandschaftsvereinbarung“ oder als „sonstiger Nachweis über 

Treuhandschaftsvereinbarungen“ hochzuladen. Letztere Dokumentenart dient insbesondere 

der Übermittlung einseitiger Erklärungen bzw. Bestätigungen, aus welchen sich das Vorliegen 

einer Treuhandschaft ableiten lässt. Um welches Dokument es sich konkret handelt, ist im 

Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen Kommentars anzuführen. 

6.2.6 Sonstige Nachweise und Dokumente 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 lit. h WiEReG sind sonstige Nachweise und Dokumente, die für die 

Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers erforderlich 

sind, an die Registerbehörde zu übermitteln. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn 

relevante Stimmrechte vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung oder dem Anteil von 

Aktien abweichen oder wenn andere - anderweitig nicht berücksichtigte - Kontrollverhältnisse 

vorliegen, die für die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer relevant 

sind. 

Solche Dokumente sind beispielsweise: 

• Syndikatsverträge 

• Stimmrechtsbindungsverträge 

• Optionsverträge 

• verbindliche Abtretungsanbote 

• Abtretungsverträge 

Sonstige Nachweise und Dokumente sind im Meldeformular zum Compliance-Package als 

„sonstiges Dokument“ hochzuladen. Um welches Dokument es sich konkret handelt (bspw. 

Syndikatsvertrag), ist im Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen 

Kommentars anzuführen. 

6.3 Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern 

Für relevante inländische übergeordnete Rechtsträger sind gemäß § 5a Abs. 1 Z 3 WiEReG 

die in § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a bis h WiEReG genannten Dokumente zu übermitteln.  

Aus der Verpflichtung zur Ergreifung von angemessenen Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 

WiEReG, um die Eigentums- und Kontrollstruktur zu verstehen, folgt, dass die gesamte 

Eigentums- und Kontrollstruktur verstanden werden muss. Nur so kann sichergestellt 
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werden, dass alle wirtschaftlichen Eigentümer identifiziert werden können und dass 

erforderlichenfalls eine Zusammenrechnung von Beteiligungen, Stimmrechten oder 

Kontrollverhältnissen erfolgen kann. Davon zu unterscheiden ist die Verpflichtung zur 

Übermittlung von Dokumenten, die nur dann zu erfolgen hat, wenn die jeweiligen 

inländischen übergeordneten Rechtsträger gemäß § 5a Abs. 1 Z 3 WiEReG relevant sind. 

Relevant sind jene übergeordneten inländischen Rechtsträger, welche in einer 

Beteiligungskette nach § 2 Z 1 lit a sublit bb WiEReG maßgebend für die Ermittlung eines 

etwaigen indirekten wirtschaftlichen Eigentümers am meldenden Rechtsträger sind und jene, 

die erforderlich sind, um beurteilen zu können, ob eine Hinzurechnung von Aktien, 

Stimmrechten oder Kontrollverhältnissen zu erfolgen hat. Relevant können übergeordnete 

Rechtsträger daher auch dann sein, wenn aufgrund der jeweiligen Beteiligungshöhe oder 

anderer Umstände eine Zusammenrechnung der Anteile naheliegen könnte. 

Im Falle von subsidiären Meldungen gemäß § 5 WiEReG und einer subsidiären Meldung mit 

automatischer Datenübernahmen gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG sind zumindest jene Dokumente 

zu übermitteln, die die Beteiligungs- und Kontrollverhältnisse am meldepflichtigen 

Rechtsträger in einer Weise darstellen, aus der sich das Nichtvorhandensein wirtschaftlicher 

Eigentümer schlüssig nachvollziehen lässt. Betreffend die Art der zu übermittelnden 

Unterlagen sind neben einem Organigramm auch in diesen Fällen die in § 5a Abs. 1 Z 2 

lit. a bis h bzw. Z 4 lit. a bis e WiEReG genannten Dokumente heranzuziehen. 

Bei Vorliegen von Stimmrechts- oder Kontrollverhältnissen, die von den 

Beteiligungsverhältnissen abweichen, sind auf der betreffenden Beteiligungsebene die 

erforderlichen Nachweise und Dokumente gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG einzuholen. Ob 

das Erfordernis zur Einholung solcher Unterlagen besteht, kann anhand folgender 

Bestätigungen beurteilt werden: 

• Firmenmäßig gezeichnete Bestätigung der Geschäftsführung des meldenden 

Rechtsträgers (§ 5a Abs. 5 WiEReG) bei inländischen Sachverhalten, sofern die 

Richtigkeit der Erklärung durch die Einholung von erweiterten, aktuellen WiEReG-

Auszügen (nicht älter als sechs Wochen) der inländischen Zwischenglieder 

nachvollzogen werden kann. 

• Firmenmäßig gezeichnete Bestätigung der Geschäftsführung des meldenden 

Rechtsträgers (§ 5a Abs. 5 WiEReG) bei Sachverhalten in anderen Mitgliedstaaten, 

sofern die Richtigkeit der Erklärung durch die Einholung von aktuellen Auszügen 

(nicht älter als sechs Wochen) aus einem den Anforderungen der Art. 30 oder 31 der 

Richtlinie (EU) 2015/849 entsprechendem Register nachvollzogen werden kann. 
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• Firmenmäßig gezeichnete Bestätigung der Geschäftsführung des meldenden 

Rechtsträgers (§ 5a Abs. 5 WiEReG) und firmenmäßig gezeichnete Bestätigung der 

Geschäftsführung des obersten Rechtsträgers bei in- und ausländischen 

Sachverhalten, sofern der Sitz der Zwischenebenen nicht in einem Drittland mit 

hohem Risiko liegt. Befindet sich der Sitz einer Zwischenebene hingegen in einem 

Drittland mit hohem Risiko, ist von ebendiesem zwischengelagerten Rechtsträger 

ebenfalls eine firmenmäßig gezeichnete Bestätigung der Geschäftsführung 

einzuholen. 

Die oben angeführten Bestätigungen sind nicht an die Registerbehörde zu übermitteln, 

sondern verbleiben beim Parteienvertreter. Eine vorausgefüllte Vorlage für die Bestätigung 

der Geschäftsführung des meldenden Rechtsträgers gemäß § 5a Abs. 5 WiEReG kann nach 

Eingabe aller Daten in das Meldeformular als PDF automatisiert erstellt werden. Dazu 

müssen die Daten im Meldeformular erfasst und zwischengespeichert werden. Die Daten 

können noch beliebig geändert werden, sind für die Registerbehörde nicht einsehbar und 

werden erst nach dem Absenden im Register eingetragen. 

Keine Bestätigung der Geschäftsführung des Rechtsträgers ist erforderlich, wenn bei einer 

Ergänzung eines Compliance-Package keine Änderung der relevanten inländischen oder 

ausländischen übergeordneten Rechtsträger und keine Änderung bei den zu übermittelnden 

Dokumenten vorgenommen wird. 

Liegen Informationen oder konkrete Hinweise vor (z.B. Hinweis auf das Bestehen einer 

Aktionärsvereinbarung auf der Homepage einer Konzernmuttergesellschaft; Hinweise auf der 

Homepage oder im Jahresbericht einer Konzerngesellschaft oder in Medienberichten auf das 

Bestehen eines einheitlich agierenden Blocks oder Pools von Aktionären, deren Stimm- oder 

Kontrollrechte z.B. in einer Summe (Gesamtprozentangabe) für eine konkrete Personen-

gruppe oder für „Familie XYZ“ ausgewiesen werden), dass Stimmrechts- oder Kontroll-

verhältnisse bestehen, die von den festgestellten Beteiligungsverhältnissen abweichen, so 

müssen die erforderlichen Nachweise und Dokumente gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG 

jedenfalls eingeholt und überprüft werden. 

Wenn keine Abweichung von der Darstellung der relevanten Beteiligungsstruktur festgestellt 

wird, so wird es bei einer GmbH auf einer Zwischenebene im Regelfall nicht erforderlich sein, 

Dokumente zu übermitteln. Bei OG, KG, EWIV, AG und SE sind hingegen immer Dokumente 

erforderlich, da diesfalls die Beteiligungsverhältnisse nicht im Firmenbuch eingetragen sind. 
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Wenn für einen übergeordneten Rechtsträger gemäß § 5a Abs. 1 Z 3 mit Sitz im Inland ein 

gültiges Compliance-Package im Register im Zeitpunkt der Meldung gespeichert ist, entfällt 

für den meldenden Rechtsträger die Verpflichtung zur Übermittlung der Dokumente für 

diesen Rechtsträger, wenn die Stammzahl dieses Rechtsträgers und der Umstand gemeldet 

werden, dass auf dieses Compliance-Package verwiesen wird. Die Verantwortung für den 

Inhalt des verwiesenen Compliance-Packages trägt der Rechtsträger auf den verwiesen 

wurde. Davon unberührt bleibt die Notwendigkeit zur Übermittlung jener Dokumente, die 

den meldenden Rechtsträger selbst bzw. die Beteiligungsebenen zwischen dem meldenden 

Rechtsträger und dem inländischen Rechtsträger, auf den verwiesen wurde, betreffen. 

Der Verweis auf ein Compliance-Package eines übergeordneten Rechtsträgers ersetzt jedoch 

nicht die Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer des meldenden Rechtsträgers durch 

den Parteienvertreter. Im Rahmen der Überprüfung der Identität des wirtschaftlichen 

Eigentümers kann gemäß § 11 Abs. 2a WiEReG grundsätzlich auf die in einem vollständigen 

und gültigen Compliance-Package enthaltenen Dokumente und Nachweise zurückgegriffen 

werden. 

Bezüglich der für Dokumente übergeordneter inländischer Rechtsträger im Meldeformular 

zum Compliance-Package zu verwendenden Dokumentenarten wird auf die Ausführungen zu 

den einzelnen Rechtsformen in Punkt 6.2 (Anforderungen an die Dokumente) verwiesen. 

6.4 Dokumente zu übergeordneten ausländischen 

Rechtsträgern 

Für ausländische übergeordnete Rechtsträger, die für das wirtschaftliche Eigentum am 

Rechtsträger relevant sind, sind bei der Meldung der Name, die Stammzahl sowie die 

Rechtsform und das Sitzland anzugeben. Zur Relevanz siehe Punkt 6.3 (Dokumente zu 

übergeordneten inländischen Rechtsträgern). 

Als erster Schritt sollte festgestellt werden, ob es sich bei einer ausländischen Rechtsform 

um eine Gesellschaft (Art. 3 Z 6 lit. a der 5. Geldwäscherichtlinie), einen Trust (Art. 3 Z 6 

lit. b der 5. Geldwäscherichtlinie), eine Stiftung oder eine trustähnliche Vereinbarung (Art. 3 

Z 6 lit. c der 5. Geldwäscherichtlinie) handelt, da davon die festzustellenden wirtschaftlichen 

Eigentümer und die erforderlichen Dokumente abhängen. Bei der Ermittlung, in welche der 

vier Kategorien die konkrete Rechtsform einzuordnen ist, kann bei Mitgliedstaaten des EWR 

auf die Beurteilung des entsprechenden Mitgliedsstaates im Rahmen bzw. Zusammenhang 

mit der jeweiligen Umsetzung der 5. Geldwäscherichtlinie abgestellt werden. Im Falle von 

Drittstaaten ist die Beurteilung der Rechtsform von Parteienvertretern selbst vorzunehmen. 
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Eine Hilfestellung zu diesem Zweck kann die auf der Homepage des BMF veröffentlichte 

Länderliste darstellen (siehe Punkt 6.4.6 (Rechtsformspezifische Nachweise und 

länderspezifische Informationen.)) 

Als zweiter Schritt sind die gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 WiEReG erforderlichen Dokumente 

einzuholen. Da die Existenz der ausländischen Rechtsträger nicht auf Basis eines erweiterten 

Auszuges nachgewiesen werden kann, ist auch diese mit entsprechenden Dokumenten 

nachzuweisen. Es sind daher folgende, am Sitz des übergeordneten Rechtsträgers gemäß 

dem landesüblichen Rechtsstandard verfügbaren Nachweise der Registerbehörde zu 

übermitteln: 

• Nachweise, die für die Überprüfung der Existenz einer juristischen Person im Sitzland 

vorgesehen sind (z.B. öffentlich zugängliche Registerauszüge, aktuelle 

Gründungsverträge etc.) 

• Nachweise, die zum Zwecke der Überprüfung der Eigentumsverhältnisse im Sitzland 

vorgesehen sind 

• Gesellschaftsverträge, Statuten und dergleichen, soweit sich von den 

Eigentumsverhältnissen abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben 

• Nachweise und Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die Stellung als 

wirtschaftlicher Eigentümer gemäß diesem Bundesgesetz relevante Treuhandschaften 

ergeben und die für die Feststellung und Überprüfung dieser wirtschaftlichen 

Eigentümer notwendig sind 

• sonstige Nachweise und Dokumente, die für die Feststellung und Überprüfung der 

wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers erforderlich sind 

Im Meldeformular zum Compliance-Package ist vor dem Upload eines dieser Nachweise zu 

einem ausländischen Rechtsträger die Art des jeweils übermittelten Dokuments mit Hilfe 

einer Dropdown-Liste auszuwählen. Abhängig davon, ob es sich bei dem ausländischen 

Rechtsträger um eine Gesellschaft, eine Stiftung, einen Trust oder eine trustähnliche 

Vereinbarung handelt, stehen unterschiedliche Dokumentenarten zu Auswahl, welche sich im 

Wesentlichen an der in § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a-e WiEReG vorgenommenen Gliederung der zu 

erbringenden Nachweise orientiert. Welche der Dokumentenarten für die jeweiligen 

Nachweise vorgesehen sind, wird daher in den im Anschluss dargestellten Unterpunkten zu 

den entsprechenden Nachweisen erläutert. 

Zu beachten ist, dass einzelne Dokumente in keinem Fall mehrfach in das Compliance-

Package hochzuladen sind. Stellt ein Dokument also beispielsweise sowohl einen Nachweis 

zur Überprüfung der Existenz, als auch einen Nachweis zur Überprüfung von 
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Kontrollverhältnissen dar, ist dieses nur einmal unter der Dokumentenart „Nachweis der 

Existenz“ zu übermitteln. In dem Feld „Beschreibung des Dokuments“ sollte ein 

entsprechender Hinweis auf die zusätzliche Dokumentenart bzw. den zusätzlichen Zweck des 

jeweiligen Dokuments angegeben werden. 

Es können aber mehrere unterschiedliche Dokumente mit derselben Dokumentenart 

übermittelt werden. 

Wenn für einen Rechtsträger mit Sitz im Inland, der sich auf der letzten inländischen 

Ebene einer Eigentums- oder Kontrollkette befindet, ein gültiges Compliance-Package 

gespeichert wurde, entfällt die Verpflichtung zur Übermittlung der Dokumente für jene 

relevanten Rechtsträger mit Sitz im Ausland, deren Dokumente in diesem Compliance-

Package bereits enthalten sind, wenn die Stammzahl dieses Rechtsträgers und der Umstand 

gemeldet wird, dass auf dieses Compliance-Package verwiesen wird. Der Verweis auf ein 

solches Compliance-Package ersetzt jedoch nicht die Überprüfung der wirtschaftlichen 

Eigentümer des meldenden Rechtsträgers durch den Parteienvertreter, wenngleich im 

Rahmen dieser Überprüfung grundsätzlich auf die in einem vollständigen und gültigen 

Compliance-Package enthaltenen Dokumente und Nachweise zurückgegriffen werden kann. 

Siehe hierzu Punkt 6.3 (Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern). 

Sollten sich auf der letzten inländischen Ebene einer Eigentums- oder Kontrollkette mehrere 

Rechtsträger befinden, so müsste zumindest für einen dieser Rechtsträger ein Compliance-

Package erstellt werden, wenn für untergeordnete inländische Rechtsträger ein Compliance-

Package durch Verweis auf die letzte inländische Ebene einer Eigentums- oder Kontrollkette 

erstellt werden soll. Für die inländischen untergeordneten Rechtsträger entfällt diesfalls die 

Verpflichtung zur Übermittlung der Dokumente für jene relevanten Rechtsträger mit Sitz im 

Ausland, deren Dokumente in den verwiesenen Compliance-Packages enthalten sind. Wenn 

mehrere Rechtsträger auf der letzten inländischen Ebene einer Eigentums- oder Kontrollkette 

parallel vorhanden sind, denen dieselben ausländischen Rechtsträger übergeordnet sind, so 

ist ein Verweis auf das Compliance-Packages eines dieser Rechtsträger ausreichend. Im 

Hinblick auf die eigenen Compliance-Packages der sich auf letzter inländischer Ebene parallel 

befindlichen Rechtsträger ist ebenso ausreichend, wenn für einen dieser Rechtsträger ein 

gültiges Compliance-Packages gespeichert wird, das die Dokumente für die relevanten 

Rechtsträger mit Sitz im Ausland enthält, und die anderen Rechtsträger, die auf der letzten 

inländischen Ebene der Eigentums- oder Kontrollkette parallel vorhanden sind, auf dieses 

Compliance-Package verweisen.  
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6.4.1 Geeignete Nachweise zur Überprüfung der Existenz 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a WiEReG sind für die jeweiligen ausländischen übergeordneten 

Rechtsträger solche landesüblichen Nachweise zu übermitteln, die für die Überprüfung der 

Existenz der entsprechenden juristischen Person im Sitzland vorgesehen sind. Dabei müssen 

die beweiskräftigen Urkunden zur Überprüfung der Identität von Rechtsträgern den 

diesbezüglichen landesüblichen Rechtsstandards entsprechen. Es wird daher von den 

Parteienvertretern regelmäßig zu prüfen sein, welche Dokumente in dem betreffenden Land 

zum Nachweis der Existenz der juristischen Person landesüblich verwendet werden bzw. 

verfügbar sind.  

In erster Linie sollten Auszüge aus mit dem österreichischen Firmenbuch oder Register der 

wirtschaftlichen Eigentümer vergleichbaren, öffentlich zugänglichen Registern verwendet 

werden. Insbesondere kann zum Nachweis der Existenz ausländischer Rechtsträger mit Sitz 

in einem EU-Mitgliedstaat oder einem Drittland, in dem der 5. Geldwäscherichtlinie 

gleichwertige Anforderungen gelten, die Übermittlung eines landesüblichen Registerauszuges 

eines nach dem jeweiligen Recht eingerichteten Registers gemäß Art. 30 oder 31 der 5. 

Geldwäscherichtlinie als ausreichend angesehen werden. Zu beachten ist an dieser Stelle, 

dass Auszüge aus ausländischen Handels-, Gesellschafts- oder Trustregistern gemäß § 5a 

Abs. 4 WiEReG bei Meldungen und Änderungsmeldungen nicht älter als 6 Wochen sein 

dürfen. 

Ersatzweise ist die Identität des ausländischen Rechtsträgers anhand anderer Dokumente, 

die von einer glaubwürdigen und unabhängigen Stelle stammen, zu überprüfen. Aus den 

ersatzweise herangezogenen Dokumenten sollte in einer Gesamtschau jedenfalls der 

aufrechte Bestand, die Firma (bzw. die im Rechtsverkehr verwendete Bezeichnung), die 

Rechtsform, das Sitzland der juristischen Person und allenfalls deren Vertretungsbefugnis, 

sofern diese für die Feststellung und Überprüfung des wirtschaftlichen Eigentums erforderlich 

ist, hervorgehen. In Frage kommen insbesondere aktuelle Gründungsdokumente sowie von 

öffentlichen Körperschaften bzw. Behörden ausgestellte Bestätigungen (z.B. „Certificate of 

Good Standing“). Mögliche andere Nachweise können z.B. allfällige staatliche Konzessionen, 

Bestätigungen einer Handelskammermitgliedschaft, Hauptversammlungsprotokolle oder auch 

Auszüge von im allgemeinen Rechtsverkehr anerkannten Datenbanken (z.B. Bureau van Dijk) 

sein. Auch für diese ersatzweise heranzuziehenden Dokumente gilt, dass diese bei 

Meldungen und Änderungsmeldungen nicht älter als 6 Wochen sein dürfen. 

Nachweise zur Überprüfung der Existenz sind im Meldeformular zum Compliance-Package 

beim entsprechenden ausländischen Rechtsträger unter der Dokumentenart „Nachweis der 
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Existenz“ hochzuladen. Um welches Dokument es sich konkret handelt (bspw. 

Registerauszug, Certificate of Good Standing), ist im Feld „Beschreibung des Dokuments“ in 

Form eines kurzen Kommentars anzugeben. 

6.4.2 Geeignete Nachweise zur Überprüfung der Eigentumsverhältnisse 

§ 5a Abs. 1 Z 4 lit. b WiEReG sieht vor, dass für ausländische übergeordnete Rechtsträger 

landesübliche Nachweise zu übermitteln sind, die zum Zwecke der Überprüfung der 

Eigentumsverhältnisse im Sitzland vorgesehen sind.  

Als Erkenntnisquellen kommen insbesondere öffentlich zugängliche Registerauszüge – 

ähnlich dem österreichischen Firmenbuch – in Frage, wenn diese neben den Stammdaten 

des Rechtsträgers auch Angaben über dessen Beteiligungsstruktur enthalten. Weitere 

Nachweise können in diesem Zusammenhang auch separat abrufbare Dokumente zu 

Eigentumsverhältnissen darstellen, welche bei der jeweils registerführenden Stelle 

eingebracht wurden. (z.B. Gesellschafterliste als Anhang zum deutschen Handelsregister). 

Zu beachten ist, dass die in den Mitgliedstaaten aufgrund der Vorgaben der Europäischen 

Union errichteten Register der wirtschaftlichen Eigentümer in der Regel keine vollständigen 

Angaben über die direkten Beteiligungen am eingetragenen Rechtsträger enthalten, weshalb 

sie diesfalls nicht als geeignete Nachweise der Eigentumsverhältnisse im Sinne des § 5a Abs. 

1 Z 4 lit. b WiEReG anzusehen sind. 

Abhängig von der Rechtsform des jeweiligen Rechtsträger werden zur Ermittlung der 

Eigentümerstruktur auch nicht öffentliche Urkunden (z.B. Gesellschaftsverträge oder ähnliche 

Gründungsdokumente) heranzuziehen sein. Speziell für Aktiengesellschaften können 

firmenmäßig gefertigte Auszüge aus dem Aktienbuch bzw. ein Ausdruck (datierter Internet 

Screenshot der Ownership Structure der AG) von internationalen Börsen-

Informationsdienstleistern eine geeignete Informationsquelle darstellen. Für eine 

beispielhafte Aufzählung entsprechender Informationsdienstleister siehe Punkt 6.2.3.2 

(Aktiengesellschaften und Europäische Gesellschaften). Im anglo-amerikanischen Rechtskreis 

kommen oftmals auch sog. Share- bzw. Stock-Certificates als Nachweis für Anteilsrechte an 

einer Gesellschaft in Frage. 

Subsidiär sind je nach Rechtsform auch andere, nach landesüblichen Rechtsstandards 

verfügbare, objektive Informationsquellen zum Nachweis der Eigentumsverhältnisse 

heranzuziehen, wobei die Zuverlässigkeit und Aussagekraft dieser Nachweise im Einzelfall zu 

prüfen sind. 
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Nachweise zur Überprüfung der Eigentumsverhältnisse sind im Meldeformular zum 

Compliance-Package unter der Dokumentenart „Nachweis der Eigentumsverhältnisse“ 

hochzuladen. Für Dokumente, welche sowohl dem Nachweis der Existenz als auch der 

Eigentumsverhältnisse dienen, ist die kombinierte Dokumentenart „Nachweis der Existenz 

und Eigentumsverhältnisse“ vorgesehen. Um welches Dokument es sich konkret handelt 

(bspw. Registerauszug, Share Certificate, etc.), ist im Textfeld „Beschreibung des 

Dokuments“ in Form eines kurzen Kommentars anzuführen.  

6.4.3 Nachweise abweichender Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. c WiEReG sind für ausländische übergeordnete Rechtsträger 

Gesellschaftsverträge, Statuten und dergleichen zu übermitteln, wenn sich daraus 

Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben, welche von den gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. b 

WiEReG nachzuweisenden Eigentumsverhältnissen abweichen. Ob das Erfordernis zur 

Einholung dieser Dokumente für übergeordnete ausländische Gesellschaften besteht, kann 

mittels der unter Punkt 6.3 (Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern) 

angeführten Aufzählung anhand der dort genannten Maßnahmen und Kriterien überprüft 

werden. 

Unter § 5a Abs. 1 Z 4 lit. c WiEReG sind zudem jene Dokumente zu subsumieren, welche 

zum Nachweis von Kontrollverhältnissen bei Trusts, Stiftungen, trustähnlichen 

Vereinbarungen oder sonstigen klassisch eigentümerlosen Gebilden dienen. Die im 

internationalen Rechtsverkehr üblichen Nachweise zu diesen Rechtsträgern entsprechen im 

Wesentlichen den in den Punkten 6.2.3.5 (Privatstiftungen gemäß § 1 PSG), 6.2.3.6 

(Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 sowie Stiftungen und Fonds aufgrund eines 

Landesgesetzes) und 6.2.3.7 (Trusts und trustähnliche Vereinbarungen) aufgezählten 

Dokumenten. 

Unter welcher Dokumentenart die Nachweise abweichender Stimmrechte oder 

Kontrollverhältnisse im Meldeformular zum Compliance-Package zu übermitteln sind, ist in 

erster Linie von der Rechtsform des jeweiligen ausländischen Rechtsträgers (Gesellschaft, 

Trust, Stiftung oder trustähnliche Vereinbarung) abhängig. Für Gesellschaften ist hier in der 

Regel die allgemeine Dokumentenart „Nachweis abweichender 

Stimmrechte/Kontrollverhältnisse“ vorgesehen. Um welches Dokument es sich konkret 

handelt (bspw. Gesellschaftsvertrag), ist im Textfeld zur Beschreibung des Dokuments in 

Form eines kurzen Kommentars anzuführen. 
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Im Falle von Trusts, Stiftungen oder trustähnlichen Vereinbarungen sind jeweils andere 

Dokumentenarten für Nachweise der Kontrollverhältnisse vorgesehen. So können etwa für 

Stiftungen die Dokumentenarten „Stiftungsurkunde“ und „Stiftungszusatzurkunde/Beistatut“ 

ausgewählt werden, aus welchen in der Regel die Stifter und Stiftungsvorstände (sowie 

zumeist auch die Begünstigten) ersichtlich sind. Eine Auffangkategorie bietet zudem die 

Dokumentenart „Sonstiger Nachweis über Begünstigte“, unter welcher beispielsweise 

Beschlüsse von Stiftungsorganen über die Bestimmung von Begünstigten hochgeladen 

werden können. Entsprechende Dokumentenarten finden sich auch im Falle von Trusts und 

trustähnlichen Vereinbarungen, wobei zusätzliche Angaben zur Konkretisierung des 

Dokuments jeweils im Textfeld zur Beschreibung des Dokuments gemacht werden können. 

In bestimmten Konstellationen ist es möglich, dass ein gewisses Dokument sowohl unter die 

Dokumentenart „Nachweis abweichender Stimmrechte/Kontrollverhältnisse“, als auch unter 

eine der drei Dokumentenarten betreffend den Nachweis der Existenz oder 

Eigentumsverhältnisse („Nachweis der Existenz“, „Nachweis der Eigentumsverhältnisse“ oder 

„Nachweis der Existenz und Eigentumsverhältnisse“) fällt. In solchen Fällen ist das 

entsprechende Dokument unter der zutreffenden Dokumentenart betreffend den Nachweis 

der Existenz oder Eigentumsverhältnisse zu übermitteln, da hierzu ein dahingehender 

Nachweis jedenfalls zu übermitteln ist. Das Vorliegen von abweichenden Stimmrechten oder 

Kontrollverhältnissen ist im Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen 

Kommentars anzuführen.  

6.4.4 Nachweise relevanter Treuhandschaften 

Zahlreiche Jurisdiktionen kennen der österreichischen Treuhandschaft vergleichbare 

Rechtsinstrumente. Gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. d WiEReG sind prinzipiell alle Nachweise und 

Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die Stellung als wirtschaftlicher Eigentümer 

relevante Treuhandschaften ergeben und die für die Feststellung und Überprüfung dieser 

wirtschaftlichen Eigentümer notwendig sind, unabhängig von den aufgrund der 

landesüblichen Rechtsstandards verfügbaren Nachweisen an die Registerbehörde zu 

übermitteln. Grundsätzlich sind somit auch für im Ausland begründete 

Treuhandkonstruktionen dieselben Nachweise wie für inländische Treuhandschaften 

heranzuziehen, wobei die Ausführungen in Punkt 6.2.5 (Treuhandschaften) zu beachten sind. 

In der Regel werden daher relevante Treuhandschaftsvereinbarung in Form eines 

schriftlichen Vertrages bzw. in Form korrespondierender Erklärungen des Treugebers und 

des Treuhänders einzuholen und zu übermitteln sein. 
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Im Meldeformular zum Compliance-Package sind Nachweise relevanter Treuhandschaften 

beim entsprechenden Rechtsträger entweder als „Treuhandschaftsvereinbarung“ oder als 

„sonstiger Nachweis über Treuhandschaftsvereinbarungen“ hochzuladen. Letztere 

Dokumentenart dient insbesondere der Übermittlung einseitiger Erklärungen bzw. 

Bestätigungen, aus welchen sich das Vorliegen einer Treuhandschaft ableiten lässt. Um 

welches Dokument es sich konkret handelt, ist im Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in 

Form eines kurzen Kommentars anzuführen. 

6.4.5 Sonstige Nachweise und Dokumente 

Gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. e sind sonstige Nachweise und Dokumente, die für die 

Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers erforderlich 

sind, jedenfalls dann zu übermitteln, wenn relevante Stimmrechte vorliegen, die von der 

jeweiligen Beteiligung oder dem Anteil an Aktien abweichen oder wenn andere 

Kontrollverhältnisse vorliegen, die für die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen 

Eigentümer relevant sind und nicht bereits gemäß § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a bis d WiEReG zu 

übermitteln sind. Solche Dokumente sind beispielsweise: 

• Syndikatsverträge 

• Stimmrechtsbindungsverträge 

• Optionsverträge 

• verbindliche Abtretungsanbote 

• Abtretungsverträge 

Sonstige Nachweise und Dokumente ausländischer Rechtsträger sind im Meldeformular zum 

Compliance-Package beim entsprechenden Rechtsträger als „sonstiges Dokument“ 

hochzuladen. Um welches Dokument es sich konkret handelt (bspw. Syndikatsvertrag), ist im 

Textfeld „Beschreibung des Dokuments“ in Form eines kurzen Kommentars anzuführen. 

6.4.6 Rechtsformspezifische Nachweise und länderspezifische 

Informationen 

Welche Dokumente jeweils erforderlich sind, kann gemäß § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG beurteilt 

werden, wenn die ausländische Rechtsform mit einer bestimmten inländischen Rechtsform 

vergleichbar ist. Des Weiteren finden sich auch länderspezifische Informationen und 

Hinweise zu den landesüblichen Nachweisen (jeweils für spezielle, lokal verfügbare 

Rechtsträgertypen) auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen und können 

allenfalls über die Homepages der Register der wirtschaftlichen Eigentümer der anderen 

Mitgliedstaaten abgerufen werden. 
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Zu beachten gilt, dass die länderspezifischen Informationen keinen vollständigen Überblick 

über das Rechtssystem der betreffenden Jurisdiktionen bieten und auch keine verbindliche 

Beurteilung ausländischer Rechtsformen durch das Bundesministerium für Finanzen 

darstellen. Die Verantwortung für die Beurteilung der erforderlichen rechtsformspezifischen 

Nachweise und für die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer liegt 

bei den Rechtsträgern bzw. den Adressaten der jeweiligen gesetzlichen Sorgfaltspflichten. 

6.5 Aktenvermerke 

Gemäß § 5a Abs. 3 WiEReG ist anstelle der Übermittlung von Urkunden unter gewissen 

Voraussetzungen die Übermittlung eines vollständigen Aktenvermerks zulässig. Diese 

Möglichkeit besteht grundsätzlich hinsichtlich aller im Rahmen des Compliance-Packages zu 

übermittelnden Urkunden. Es ist hier von einem weiten Urkundenbegriff auszugehen, der die 

in § 5a Abs. 1 Z 2 und 4 WiEReG genannten Urkunden umfasst. Aus dem Schutzzweck des 

§ 5a Abs. 4 WiEReG folgt, dass bei öffentlich zugänglichen Urkunden, die beispielsweise Teil 

der Urkundensammlung des Firmenbuchs sind, ein Aktenvermerk nicht zulässig ist, da 

diesfalls keine berechtigten Gründe gegen die Vorlage sprechen können. 

Die gemäß § 5a Abs. 3 Z 4 WiEReG erforderliche Beschreibung der relevanten Teile des 

Dokuments wird es zudem erforderlich machen, dass der berufsmäßige Parteienvertreter 

oder der berechtigte Dritte gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 3 lit. a und b der RL (EU) 2015/849 

Einsicht in die Urkunde genommen hat, bevor allfällige Schwärzungen von Teilen des 

Inhaltes vorgenommen wurden. 

Zur Anfertigung eines Aktenvermerks sind berechtigt: 

1) der berufsmäßige Parteienvertreter 

2) ein Dritter gemäß Art. 2 Abs. 1 Z 3 lit. a und b der Richtlinie (EU) 2015/849, sofern er 

seinen Sitz im Inland, einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem nach Maßgabe des 

§ 13 Abs. 4 Z. 1 u. 2 FM-GwG gleichzuhaltenden Drittland hat. Dritte, die in 

Drittländern mit hohem Risiko (§ 2 Z 16 FM-GwG) niedergelassen sind, sind von der 

Anfertigung und Übermittlung eines Aktenvermerkes ausgeschlossen. Dritte gemäß 

Art. 2 Abs. 1 Z 3 lit. a und b der Richtlinie (EU) 2015/849 sind: 

a) Abschlussprüfer, externe Buchprüfer und Steuerberater  

b) Notare und andere selbständige Angehörige von rechtsberatenden Berufen,  

Die Übermittlung eines vollständigen Aktenvermerks anstelle einer Urkunde darf nur dann 

erfolgen, wenn berechtigte Gründe gegen eine Übermittlung dieser Urkunde sprechen. 
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Berechtigte Gründe liegen insbesondere dann vor, wenn überwiegende, schutzwürdige 

Interessen des wirtschaftlichen Eigentümers oder anderer Personen, deren Interessen durch 

die vollständige Offenlegung des Urkundeninhaltes unmittelbar betroffen wären oder sein 

könnten (z.B. in der Urkunde genannte Personen oder Organe der involvierten Rechtsträger), 

der Übermittlung der Urkunde entgegenstehen. Dabei ist es unerheblich, ob ein Compliance-

Package eingeschränkt wird oder nicht. 

Berechtigte Gründe im Hinblick auf die betroffene Person können beispielsweise dann 

angenommen werden, wenn 

• Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Offenlegung der Urkunde zu dem 

unverhältnismäßigen Risiko führen würde, Opfer der in § 10a Abs. 2 WiEReG 

genannten Straftaten zu werden. Darunter fallen jedenfalls Daten von 

eingeschränkten wirtschaftlichen Eigentümern, aber auch von anderen in der 

Urkunde genannten Personen. 

• in der Urkunde Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten sind oder aus der 

Urkunde Informationen hervorgehen, deren Geheimhaltung aus 

wettbewerbsrechtlichen Gründen geboten ist. 

• bei Offenlegung der Urkunde die Gefahr eines bedeutenden vermögensrechtlichen 

Nachteils für den Rechtsträger oder die darin genannten Personen droht. 

• ein besonders hohes Maß der Geheimhaltung aus anderen Gründen als der 

Verschleierung des wirtschaftlichen Eigentums dem Wesen der Urkunde immanent 

ist, weil beispielsweise bei Stiftungszusatzurkunden: 

o testamentarische Verfügungen oder andere Informationen enthalten sind, die 

den höchstpersönlichen Lebensbereich der genannten Personen betreffen. 

o Begünstigte in einer Art genannt werden, die zu einer ungebührlichen 

Offenlegung der Einkommens- oder Vermögenssituation führen würden. 

o Informationen oder Anweisungen zu finanziellen Angelegenheiten (etwa 

Geschäfts- oder Anlagestrategien) enthalten sind, die in ihrer objektiven 

Schutzwürdigkeit Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen gleichzusetzen sind. 

Zu beachten ist, dass nur die Übermittlung von vollständigen Aktenvermerken zulässig ist. 

Ein vollständiger Aktenvermerk hat folgende Angaben zu enthalten: 

1. Datum und Ort der Einsichtnahme, 

2. Vorname, Nachname, Geburtsdatum und Unterschrift der die Einsicht vornehmenden 

Person, 
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3. genaue Bezeichnung des eingesehenen Dokumentes und von wem das Dokument in 

welcher Funktion errichtet oder ausgestellt und unterzeichnet wurde, 

4. eine Beschreibung des Inhalts des Dokumentes und eine Zusammenfassung aller für 

das wirtschaftliche Eigentum am Rechtsträger relevanten Teile des Dokumentes. Es 

bestehen keine Bedenken, wenn stattdessen eine Kopie des Dokuments dem 

Aktenvermerk angeschlossen wird, in dem jene Passagen geschwärzt wurden, die 

nicht für die Feststellung und Überprüfung des wirtschaftlichen Eigentums relevant 

sind. Dabei sollte im Sinne einer zweckdienlichen Verwertbarkeit des Compliance-

Packages darauf geachtet werden, dass keine Passagen geschwärzt werden, welche 

allgemein KYC-relevante Informationen enthalten und daher für die Erfüllung der 

Sorgfaltspflichten durch Verpflichtete gemäß deren jeweiligen Materiengesetzen (wie 

FM-GwG, RAO, NO, WTBG 2017, etc.) von Bedeutung sein könnten.  

Es bestehen keine Bedenken, wenn über die in den Punkten 1 bis 4 genannten Inhalte 

hinausgehende Informationen in den Aktenvermerk aufgenommen werden, wenn diese zur 

Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung dienlich sind. 

Gemäß § 5a Abs. 3 WiEReG ist die Übermittlung von Aktenvermerken anstelle von 

Dokumenten nicht zulässig, wenn sich der Sitz des Ausstellers des Dokumentes, der Sitz 

einer der Vertragsparteien, die das Dokument errichtet haben, oder der Sitz des 

Rechtsträges, den das Dokument betrifft, in einem Drittland mit hohem Risiko (§ 2 Z 16 FM-

GwG) befindet. In diesen Fällen ist jedenfalls gemäß § 5a Abs. 2 WiEReG vorzugehen. 

Die Übermittlung von Aktenvermerken kann im Meldeformular zum Compliance-Package 

direkt neben der bei dem betreffenden Rechtsträger auszuführenden Auswahl der jeweiligen 

Dokumentenart erfolgen. Ein entsprechendes Auswahlfeld (Ja/Nein) weist an dieser Stelle 

auf die Möglichkeit zur Abgabe eines Aktenvermerkes hin. Als Datum ist im Meldeformular 

immer das Ausstellungsdatum des zugrundeliegenden Originaldokuments anzugeben. 

Die berechtigten Gründe, welche gegen die Übermittlung der Urkunde bestehen und daher 

Voraussetzung für die Erstellung des Aktenvermerks sind, sind nicht zu melden. Die 

Beurteilung, ob berechtigte Gründe vorliegen, obliegt dem berufsmäßigen Parteienvertreter, 

der das Compliance-Package an das Register übermittelt. Das Fehlen der berechtigten 

Gründe alleine führt nicht zu einer Unvollständigkeit des Compliance-Packages, wenn der 

Aktenvermerk ansonsten den Anforderungen des § 5a Abs. 3 WiEReG entspricht. 
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6.6 Notarielle Bestätigungen 

Gemäß § 89b NO sind Notare berufen, über Tatsachen, die sich unter anderem aus 

öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden ergeben, Beurkundungen zu erteilen. 

Daraus ergibt sich, dass Notare über Tatsachen, welche für das wirtschaftliche Eigentum 

eines Rechtsträgers relevant sind, Bestätigungen ausstellen können, nachdem sie in die 

jeweils erforderlichen Dokumente Einsicht genommen haben. Dieser notariellen Bestätigung 

kommt dabei der gleiche Beweiswert zu wie jener ursprünglichen Urkunde, auf deren Basis 

die Bestätigung errichtet wurde. Stellt daher ein Notar beispielsweise eine Bestätigung über 

Tatsachen aus, welche sich aus einer öffentlichen Urkunde ergeben, ist die entsprechende 

Bestätigung selbst eine öffentliche Urkunde.  

Als Konsequenz sind notarielle Bestätigungen im Sinne des § 89b NO wie Dokumente gemäß 

§ 5a Abs. 1 Z 2 bzw. Z 3 WiEReG zu behandeln. Eine notarielle Bestätigung über die für das 

wirtschaftliche Eigentum relevanten Tatsachen ersetzt somit die Vorlage der jeweiligen 

Urkunden. Im Gegensatz zum vollständigen Aktenvermerk nach § 5a Abs. 3 WiEReG ist das 

Vorliegen berechtigter Gründe keine Voraussetzung für die Übermittlung der notariellen 

Bestätigung. In der notariellen Bestätigung ist festzuhalten, dass diese Bestätigung über alle 

in der Urkunde enthaltenen für das wirtschaftliche Eigentum relevanten Tatsachen 

ausgestellt wird. 

Ein Anwendungsbeispiel ergibt sich beispielweise für Stiftungen, für die der für das 

wirtschaftliche Eigentum relevante Inhalt einer Stiftungszusatzurkunde in einer notariellen 

Bestätigung festgehalten und anstelle der Originalurkunde als Teil des Compliance-Packages 

der Registerbehörde übermittelt werden kann.  

Im Meldeformular ist die notarielle Bestätigung als „sonstiges Dokument“ zu übermitteln. Als 

Beschreibung des Dokuments sollte „Notarielle Bestätigung über (Bezeichnung der jeweiligen 

Urkunde)“ angegeben werden. 

7 Einsicht in das Register 

Verpflichtete, berechtigte Behörden sowie natürliche Personen und Organisationen mit 

nachweisbarem berechtigtem Interesse können Auszüge aus dem Register der 

wirtschaftlichen Eigentümer abrufen. Damit wird der primäre Zweck des Registers, einen 

Beitrag zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu leisten, erfüllt. Die 

Auszüge wurden dabei so konzipiert, dass diese eine Feststellung und Überprüfung der 

wirtschaftlichen Eigentümer deutlich erleichtern. Es ist jedoch anzumerken, dass die im 
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Register eingetragenen Daten vor der Eintragung nicht überprüft werden und daher 

grundsätzlich nicht auf die Richtigkeit der Daten vertraut werden kann. 

7.1 Einsicht durch Verpflichtete 

Wer Verpflichteter im Sinne des WiEReG ist, wird in § 9 Abs. 1 WiEReG geregelt. 

Die Einsicht in das Register wird durch amtssignierte einfache und erweiterte Auszüge aus 

dem Register gewährt, die über das Unternehmensserviceportal des Bundes abgerufen 

werden können. 

Bei Auslagerungs- oder Vertretungsverhältnissen, bei denen auf der Grundlage eines 

Vertrages der Auslagerungsdienstleister oder Vertreter als Teil des Verpflichteten anzusehen 

ist (bspw. § 15 FM-GwG), ist dieser berechtigt, im Rahmen des Vertrages über den 

Unternehmensserviceportal-Zugang des Verpflichteten Einsicht in das Register zu nehmen. 

Zu diesem Zweck kann der Verpflichtete verantwortliche Personen des 

Auslagerungsdienstleisters oder Vertreters als User im Unternehmensserviceportal anlegen. 

7.1.1 Einsicht im Rahmen der Anwendung von Sorgfaltspflichten 

gegenüber Kunden 

Der Begriff „Verpflichtete“ wurde aus der Richtlinie (EU) 2015/849 auch für das WiEReG 

übernommen. Diese dürfen gemäß § 9 Abs. 2 WiEReG Einsicht in das Register nehmen, 

wenn diese im Inland den Vorschriften zur Verhinderung der Geldwäscherei und 

Terrorismusfinanzierung unterliegen und ihren Sitz im Inland haben. Grundsätzlich dürfen die 

Verpflichteten aus Gründen des Datenschutzes nur im Rahmen der Anwendung ihrer 

Sorgfaltspflichten zur Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung 

gegenüber ihren Kunden Einsicht in das Register nehmen. 

Im Zuge der Anwendung der Sorgfaltspflichten gegenüber einem Kunden als 

meldepflichtigen Rechtsträger darf Einsicht in alle Rechtsträger genommen werden, die mit 

dem Kunden in einem wirtschaftlichen oder rechtlichen Naheverhältnis stehen und daher für 

die Beurteilung des wirtschaftlichen Eigentums an dem Kunden oder der Eigentums- und 

Kontrollstruktur relevant sind. Ebenfalls ist eine Einsicht zulässig, wenn bei Überprüfung 

einer verdächtigen Transaktion hinsichtlich Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung eines 

Kunden, der wirtschaftliche Eigentümer der Transaktionspartei des Kunden festgestellt 

werden muss. 

Der Begriff des Kunden bezieht sich hierbei auf die in den jeweiligen Materiengesetzen 

maßgebliche Definition für die betreffenden Verpflichteten (zB § 2 Z 15 FM-GwG). Der Begriff 
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des Kunden umfasst allerdings jedenfalls auch Personen, mit denen konkrete Gespräche im 

Hinblick auf die Begründung einer Geschäftsbeziehung geführt werden, da die 

Sorgfaltspflichten zur Feststellung und Überprüfung von wirtschaftlichen Eigentümern bereits 

vor Begründung einer Geschäftsbeziehung durchzuführen sind. Dabei ist zu beachten, dass 

erst ab einer Kontaktaufnahme mit dem Kunden, bei dem Aussicht auf die Begründung einer 

Geschäftsbeziehung besteht, eine Einsicht in das Register zulässig ist. Nicht zulässig ist die 

Einsicht, wenn es noch gar keinen Kontakt zum Kunden gegeben hat. So ist es zB nicht 

zulässig, bereits vor Aufnahme des Kontaktes zu einem Kunden zu prüfen, wer dessen 

wirtschaftliche Eigentümer sind.  

Zusätzlich dürfen Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Bilanzbuchhalter, 

Buchhalter und Personalverrechner (Verpflichtete gemäß § 9 Abs. 1 Z 6 bis 10 WiEReG) im 

Auftrag ihrer Mandanten auch dann Einsicht nehmen, wenn dies für die Zwecke der Beratung 

ihrer Mandanten und genossenschaftliche Revisionsverbände für die Zwecke der Beratung 

ihrer Mitglieder jeweils im Hinblick auf die Feststellung, Überprüfung und Meldung der 

wirtschaftlichen Eigentümer ihrer Mandanten bzw. Mitglieder erforderlich ist sowie für die 

Zwecke der Beratung von wirtschaftlichen Eigentümern im Hinblick auf die Stellung von 

Anträgen gemäß § 10a und § 14 Abs. 7 WiEReG. 

Die Einsicht der Verpflichteten erfolgt durch den Abruf eines mit einer Amtssignatur der 

Registerbehörde versehenen einfachen Auszugs gemäß § 9 Abs. 4 WiEReG oder eines 

erweiterten Auszugs gemäß § 9 Abs. 5 WiEReG. Ein Abruf des Auszugs ist nur für konkrete 

Rechtsträger (unter Angabe des vollständigen Namens des Rechtsträgers oder der 

entsprechenden Stammzahl) oder konkrete natürliche Personen möglich. Die Suche nach 

einer bestimmten natürlichen Person ist grundsätzlich nur für Kreditinstitute und bestimmte 

Verpflichtete (§ 9 Abs. 1 Z 1, 4 und 6 bis 10 WiEReG) möglich, da diese einer beruflichen 

Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Zudem ist es dafür erforderlich, dass die natürliche 

Person neben ihrem Namen durch die Eingabe eines oder mehrerer zusätzlicher 

Identifikatoren eindeutig bestimmt werden kann. 

Gemäß § 11 Abs. 1 WiEReG dürfen sich Verpflichtete bei der Anwendung ihrer 

Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden nicht ausschließlich auf die im Register enthaltenen 

Angaben über die wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers verlassen, sondern haben 

bei der Erfüllung ihrer Sorgfaltsplichten nach einem risikobasierten Ansatz vorzugehen. Die 

damit verbundenen Maßnahmen entnehmen Verpflichtete, die der Aufsicht der FMA 

unterliegen, den entsprechenden Rundschreiben der FMA. 
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7.1.2 Einsicht durch Verpflichtete bei Vorliegen eines berechtigten 

Interesses 

Bei Vorliegen eines berechtigten Interesses gemäß § 10 Abs. 2 WiEReG, in Fällen in denen 

der Antragsteller mit einem Rechtsträger eine Geschäftsbeziehung eingehen möchte, die für 

diesen, aufgrund von wirtschaftlichen oder persönlichen Elementen geeignet ist, ein 

hinreichendes Interesse an der Person des wirtschaftlichen Eigentümers des Rechtsträgers 

zu begründen, dürfen Verpflichtete gemäß § 9 Abs. 1 Z 6 bis 9 WiEReG namens und im 

Auftrag eines Mandanten Auszüge gemäß § 10 WiEReG abfragen, wobei diesfalls das 

Vorliegen des berechtigten Interesses dem berufsmäßigen Parteienvertreter nachzuweisen 

ist. So kann beispielsweise bei einer Liegenschaftstransaktion, die von einem Anwalt oder 

Notar begleitet wird, ein berechtigtes Interesse zur Einsicht in die wirtschaftlichen 

Eigentümer der Vertragspartei bestehen. Ein berechtigtes Interesse besteht darüber hinaus 

bei Insolvenzverwaltern für die Zwecke des Insolvenzverfahrens und bei Notaren in der 

Funktion als Gerichtskommissär für die Zwecke des Verlassenschaftsverfahrens (§ 9 Abs. 2a 

WiEReG). 

7.1.3 Einsicht öffentlicher Einrichtungen bei der Vergabe von öffentlichen 

Förderungen, öffentlichen Aufträgen oder Konzessionen 

Gemäß § 9 Abs. 2b WiEReG können öffentliche Einrichtungen, die im Rahmen ihrer 

Tätigkeiten öffentliche Mittel als Förderungen vergeben bzw. die öffentliche Aufträge und 

Konzessionen vergeben, auf Antrag bei der Registerbehörde die Einsicht als Verpflichtete für 

die Zwecke der Gewährleistung der Transparenz von wirtschaftlichen Eigentümern bei der 

Vergabe von öffentlichen Förderungen, öffentlichen Aufträgen oder Konzessionen nutzen. 

Diesfalls dürfen diese im Rahmen der Überprüfung von Rechtsträgern, die Förderwerber 

bzw. -empfänger sind, sowie von Bewerbern und Bietern bei Verfahren zur Vergabe von 

öffentlichen Aufträgen oder Konzessionen, Einsicht in das Register nehmen. 

7.1.4 Weitergabe von Auszügen aus dem Register 

Aus den Einschränkungen bei der Einsicht in das Register ergibt sich auch, dass einfache und 

erweiterte Auszüge und die darin enthaltenen Informationen aus dem Auszug nur unter 

bestimmten Voraussetzungen weitergegeben werden dürfen. Zulässig ist eine Weitergabe in 

folgenden Fällen: 

▪ Im Falle der Anwendung der Sorgfaltspflichten von Verpflichteten gemäß § 11 Abs. 2 

WiEReG bei der eine Weitergabe des Auszugs an Kunden notwendig ist (zB durch 
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Rückfrage bei Kunden, dass keine von dem erweiterten Auszug abweichenden 

Kontrollverhältnisse oder Treuhandbeziehungen bestehen). 

▪ Im Falle der Ausführung der Sorgfaltspflichten durch Dritte darf der Dritte die 

Informationen und die Auszüge dem betreffenden Verpflichteten übermitteln (zB § 13 

Abs. 1 FM-GwG). 

▪ Im Falle von Auslagerungs- oder Vertretungsverhältnissen, bei denen auf der Grundlage 

eines Vertrages der Auslagerungsdienstleister oder Vertreter als Teil des Verpflichteten 

anzusehen ist, darf der Auslagerungsdienstleister oder Vertreter dem Verpflichteten die 

Informationen und die Auszüge übermitteln (zB § 15 FM-GwG). 

Eine darüberhinausgehende Weitergabe kann zu einer Verletzung aufsichtsrechtlicher 

Vorschriften oder der Standespflichten der betreffenden Verpflichteten führen. Die 

vorsätzliche Weitergabe von Auszügen an Dritte, in denen Datensätzen enthalten sind, die 

mit einer Auskunftssperre oder einer Einschränkung der Einsicht gemäß § 10a WiEReG 

gekennzeichnet sind, stellt ein Finanzvergehen gemäß § 15 Abs. 6 WiEReG dar und ist mit 

einer Geldstrafe von bis zu 50.000 Euro zu bestrafen. 

7.2 Einsicht bei Vorliegen eines berechtigten Interesses 

Mit 1. September 2023 wurde die Einsicht bei Vorliegen eines berechtigten Interesses gemäß 

§ 10 WiEReG als Nachfolgerin der Öffentlichen Einsicht eingeführt, wobei vier 

Fallkonstellationen denkbar sind: 

• Rechtsträger können Auszüge für ihr eigenes Unternehmen gemäß § 10 Abs. 5 

WiEReG selbst ausschließlich über das Unternehmensserviceportal (USP) abrufen. 

• Jene Behörden und Gerichte, die in § 12 Abs. 1 WiEReG nicht genannt werden, sowie 

der Rechnungshof und die Landesrechnungshöfe sind berechtigt, soweit dies im 

Rahmen der ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben unbedingt erforderlich ist und 

diese Aufgabe im Zusammenhang mit einem in § 7 Abs. 1 WiEReG genannten Zweck 

steht, Auszüge gemäß § 10 Abs. 1 WiEReG abzurufen. 

• Notare, Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können gemäß § 9 Abs. 

2a WiEReG Auszüge bei Vorliegen eines berechtigten Interesses eines Klienten 

namens und Auftrags für diesen Klienten über ihr WiEReG Managementsystem im 

USP abrufen (siehe Punkt 7.1.2 (Einsicht durch Verpflichtete bei Vorliegen eines 

berechtigten Interesses)) 



100 

 

• Sonstige natürliche Personen und Organisationen können einen Antrag für die 

Einsicht bei berechtigtem Interesse über die Homepage des Bundesministeriums für 

Finanzen stellen 

Eine Antragstellung über die Homepage des Bundesministeriums für Finanzen für 

Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater sowie für Rechtsträger in Bezug 

auf ihren eigenen Auszug hat der Gesetzgeber in § 10 Abs. 2 WiEReG explizit 

ausgeschlossen. 

Details sowie Hilfestellungen für die Einsicht bei berechtigtem Interesse stehen auf der 

Homepage des Bundesministeriums für Finanzen in Form eines Handbuchs zur Verfügung. 

Wie oben angeführt, können natürliche Personen und Organisationen bei der 

Registerbehörde im elektronischen Wege einen Antrag auf Abfrage eines oder mehrerer 

konkreter Rechtsträger stellen, wobei das Vorliegen eines berechtigten Interesses 

nachzuweisen ist. Ein berechtigtes Interesse im Zusammenhang mit der Verhinderung der 

Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung oder der Durchführung von unmittelbar 

anwendbarer Sanktionsmaßnahmen der Europäischen Union und Sanktionsmaßnahmen nach 

dem SanktG ist bei Angehörigen von journalistischen Berufen, Angehörigen der 

Wissenschaft, als auch von zivilgesellschaftlichen Organisationen anzunehmen, die einen 

Bezug zur Verhinderung der Geldwäsche, der Terrorismusfinanzierung oder der Umgehung 

von vorgenannten Sanktionsmaßnahmen aufweisen. Als Nachweis für das Vorliegen eines 

berechtigten Interesses gilt jedenfalls ein diesbezüglicher journalistischer oder 

wissenschaftlicher Beitrag oder eine Verpflichtung des Antragstellers im Statut oder im 

Mission-Statement zu diesbezüglichen Tätigkeiten oder konkrete erfolgreiche diesbezügliche 

Aktivitäten. Ein berechtigtes Interesse liegt zudem vor, wenn der Antragsteller selbst 

Verpflichteter gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 in der Fassung der Richtlinie (EU) 

2018/843 ist und nicht bereits gemäß § 9 WiEReG oder dem System zur Vernetzung der 

Register der wirtschaftlichen Eigentümer der Europäischen Union gemäß Art. 30 Abs. 10 

sowie Art. 31 Abs. 9 der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Einsicht berechtigt ist oder ein diesem 

entsprechender Verpflichteter mit Sitz in einem Drittland ist.  

Des Weiteren besteht ein berechtigtes Interesse, wenn der Antragsteller mit einem 

Rechtsträger eine Geschäftsbeziehung eingehen möchte, die für ihn aufgrund von 

wirtschaftlichen oder persönlichen Elementen geeignet ist, ein hinreichendes Interesse an 

der Person des wirtschaftlichen Eigentümers des Rechtsträgers zu begründen. Geschäfte mit 

einem Rechtsträger, die für den Betroffenen weder wirtschaftlich noch persönlich wesentlich 

sind, werden daher nicht geeignet sein ein berechtigtes Interesse zu begründen. So vermag 

https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:54b54edf-120a-4b83-a6b9-aa772ca2d98a/2023-12-19%20Handbuch%20zur%20Einsicht%20bei%20berechtigtem%20Interesse.pdf
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der Wocheneinkauf der Lebensmittel kein berechtigtes Interesse begründen können, ein 

dauerhafter Liefervertrag über Lebensmittel bei Hotel oder Gastronomiebetrieben, der für die 

Vertragspartner wirtschaftlich wesentlich oder persönlich wesentlich ist, hingegen schon. 

Eine persönliche Eignung kann dann angenommen werden, wenn mit den erworbenen 

Produkten oder Dienstleistung ein gewisser Ruf verbunden ist, der für den Geschäftspartner 

aufgrund seines Geschäftsmodells wesentlich ist. Eine wirtschaftliche und persönliche 

Eignung wird regelmäßig auch bei der Miete oder dem Erwerb eines Hauptwohnsitzes 

vorliegen. Aber auch kommerzielle Immobilientransaktionen oder Abtretungen von 

Geschäftsanteilen können wirtschaftlich oder persönlich geeignet sein ein berechtigtes 

Interesse zu begründen. 

Nach Genehmigung des Antrages ist dem Antragsteller per E-Mail ein Link zur Entrichtung 

des Nutzungsentgeltes und zum nachfolgenden Abruf des Auszuges zu übermitteln, der für 

die Dauer von vier Wochen gültig ist.  

7.3 Einschränkung der Einsicht 

Gemäß § 10a Abs. 1 WiEReG hat die Registerbehörde auf schriftlichen Antrag eines 

wirtschaftlichen Eigentümers zu entscheiden, dass Daten über diesen wirtschaftlichen 

Eigentümer nicht in öffentlichen, einfachen und erweiterten Auszügen aus dem Register 

angezeigt werden, wenn dieser nachweist, dass der Einsichtnahme unter Berücksichtigung 

aller Umstände des Einzelfalls überwiegende, schutzwürdige Interessen des wirtschaftlichen 

Eigentümers entgegenstehen. 

Der Antrag muss gemäß § 10a Abs. 1 WiEReG vom wirtschaftlichen Eigentümer direkt oder 

einem vom wirtschaftlichen Eigentümer beauftragten Parteienvertreter schriftlich bei der 

Registerbehörde gestellt werden. Ist die Person wirtschaftlicher Eigentümer bei mehreren 

Rechtsträgern, so sind alle Rechtsträger, für die eine Einschränkung der Einsicht beantragt 

werden soll, in dem Antrag anzuführen. Der Antrag ist muss neben Namen und 

Geburtsdatum der einzuschränkenden Person sowie Namen und Stammzahl der betroffenen 

Rechtsträger auch eine Begründung enthalten, mit der nachgewiesen wird, dass der 

Einsichtnahme unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls überwiegende, 

schutzwürdige Interessen des wirtschaftlichen Eigentümers entgegenstehen. Bei in 

Österreich gemeldeten Minderjährigen ist nur die Angabe von Namen und Geburtsdatum 

erforderlich. Bei nicht in Österreich gemeldeten Minderjährigen ist hingegen eine Kopie der 

Geburtsurkunde oder eines sonstigen öffentlichen Dokuments, dass die Minderjährigkeit 

bestätigt, beizulegen. 
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Überwiegende, schutzwürdige Interessen des wirtschaftlichen Eigentümers liegen vor, wenn 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Einsichtnahme den wirtschaftlichen 

Eigentümer dem unverhältnismäßigen Risiko aussetzen würde, Opfer einer der in § 10a 

Abs. 2 WiEReG aufgezählten Straftaten zu werden. Des Weiteren liegen überwiegende 

schutzwürdige Interessen des wirtschaftlichen Eigentümers jedenfalls dann vor, wenn der 

wirtschaftliche Eigentümer minderjährig oder geschäftsunfähig ist. 

Nach erfolgter Antragstellung verfügt die Registerbehörde binnen 14 Tage die Einschränkung 

der Einsicht, sofern der Antrag nicht offenkundig unbegründet ist (Verfügung der 

Einschränkung der Einsicht).  

Ab dem 10. Dezember 2024 kann der Antrag des wirtschaftlichen Eigentümers auf 

Einschränkung der Einsicht auch vor Abgabe einer Meldung eingebracht werden. Diesfalls 

kann beantragt werden, dass für die betreffenden Rechtsträger Auszüge aus dem Register 

der wirtschaftlichen Eigentümer nur durch Verpflichtete gemäß § 9 Abs. 1 Z 1, 2 und 7 

WiEReG und Behörden abgerufen werden können (Hemmung der Einsicht). Die Hemmung 

der Einsicht hat die Registerbehörde bis zum Ablauf des übernächsten Werktages 

vorzunehmen und für die Dauer von höchstens 14 Tagen aufrechtzuerhalten. In diesem Fall 

beginnt die Frist für die Verfügung der Einschränkung der Einsicht erst mit der Eintragung 

der Meldung in das Register zu laufen. Die Frist für die Hemmung der Einsicht verlängert sich 

diesfalls entsprechend. 

Binnen zwölf Monaten ab Einlangen des Antrages hat die Registerbehörde diesen 

bescheidmäßig unter eingehender Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu 

erledigen. Dem Antrag auf Einschränkung der Einsicht kann ganz oder teilweise, im Hinblick 

auf die Rechtsträger, für welche die Einsicht in die Daten eines wirtschaftlichen Eigentümers 

eingeschränkt wird, entsprochen werden. Wenn den überwiegenden schutzwürdigen 

Interessen des wirtschaftlichen Eigentümers dadurch entsprochen werden kann, dass nur die 

Einsicht in die Daten des Wohnsitzes eingeschränkt wird, so hat nur eine Einschränkung 

dieser Daten zu erfolgen.  

Die Einschränkung der Einsicht wird auf fünf Jahre, bei Minderjährigen bis zum Erreichen der 

Volljährigkeit gewährt. Danach muss ein neuer Antrag zur Einschränkung der Einsicht gestellt 

werden. Der Antrag kann schon vor Ablauf des Endes der Einschränkung der Einsicht 

erfolgen. 
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7.4 Auskunftssperre 

Mit § 9 Abs. 4 Schlussteil WiEReG werden die Auskunftssperren gemäß Vereinsgesetz 2002 

und Meldegesetz 1991 geregelt. 

Liegt gemäß Vereinsgesetz 2002 eine Auskunftssperre vor, enthält der Auszug nur den 

Namen des Vereins, die Stammzahl (ZVR-Zahl) und die Angabe, dass sich der Sitz des 

Vereins im Inland befindet, sowie den Hinweis, dass eine Auskunftssperre vorliegt. Diese 

Einschränkung gilt nicht für Verpflichtete gemäß § 9 Abs. 1 Z 1, 2 und 7 WiEReG. Bei diesen 

werden im Auszug anstelle der Wohnsitze der direkten und indirekten wirtschaftlichen 

Eigentümer nur das Wohnsitzland sowie der Hinweis, dass eine Auskunftssperre gemäß 

Vereinsgesetz 2002 vorliegt, angezeigt. Wenn nach natürlichen Personen gesucht wird, die 

wirtschaftliche Eigentümer eines Vereins sind für den eine Auskunftssperre besteht, wird 

dieser Verein nicht in der Trefferliste angezeigt. 

Bei Vorliegen einer Auskunftssperre gemäß Meldegesetz 1991 enthält der Auszug anstelle 

der Angaben der Wohnsitze der direkten und indirekten wirtschaftlichen Eigentümer nur die 

Angabe, dass sich der Wohnsitz im Inland befindet, sowie den Hinweis, dass eine 

Auskunftssperre gemäß Meldegesetz vorliegt. 

Eine Weitergabe von Datensätzen, die mit einer Auskunftssperre gekennzeichnet sind, an 

Dritte stellt ein Finanzvergehen gemäß § 15 Abs. 6 WiEReG dar und ist mit einer Geldstrafe 

von bis zu 50.000 Euro zu bestrafen. 

8 Setzung von Vermerken 

Seit 10. Jänner 2020 müssen Verpflichtete im elektronischen Weg über das 

Unternehmensserviceportal einen Vermerk zu setzen und die Gründe für die Setzung des 

Vermerkes in standardisierter Form übermitteln, wenn  

• diese bei Anwendung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden feststellen, dass für 

einen Kunden, der ein Rechtsträger im Sinne dieses Bundesgesetzes ist, die im 

Register eingetragenen wirtschaftlichen Eigentümer nicht jenen entsprechen, die er 

im Rahmen seiner Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden festgestellt hat und 

• sie überzeugt sind zu wissen, dass die im Register eingetragenen Daten über die 

wirtschaftlichen Eigentümer unrichtig oder unvollständig sind. 

 

Die Setzung eines Vermerkes hat durch die Verwendung des Formulars „WiEReG - Setze 

Vermerk“ zu erfolgen, dass entweder über die Meldungsablage oder über den Menüpunkt 
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„Vermerk setzen“ im WiEReG Management System aufgerufen werden kann. Sollte das 

Formular oder der Menüpunkt nicht sichtbar sein, so sollte der Administrator kontaktiert 

werden, um die entsprechende Rechte zu vergeben. 

Die Verpflichtung zur Setzung eines Vermerkes entfällt gemäß § 11 Abs. 3 WiEReG, wenn 

der Verpflichtete seinen Kunden auf die unrichtige oder unvollständige Eintragung hinweist 

und dieser binnen angemessener Frist eine Berichtigung vornimmt. Welche Länge der Frist 

als angemessen anzusehen ist, ist anhand des konkreten Sachverhaltes zu beurteilen: 

• bei einfachen Sachverhalten mit reinem Inlandsbezug wird eine Woche als 

angemessen anzusehen sein 

• bei komplexen Sachverhalten, die beispielsweise von der Lösung einer schwierigen 

Rechtsfrage abhängen oder bei denen Dokumente von ausländischen 

übergeordneten Rechtsträgern einzuholen sind, wird eine längere Frist angemessen 

sein; als Obergrenze ist aber jedenfalls die Frist für die Abgabe von Meldungen von 

vier Wochen nach Kenntnis der Änderung anzusehen. 

Im Hinblick auf die Frage, ob die im Register eingetragenen Daten über die wirtschaftlichen 

Eigentümer unrichtig oder unvollständig sind, ist bei Rechtsträgern mit einer subsidiären 

Meldung mit automationsunterstützten Datenübernahme gemäß § 5 Abs. 5 WiEReG und bei 

meldebefreiten Rechtsträgern mit einer automationsunterstützten Datenübernahme gemäß § 

6 WiEReG zu beachten, dass in diesen Fällen nur der Umstand der subsidiären Ermittlung 

bzw. das Vorliegen des wirtschaftlichen Eigentums von anderen, nicht im Auszug 

enthaltenen, wirtschaftlichen Eigentümern zu melden ist. Da mit diesen Bestimmungen eine 

Verwaltungsvereinfachung angestrebt wird, solle daher ein nicht zu strenger Maßstab bei der 

Prüfung, ob die eingetragenen Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer unrichtig oder 

unvollständig sind, angelegt werden. Keine Verpflichtung zur Setzung eines Vermerks 

besteht daher, wenn 

• alle festgestellten und überprüften wirtschaftlichen Eigentümer im Auszug 

aufscheinen und eindeutig identifiziert werden können, einzelne Daten zur Person 

unrichtig oder unvollständig sind 

• bei Personengesellschaften die wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 109 Abs. 1 

zweiter Satz UGB berechnet werden, tatsächlich aber aufgrund des 

Gesellschaftsvertrages abweichende Beteiligungsverhältnisse oder Stimmrechte 

bestehen, solange sich daraus nicht ein oder mehrere zusätzliche wirtschaftliche 

Eigentümer ergeben. 
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Des Weiteren kann von einer Vermerksetzung abgesehen werden, wenn die Meldung 

bloß geringfügig unrichtig ist und dadurch die Aussagekraft des Auszuges aus dem 

Register nicht beeinträchtigt wird. So soll der Schwerpunkt einer Vermerksetzung auf 

materiellen Unrichtigkeiten liegen und nicht etwa auf Tipp- oder Rechtschreibfehlern.  


